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DEMOKRATIE IST KEINE 
SELBSTVERSTÄNDLICHKEIT

Diese elementare Erkenntnis wurde in den letzten Jahren durch globale 
medienökonomische und gesellschaftliche Disruptionen in Erinnerung 
gerufen. Die Frage, wie Medien darauf reagieren und welchen Beitrag 
sie zum Gelingen einer funktionierenden demokratischen Öffentlich-
keit leisten, ist dabei von zentraler Bedeutung. Das gilt vor allem für 
öffentlich-rechtliche Medien, die mit ihren Funktionsaufträgen einen 
„Vertrag mit der Gesellschaft“ eingehen, der nicht einem kommerziel-
len Geschäftsmodell, sondern einem „Public Service“ entspricht. Dabei 
steht –auch im digitalen Zeitalter- nicht das Ziel im Vordergrund, Ren-
dite für Shareholder/innen, sondern Public Value für Bürger/innen zu 
schaffen. Dieser unterscheidbare Sinn und Zweck öffentlich-rechtlicher 
Medien wird durch die Entwicklungsdynamik der digitalen Kommuni-
kationstechnologien radikal herausgefordert: Worin besteht „digitaler 
Mehrwert“, der nicht nur die Aktien in die Höhe treibt, sondern auch 
den Nutzen für die Gesellschaft? Wie können sich (öffentlich-rechtliche) 
Medien den Rahmenbedingungen der digitalen Welt anpassen? Müssen 
sie standhalten oder dagegenhalten? Und nicht zuletzt: Was bedeutet 
„digitale Demokratie“? 

Wer Antworten und handlungs- und lösungsorientierte Perspektiven da-
für sucht, ist angehalten, die Entwicklung der globalen digitalen Kom-
munikation mit den Folgen der gesellschaftlichen Umbrüche zu verbin-
den und hinsichtlich ihrer komplementären Wirkung zu analysieren. Die 
Perspektive der aktuellen Public Value Studie ist daher interdisziplinär 
und hat sich um unterschiedliche Zugänge bemüht. Die vorliegenden Er-
gebnisse sind entsprechend vielfältig und berühren ebenso unterschied-
liche wie gesellschaftlich relevante Fragen:

•  Bernd Holznagel (Universität Münster) behandelt den Demokratie-
auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks vor dem Hintergrund der 
Herausforderungen durch die Internetkommunikation. 

•  Claudia Ritzi (Universität Trier) analysiert die Wirkung, aber auch die 
Chancen für öffentlich-rechtliche Medien im Zeitalter der Postdemokratie.

•  Stephen Cushion (Cardiff University) befasst sich mit dem demokrati-
schen Wert von Information und Nachrichten.

•  Günther Ogris, Florian Oberhuber und Martina Zandonella (SORA) 
stellen ein neues sozialwissenschaftliches Modell, den „Demokratie-
monitor“, vor und erörtern seine Optionen für den ORF.
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V O R W O R T

•  Stefan Rappenglück (Hochschule München) thematisiert die Frage 
der politischen Bildung im digitalen Zeitalter.

•  Christian Fuchs (University of Westminster) entwickelt schließlich 
Grundlagen für eine digitale Demokratie und konkrete Vorschläge, wie 
sie in den Programmen öffentlich-rechtlicher Medien umgesetzt wer-
den könnten.

Tatsache ist: Die Veränderungen in der globalen Medienökonomie und 
laufende gesellschaftliche Konfliktszenarien haben das Potential nach-
haltige Krisen der Demokratie auszulösen. Daher kommt der Frage, wie 
sich öffentlich-rechtliche Medien in ihrer Rolle als „Vierte Gewalt“ im 
Kontext von Demokratie und Gesellschaft verorten eine zentrale Bedeu-
tung zu. Können sie ihre infrastrukturelle Bedeutung für die Bevölke-
rung auch angesichts der kommerziellen Konkurrenz aufrechterhalten? 
Werden sie „im Auftrag der Gesellschaft“ auf ein Nischenprodukt be-
schränkt oder müssen sie – gerade angesichts der medialen Flut digita-
ler Information und Unterhaltung- ihr multimediales Angebot drastisch 
ausweiten? Welche gesetzlichen Rahmenbedingungen und welches 
Mindset von Veränderung und Innovation sind erforderlich, um den 
künftigen Anforderungen zu entsprechen?

Die vorliegende Studie liefert keine abschließende Antworten, aber rele-
vante Hinweise darauf, wie öffentlich-rechtliche Medien ihren demokra-
tiepolitischen Auftrag in Zukunft wahrnehmen und ihre gesellschafts-
politische Relevanz unter den Bedingungen der digitalen Medienwelt 
entwickeln könnten. Dabei ist neben Reform und Transformation vor 
allem ein entwicklungsoffener und zukunftsorientierter Diskurs nachge-
fragt, der durch die Beiträge dieser Studie angeregt werden soll. 

Wir bedanken uns beim „Media Intelligence Service“ der „European 
Broadcasting Corporation /EBU“ und beim Bayerischen Rundfunk für 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit und bei allen Studienautor/
innen für ihre Mitwirkung. Die Beiträge dieser Studie und knapp 200 wei-
tere Artikel österreichischer, deutscher und internationaler Wissenschaf-
ter/innen und Medienexpert/innen zu öffentlich-rechtlicher Medien-
qualität finden Sie ebenso wie umfangreiche Zahlen, Daten und Fakten 
zur Medienproduktion des ORF auf zukunft.ORF.at sowie in der ORF- 
Schriften reihe „TEXTE – öffentlich-rechtliche Qualität im Diskurs“. •

 KONRAD MITSCHKA  KLAUS UNTERBERGER
ORF GENERALDIREKTION PUBLIC VALUE
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DEMOKRATIEAUFTRAG DES 
ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNKS

UNIV.-PROF. DR. BERND HOLZNAGEL, UNIVERSITÄT MÜNSTER

I. EINLEITUNG

Russische „Trollfabriken“ haben im amerikanischen Präsidentschafts-
wahlkampf versucht, durch Desinformation und Propaganda in Werbe-
beiträgen gezielt Einfluss auf den amerikanischen Präsidentschaftswahl-
kampf zu nehmen. Das Ausmaß hat alle überrascht. Allein auf Facebook 
und seiner Tochter Instagram sollen ca. 150. Mio. Nutzer und Nutzerin-
nen Adressaten dieser Äußerungen gewesen sein.1 Seitdem dies bekannt 
wurde, wird intensiv darüber diskutiert, ob von der Internetkommuni-
kation angesichts ihrer Anfälligkeit für Manipulationen eine Gefahr für 
die demokratische Willensbildung2 und insbesondere die Integrität von 
Wahlkämpfen ausgeht. Die Zeitschrift „The Economist“ brachte die De-
batte auf den Punkt und titelte das Novemberheft von 2017 mit der Frage 
„Do social media threaten democracy?“

Eine ähnliche Kontroverse hat auch anlässlich des letzten großen Um-
bruchs bei der technischen Verbreitung von Medieninhalten, nament-
lich bei der Überwindung der Frequenzknappheit durch Kabel und Sa-
tellit Mitte der 80er Jahre, die Gemüter bewegt. Sie führte dazu, dass eine 
zentrale Rechtfertigung des öffentlich-rechtlichen Rundfunkmonopols 
brüchig und heftig über die Einführung des gewinnorientierten Rund-
funks gestritten wurde. Gegen letztere wurde vorgebracht, dass die kom-
merzielle Ausrichtung der Programme zu einer Banalisierung und Insze-
nierung der Politikvermittlung führen müsse. Wahlkämpfe würden als 
Schaukämpfe („Kandidatenduell“) inszeniert. Aufmerksamkeitshasche-
reien statt sachlicher Information hätten zur Folge, dass die Grundlage 
der Willensbildung für die (wahlberechtigten) Bürger in der Demokratie 
verzerrt werde.3 In Deutschland konnte der Rechtsfrieden in dieser Fra-
ge erst durch eine Reihe von Rundfunkurteilen durch das Bundesverfas-
sungsgericht wiederhergestellt werden.4 Das Gericht erlaubte zwar die 
Einführung eines gewinnorientierten Rundfunks und damit eine duale 
Rundfunkordnung5, forderte jedoch – gleichsam als „Auffangnetz“ für 
die entstehenden Risiken – einen starken öffentlich-rechtlichen Rund-
funk ein. 

Die Verbreitungsbedingungen für Kommunikationsinhalte haben sich 
durch das Internet nun erneut grundlegend verändert. Der Einzelne 
kann zeit- und ortsungebunden die von ihm gewünschten Inhalte be-

P U B L I C  V A L U E  S T U D I E
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D E R  A U F T R A G :  D E M O K R A T I E

ziehen, vorausgesetzt eine breitbandige Internetkonnektivität ist ver-
fügbar.6 Daneben kann der herkömmliche kabel- und satellitengestützte 
Mehrkanalrundfunk empfangen werden. Es ist eine multipolare Medie-
numgebung entstanden, die derzeit nicht über einen zeitgemäßen und 
kohärenten Ordnungsrahmen verfügt.7

Internetinhalte und Dienste sind aufgrund der Vorgaben der E-Commer-
ce-Richtlinie aus dem Jahre 2000 in der EU zulassungsfrei. Die Mitglied-
staaten hatten daher nicht die Option, global verbreitete Angebote aus 
dem Netz durch eine Weiterentwicklung der dualen Rundfunkordnung 
einzuhegen. Andererseits unterliegen Kommunikations- und Medien-
inhalte im Hinblick auf die Sicherung der demokratischen Willensbil-
dung bestimmten rechtlichen Anforderungen, die unabhängig von 
ihrer Verbreitungsart gelten. Dies gilt für die Sendungen des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks in einem besonderen Maße. Hierauf ist zunächst 
einzugehen, bevor der Frage nachgegangen wird, welche öffentlichen 
Aufgaben der öffentlich-rechtliche Rundfunk heute wahrnehmen muss. 
Nach der Darlegung des verfassungsrechtlichen Auftrags der Medien im 
Allgemeinen und des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Besonderen 
für die demokratische Willensbildung ist kurz zu skizzieren, wie dieser 
Auftrag in Rundfunkgesetzen konkretisiert wurde.

II.  ÖFFENTLICH-RECHTLICHER RUNDFUNK ALS MEDIALE 
 INFRASTRUKTUR FÜR DIE DEMOKRATIE

1. Öffentlichkeit als Funktionsvoraussetzung der Demokratie
a) Bedeutung und Herausbildung der öffentlichen Meinung
Die Demokratie ist eine anspruchsvolle und voraussetzungsreiche Form 
der Regierung. Der zentrale Legitimationsakt aller staatlichen Gewalt 
sind wiederkehrende Parlamentswahlen. Die Bürgerinnen und Bürger 
können aber nur dann eine verantwortliche Auswahl unter den zur Wahl 
stehenden Kandidatinnen und Kandidaten sowie den Parteien treffen, 
wenn sie sich über deren Ansichten und die von ihnen vertretenen The-
men umfassend informieren und sie gegeneinander abwägen können.8 
Aber auch wenn keine Wahlen oder Abstimmungen stattfinden, können 
Bürgerinnen und Bürger auf die Bildung der öffentlichen Meinung und 
damit auf den politischen Prozess Einfluss nehmen.9 Die öffentliche Mei-
nung bildet sich durch eine ständige Auseinandersetzung zwischen den 
einander begegnenden sozialen Kräften und Interessen in der Gesell-
schaft.10 Jeder versucht, seine Ansichten im Meinungskampf durchzuset-
zen, um sie als öffentliche Meinung in politisches Handeln umsetzen zu 
können.11 Diesem Diskursmodell von demokratischer Öffentlichkeit liegt 
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die Vorstellung zugrunde, dass sich durch ständige gegenseitige Kont-
rolle und Kritik die „beste Gewähr für eine (relativ) richtige politische 
Linie als Resultante und Ausgleich zwischen den im Staat wirksamen 
Kräften“ einstellt.12 Die Rechtsordnung achtet darauf, dass die Ausein-
andersetzung mit den Mitteln des Arguments erfolgt. Wirtschaftlicher 
Druck, Drohungen und unwahre Informationen sind daher nicht mit 
freier Meinungsbildung vereinbar.13 Der Meinungskampf wird so zu ei-
nem „Lebenselement“ der Demokratie.14 

b) Rolle der Medien
Informationssammlung und -verarbeitung werden heute maßgeblich 
durch die Medien geprägt. Der Einzelne braucht angesichts der Komple-
xität der Lebensverhältnisse Unterstützung, um die politisch relevanten 
Themen zu identifizieren, sich hierüber ausreichend zu informieren und 
sie in die Zusammenhänge einzuordnen. Diese Unterstützungsleistung 
wird traditionell von der Berufsgruppe der Journalisten bereitgestellt. 
Die Medien sind damit befähigt, als „ständiges Verbindungs- und Kont-
rollorgan zwischen dem Volk und seinen gewählten Vertretern in Parla-
ment und Regierung“ zu wirken. 

Sie sind deshalb dem aus den Medienfreiheiten entspringenden Plura-
lismus- bzw. Vielfaltsgebot verpflichtet (Art. 11 Abs. 2 GrCh). Diesem Ge-
bot liegt das Interesse an Meinungsvielfalt zugrunde. Der Einzelne soll 
in seiner Rolle als Staatsbürger angemessen informiert sein und aus ei-
ner möglichst breiten Palette an Meinungen auswählen können. So ist es 
denn Aufgabe der Presse „umfassende Information zu ermöglichen, die 
Vielfalt der bestehenden Meinungen wiederzugeben und selbst Meinun-
gen zu bilden und zu vertreten.15“ Der Rundfunk dient der „freien indi-
viduellen und öffentlichen Meinungsbildung“ und hat „frei, umfassend 
und wahrheitsgemäß“ zu informieren.16 Wegen seiner Breitenwirkung, 
Aktualität und Suggestivkraft kommt ihm bei der Meinungsbildung eine 
besondere Bedeutung zu.17

Zahlreiche europäische Verfassungsgerichte sehen diese Aufgabenbe-
stimmung der Medien18 nicht nur als für die Demokratie geeignet oder 
förderlich, sondern darüber hinaus, wie es das deutsche Bundesverfas-
sungsgericht ausdrückt, als „schlechthin konstituierend“ an.19 Einem 
Medienmodell, welches Rundfunk und Presse als Mittel einstuft, um die 
Ansichten der Regierung bzw. eines autoritären Führers in der Bevölke-
rung zu verbreiten und in deren Bewusstsein zu verankern, soll eine klare 
Absage erteilt werden. Zu gut konnten die Folgen eines solchen Modells 
in der Zeit des Nationalsozialismus und später in den unter sowjetischer 
Vorherrschaft befindlichen europäischen Staaten beobachtet werden. 
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c) Rahmenbedingungen für die Umsetzung des Vielfaltsgebots
Das Pluralismus- bzw. Vielfaltsgebot setzt darauf, dass große Teile der 
Bevölkerung Interesse an den Auffassungen Andersdenkender oder der 
Entdeckung neuer Sichtweisen haben bzw. diese Vorgänge zumindest 
tolerieren können. Gerade in der Nachkriegszeit war dies ein anspruchs-
volles Konzept, war doch die Bevölkerung gewohnt, nur mit bekann-
ten, durch die Regierung mehr oder weniger vorgegebenen Sichtweisen 
konfrontiert zu werden. Um eine konstruktive Auseinandersetzung mit 
anderen Ansichten zu ermöglichen, besteht die Rechtsordnung auf der 
Akzeptanz grundlegender Kommunikationsregeln. 

Eine hohe demokratiegewährleistende Relevanz weist in diesem Zusam-
menhang das Wahrhaftigkeitsgebot auf. Hierzu gehört, dass alle Nach-
richten in den Medien vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen 
gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft und Wahrheit geprüft werden 
müssen.20 Von den Nachrichten sind Kommentare, aber auch Werbebot-
schaften deutlich zu trennen.21 Diese Vorgabe des Presse-, Rundfunk- 
und Onlinerechts setzt wiederum voraus, dass es in der Gesellschaft 
einen Konsens für die Unterscheidbarkeit von wahr und unwahr sowie 
von Tatsachen und Meinungen gibt.22 Ohne einen solchen Konsens ist 
es kaum möglich, im politischen Meinungskampf eine auf Argumenten 
basierende Auseinandersetzung konstruktiv zu führen.

Eng verbunden mit dem Wahrhaftigkeitsgebot ist der Grundsatz, dass 
der Prozess der Meinungs- und Willensbildung staatsfern erfolgt.23 Dies 
bedeutet nicht, dass die staatlichen Entscheidungs- und Beratungspro-
zesse im Geheimen stattfinden sollen. Vielmehr ist heute von einem 
Prinzip der Öffentlichkeit und Transparenz in der Demokratie auszu-
gehen.24 Jedoch sind der Öffentlichkeitsarbeit und der Regierung enge 
Grenzen gesetzt. Der Rundfunk unterliegt hier besonders strikten Anfor-
derungen.25 Er darf weder dem Staat noch einzelnen gesellschaftlichen 
Gruppen ausgeliefert werden.26

d) Besondere Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
Bei der Umsetzung des Pluralismusgebots kommt den einzelnen Medi-
en durchaus eine unterschiedliche Rolle zu. Die Rolle des Public-Watch-
Dogs wird in erster Linie der Presse zugewiesen.27 Der öffentlich-recht-
liche Rundfunk ist demgegenüber verpflichtet, für die „Gesamtheit der 
Bevölkerung“ Programme anzubieten, die die Vielfalt der bestehenden 
Meinungen möglichst breit und vollständig abbilden und die Bürger in 
einem umfassenden Sinne informieren.28 Der gewinnorientierte Rund-
funk wäre mit einer solchen Verpflichtung überfordert. Aufgrund seiner 
Werbefinanzierung wird nur ein Mindeststandard an Vielfalt in der Be-
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richterstattung eingefordert.29 Daher ist der besondere, demokratieför-
dernde Auftrag der Rundfunkanstalten für die duale Rundfunkordnung 
entwickelt worden. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist als mediale Infrastruktur konzi-
piert, die für alle Bürgerinnen und Bürger einen kommunikativen Versor-
gungsauftrag wahrnimmt. Ähnlich wie die Wasserversorgung der Kom-
munen für sauberes und gesundes Trinkwasser sorgt, kommt ihm die 
Aufgabe zu, die Bevölkerung mit den Informationen zu versorgen, die 
diese brauchen um ihren staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten in 
der Demokratie nachzukommen. Das Bundesverfassungsgericht spricht 
daher auch anschaulich von einem Auftrag zur (Grund-)Versorgung der 
gesamten Bevölkerung mit einem inhaltlich umfassenden Programman-
gebot.30

Auch einige Ökonomen gehen inzwischen davon aus, dass diese Aufga-
be nicht dem Markt überlassen werden kann. Aus ihrer Sicht stellt der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk in den durch Besonderheiten und Un-
vollkommenheiten gekennzeichneten Medienmärkten die unabhängige 
Erbringung von gesellschaftlich erwünschten öffentlichen Gütern für die 
demokratische Meinungsbildung, kulturelle Information und den sozia-
len Zusammenhang her.31

Das Gericht hat kürzlich diesen Infrastrukturauftrag auf die multipolare 
Medienumgebung ausgeweitet.32 Es erkennt damit an, dass es in einer 
durch Disruption gekennzeichneten Welt des Internets ein wirkungs-
volles Gegengewicht braucht, welches für eine dauerhafte verlässliche 
Berichterstattung sorgt und sich den Prinzipien der demokratischen 
Öffentlichkeit verpflichtet fühlt. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist 
heute auch deshalb unverzichtbar, um sich als Gemeinschaft medial 
gegen ausländische Einflussnahmen auf die demokratische Willensbil-
dung zur Wehr setzen zu können. Die Erfahrungen im amerikanischen 
Präsidentschaftswahlkampf mit russischen Trollfabriken, Microtarge-
ting u.ä. deuten darauf hin, dass hier fundamentale Veränderungen im 
Gange sind.

Die Förderung von Vielfalt birgt immer die Gefahr der Ausdifferenzie-
rung von Sichtweisen und der sie tragenden Gruppen. Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk soll dem entgegenwirken, indem er durch seine 
Programme ein Gemeinschaftserlebnis schafft, über das die Bevölke-
rung ins Gespräch kommt. Aus diesem Grunde wird ihm beispielsweise 
die Möglichkeit eröffnet, internationale Sportereignisse zu übertragen. 
Identitätsstiftend wirkt hier die Berichterstattung über die Erfolge der 
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Nationalmannschaften. Durch diesen Integrationsauftrag soll der gesell-
schaftliche Zusammenhalt gefördert werden. Zusammenhalt ist wichtig, 
damit es zu keinen übertriebenen Polarisierungen in der Gesellschaft 
kommt, die kommunikationsbasierte, konsensuale Problemlösungen in 
der demokratischen Gesellschaft erschweren.33

Über die Auswahl, den Inhalt sowie die Gestaltung der Programme 
und Sendungen, die erforderlich sind, um den Vielfalts- und Integrati-
onsauftrags zu erfüllen, entscheidet der jeweilige öffentlich-rechtliche 
Programmveranstalter in eigener Verantwortung.34 Programmfreiheit 
bedeutet jedoch nicht, dass die Einhaltung ihrer Verpflichtungen nicht 
gesellschaftlich überwacht und kontrolliert wird. Da der öffentlich-
rechtliche Rundfunk der Gesellschaft als Ganzes dient, werden hierfür 
Gremien beauftragt, die sich aus einem breiten Spektrum gesellschaftli-
cher Gruppen zusammensetzen.35 Hierzu gehören z.B. die Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbände, die Glaubensgemeinschaften oder Grup-
pen aus der Zivilgesellschaft. 

Finanziert wird der öffentlich-rechtliche Rundfunk durch die gesamte 
Bürgerschaft. Jeder einzelne Haushalt trägt durch regelmäßige Zahlun-
gen so zum gemeinsamen und freien öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
bei. In der Folge haben alle den gleichen Zugang zu der aufgebauten 
medialen Infrastruktur (Gleichwertigkeitsprinzip). Dies bedeutet, dass 
wohlhabende Bürger und Bürgerinnen keinen privilegierten Zugang zu 
den Kommunikationsinhalten bekommen. Alle haben zudem die glei-
chen Möglichkeiten, Einfluss auf die demokratische Willensbildung zu 
nehmen. Auf diese Weise wird die Chancengerechtigkeit der Kommuni-
kation abgesichert. Diese Art der gemeinschaftlichen Finanzierung ist 
eine wichtige Vorkehrung dafür, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
seinen Programmauftrag unabhängig von der Einflussnahme der Partei-
en, Regierung oder mächtiger Wirtschaftsgruppen wahrnehmen kann.37

2.  Gesellschafts- und demokratierelevante 
Verpflichtungen der Rundfunkgesetze

Diese verfassungsrechtlichen Vorgaben werden durch die einschlägigen 
Rundfunkgesetze näher ausgestaltet. Sie sind für die praktische Arbeit 
von zentraler Bedeutung. Einige Regelungen zum ORF und zu den deut-
schen Rundfunkanstalten sollen deshalb hier hervorgehoben werden.

11



P U B L I C  V A L U E  S T U D I E

a) Programmgrundsätze
Der ORF soll durch umfassende Informationen zur freien individuellen 
und öffentlichen Meinungsbildung im Dienste des mündigen Bürgers 
und damit zum demokratischen Diskurs der Allgemeinheit beitragen 
(Art. 10 Abs. 4 ORF-G). Sein Programm sorgt dafür, dass die Öffentlich-
keit umfassend über alle wichtigen politischen, sozialen, wirtschaft-
lichen, kulturellen und sportlichen Fragen informiert wird (§ 4 Abs. 1 
ORF-G). In Deutschland sollen die Rundfunkanstalten einen umfassen-
den Überblick über das internationale, europäische, nationale und re-
gionale Geschehen in allen wesentlichen Lebensbereichen geben. Eine 
solche Verpflichtung gibt es bei der Presse oder im gewinnorientierten 
Rundfunk nicht.

Die Programme des ORF und der deutschen Rundfunkanstalten müssen 
ausgewogen sein.38 Das Gebot der Ausgewogenheit bedeutet nicht, dass 
jedermann in jeder Sendung ein Forum für beliebige Thesen und Pro-
vokationen eröffnet werden muss. Das Gebot bezieht sich nämlich auf 
das Gesamtprogramm, nicht aber auf eine konkrete Sendung. Überdies 
unterliegt der öffentlich-rechtliche Rundfunk einem besonders stren-
gen Wahrhaftigkeitsgebot. Bei der Berichterstattung sind zusätzlich zu 
den für alle Medien geltenden Anforderungen die Grundsätze der Ob-
jektivität, Unabhängigkeit und Unparteilichkeit zu beachten. Das Ach-
tungsgebot wird in den Gesetzen detailliert ausbuchstabiert. Zu den zu 
vermittelnden (Grund-)Werten gehören an erster Stelle die Achtung der 
Menschenwürde, das Persönlichkeitsrecht und die Privatsphäre, die 
Gleichstellung von Mann und Frau, der Minderheitenschutz sowie die 
Freiheit, sein Leben an den eigenen religiösen Überzeugungen auszu-
richten.39 Rundfunkprogramme dürfen überdies nicht zu Hass auf Grund 
von Rasse, Geschlecht, Alter, Behinderung, Religion und Nationalität 
aufreizen (§ 10 Abs. 2 ORF-G, § 5 Abs. 1 und 2 WDR-G).

Vielfältige Dimensionen weist in den Rechtsgrundlagen der Integrati-
onsauftrag auf. So hat sich das Gesamtangebot des ORF um Integration 
und Verständigung zu bemühen (§ 10 Abs. 3 ORF-G). Der ORF ist zudem 
der Förderung des Verständnisses für alle Fragen des demokratischen 
Zusammenlebens verpflichtet. Die deutschen Rundfunkanstalten sollen 
ebenfalls internationale Verständigung, die europäische Integration und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Bund und Ländern fördern. 
(§ 11 Abs. 1 RStV). Der Westdeutsche Rundfunk soll deshalb in seinen 
Sendungen ausdrücklich auch den Belangen der im Sendegebiet leben-
den Menschen mit Migrationshintergrund Rechnung tragen (§ 4 Abs. 3 
WDR-G). Die gewinnorientierten Medien unterliegen keiner dieser ver-
bindlichen und überprüfbaren Aufträge. Schon aus diesem Grunde ist 
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es abwegig, ihnen Rundfunkbeiträge zukommen zu lassen. Es wäre im 
Übrigen europarechtswidrig, weil solche Zuwendungen als staatliche 
Beihilfen einzustufen sind, denen entsprechende gemeinwohlbezogene 
Gegenleistungen gegenüberstehen müssten.

b) Eigene Programmgestaltung
Die Programmgestaltung richtet sich an dem „klassischen Auftrag“ aus, 
Information, Bildung, Unterhaltung, Kultur und Sport zu verbreiten (§ 
4 Abs. 2 ORF-G, § 11 Abs. 1 S. 4 und 5 RStV). Die Anteile am Gesamtpro-
gramm müssen dabei in einem angemessenen Verhältnis zueinander-
stehen und dem öffentlich-rechtlichen Auftrag entsprechen. Sendungen 
zur Information – wie aktuelle Nachrichtenformate – tragen zum demo-
kratischen Diskurs der Allgemeinheit unmittelbar bei und gehören zum 
Kernbestand öffentlich-rechtlicher Programme. Bildungssendungen ha-
ben das Ziel der Wissensvermittlung. Sie sollen zum Beispiel die Bedeu-
tung, Funktion und Aufgaben des Bundesstaates oder das Verständnis 
für wirtschaftliche Zusammenhänge vertiefen (§ 4 Nr. 16, 17 ORF-G). Be-
sonderes Anliegen ist regelmäßig die Schul- und Erwachsenenbildung 
(§ 4 Nr. 13 ORF-G). Sendungen zur Unterhaltung dienen demgegenüber 
primär der Zerstreuung und Entspannung, können aber auch Gemein-
schaftsgefühle befördern (sogenannter „Lagerfeuereffekt“) und damit 
eine weitere, integrative Funktion wahrnehmen. Dies gilt auch für be-
liebte Sportsendungen, die zum Teil erhebliche Ausgaben für die Aus-
strahlungsrechte mit sich bringen. Im Bereich Kultur übernimmt der 
Rundfunk eine Vielzahl von Rollen. Er ist nicht nur Berichterstatter und 
eigenständiger Produzent, sondern auch Auftraggeber und Veranstalter 
eines Forums für Kreativität und Gegenwartskunst (§ 10 Abs. 8 ORF-G). 

c) Unterstützungsleistungen für den freien Kommunikationsprozess
Der gemeinsame und freie öffentlich-rechtliche Rundfunk erbringt aber 
auch jenseits der eigenen Programme Unterstützungsleistungen, um zur 
Erfüllung demokratiebezogener Aufgaben von Staat und Gesellschaft 
beizutragen. Daher werden Drittsendungen verbreitet, die von anderen 
initiiert, inhaltlich bestimmt und deshalb auch verantwortet werden. 
Hierfür sind einige Beispiele aus dem europäischen Rechtskreis anzu-
führen. Im österreichische Medienrecht lassen sich die folgenden Rege-
lungen so nicht mehr finden.

In der Bundesrepublik haben z.B. die politischen Parteien vor Parla-
mentswahlen einen Anspruch auf die Verbreitung von Wahlwerbespots. 
Außerhalb von Wahlkampfzeiten stehen ihnen keine Sendezeiten zu, 
sondern es gilt ein generelles Verbot der politischen und weltanschau-
lichen Werbung.40 Alle Parteien und Wählergruppen sind dabei gleich 
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zu behandeln. Der Intendant ist befugt, die Ausstrahlung der Sendung 
abzulehnen, wenn die Sendung nicht ausschließlich der Wahlwerbung 
dient. Die Einräumung von Sendezeiten zugunsten von Parteien und 
Wählergruppen hat in der Bundesrepublik inzwischen eine lange Tra-
dition. Danach haben alle Parteien einen Anspruch, an der Aufteilung 
der verfügbaren Sendezeit teilzunehmen, soweit sie nicht vom Bundes-
verfassungsgericht verboten wurden. Für die Verteilung von Sendeplät-
zen gilt der Grundsatz der abgestuften Chancengleichheit.41 Damit ist 
gemeint, dass die Sendezeit nach der Bedeutung der Parteien bemessen 
werden kann. Eine Partei mit guten Ergebnissen bei der letzten Wahl be-
kommt also mehr Spots als eine Partei, die weniger erfolgreich war. 

Darüber hinaus sind der Regierung unverzüglich und unentgeltlich Sen-
dezeiten für amtliche Verlautbarungen einzuräumen. Das Verlautba-
rungsrecht ist regelmäßig auf Notlagen wie z.B. auf den Katastrophen-
fall, Seuchengefahr oder den Verteidigungsfall beschränkt.42 Es geht 
also nicht darum, der Regierung außerhalb der Reihe politische Darstel-
lungsmöglichkeiten einzuräumen. Schließlich sind die Drittsenderechte 
zugunsten der Religionsgemeinschaften zu erwähnen. In der Bundes-
republik sind den evangelischen Kirchen, der katholischen Kirche und 
den jüdischen Kultusgemeinden auf Wunsch angemessene Sendezeiten 
zur Übertragung gottesdienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten so-
wie sonstiger religiöser Sendungen einzuräumen (§ 8 Abs. 3 WDR-G). In 
anderen Staaten gibt es zu besonderen Anlässen auch Senderechte zu-
gunsten von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. Gruppen der 
Zivilgesellschaft steht ein solches Senderecht derzeit nicht zu.

III.  NEUE HERAUSFORDERUNGEN DURCH DIE 
 INTERNETKOMMUNIKATION

1. Vielfaltsverengungen durch Entbündelung und Filterblasen
Lange hat man geglaubt, dass die Internetkommunikation die Vielfalt 
der auswählbaren Meinungen vermehre und damit den demokratischen 
Diskurs im Ergebnis bereichere und verbessere.43 Denn das Internet ist 
nicht auf die herkömmlichen Gatekeeper wie Journalisten oder Verleger 
angewiesen, sondern ermöglicht eine direkte Kommunikation der Bür-
ger untereinander zu geringen Kosten.44 In jüngster Zeit wird jedoch über 
faktische Vielfaltsverengungen diskutiert, die durch Filtereffekte bei den 
sozialen Medien entstehen. 

Filtereffekte treten in sozialen Medien zunächst dadurch auf, dass es 
sich bei ihnen nicht mehr um Bündelungsprodukte handelt.45 Bünde-
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lungsprodukte wie z.B. eine Tageszeitung konfrontieren die Leserschaft 
auch mit für sie unerwarteten, eine breite Themenpalette abdeckenden 
Informationen. Oft werden unpopuläre Themen behandelt, mit denen 
man sich von sich aus nicht näher beschäftigt hätte. Dies ist bei ver-
gleichbaren Angeboten der sozialen Medien nicht der Fall. Der Einzelne 
kann hier unter verschiedenen Angeboten seinen Präferenzen entspre-
chend sehr genau auswählen und selbst Minderheitsinteressen – wie 
z.B. einem esoterischen Musikgeschmack – gezielt und ausschließlich 
nachgehen. Der Nutzer gerät damit tendenziell unter den Einfluss eines 
„Bestätigungsfehlers“ (engl. confirmation bias). Darunter versteht die 
Kognitionspsychologie die natürliche Neigung des Menschen, Informa-
tionen so auszuwählen und einzuordnen, dass dies die eigenen Erwar-
tungen bestätigt, und eine nicht mit dem eigenen Weltbild übereinstim-
mende Information zu verwerfen.46 Im Internet verstärken Algorithmen 
diesen Effekt, weil sie aufgrund der Personalisierung der Angebote den 
Nutzer gleichsam „von selbst“ nur mit Inhalten konfrontieren, die seinen 
bestehenden Meinungen, Einstellungen und Präferenzen entsprechen.47 
Diese Verengungseffekte sind heute von erheblicher Relevanz, da ein be-
achtlicher Teil der Nutzerschaft seine Informationen fast ausschließlich 
über Facebook bezieht.48

Im Mittelpunkt der Diskussion stehen deshalb die sogenannten Filter-
blasen, die auf den Personalisierungslogiken von Algorithmen beru-
hen.49 Eine Filterblase ist das persönliche Informationsuniversum, das 
ein Nutzer bzw. eine Nutzerin „online bewohnt“ und für ihn aufgebaut 
wurde.50 Auf den ersten Blick erscheint eine algorithmische Filterung 
vielversprechend, da diese die Auswahl von Inhalten objektiviert. Nicht 
mehr Journalisten treffen die Entscheidungen über das Agenda-Setting, 
sondern vermeintlich neutrale Filter. Allerdings orientieren sich Algo-
rithmen am Relevanzkriterium des in der Vergangenheit liegenden Infor-
mations- und Kommunikationsinteresses des jeweiligen Nutzers.51 In der 
Folge wird dieser tendenziell weniger mit Inhalten konfrontiert, die der 
eigenen Weltsicht zuwider laufen.52 Damit wird der Bestätigungsfehler 
weiter verstärkt. Darüber hinaus ist die algorithmenbasierte Entschei-
dungsfindung auf Themen hin optimiert, die eine möglichst hohe und 
schnelle Aufmerksamkeit bei der Nutzerschaft generieren. Hierdurch 
werden kurzfristige Reaktionen wie z.B. das Teilen der Nachricht oder 
die Abgabe eines Kommentars provoziert. Die Erfahrung zeigt, dass be-
stimmte Themenstellungen durch besonders aktive Gruppen im Netz ge-
zielt gefördert und verbreitet werden können. Besonders problematisch 
ist es, wenn mit technischer Hilfe – durch den Einsatz von Botnetzen 
– eine in Wahrheit nicht existente Vielzahl von Kommunikationsteilneh-
mern und damit die besondere Relevanz eines Themas simuliert wird. 
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Es ist evident, dass eine solche Art der Information und Kommunikation 
mit einem Modell der demokratischen Öffentlichkeit, das auf einen ra-
tionalen, wohl überlegten Diskurs setzt, in einem Spannungsverhältnis 
steht. 

Der öffentlich-rechtlicheRundfunk wäre sicherlich überfordert, wenn 
man von ihm verlangen würde, diese Entwicklungen aufzuhalten. Es 
ist Aufgabe des Gesetzgebers, ggf. Vorgaben für den Einsatz von algo-
rithmenbasierter Kommunikation zu schaffen.53 Die Medien können sich 
aber darum bemühen, ein umfassendes und vielfältiges lineares und 
nicht lineares Angebot zu verbreiten, das den Nutzerinnen und Nutzern 
als Auswahloption bereitsteht. In seinen Bildungssendungen sollte er 
zudem über die Wirkungsweise algorithmenbasierter Kommunikation 
aufklären. Hierbei kann er mit Bildungseinrichtungen der Zivilgesell-
schaft zusammenarbeiten. Bei seinen Online-Angeboten muss er darauf 
achten, dass eingesetzte Personalisierungssysteme Referenzkriterien 
verwenden, die einen rationalen Diskurs fördern. So hat z.B. der nor-
wegische Rundfunk die Abgabe von Kommentaren im Netz von der Be-
antwortung einer Sachfrage abhängig gemacht. Auf diese Weise wurde 
ein Anreiz geschaffen, erst über ein Thema nachzudenken, bevor hie-
rauf reagiert wird. Die Finanzierung durch die Nutzerschaft bietet hier 
Spielräume, die Initiativen der Zivilgesellschaft regelmäßig nicht haben. 
Insofern kann der öffentlich-rechtliche Rundfunk eine Vorbildfunktion 
übernehmen. 

2.  Fragmentierung und Polarisierung der  Öffentlichkeit

Die Fragmentierung der Zuschauerschaft in Teilgruppen ist seit länge-
rem zu beobachten. Sie ist schon durch das Mehrkanalfernsehen beför-
dert worden. Durch die Flut an Angeboten im Internet nimmt diese Ten-
denz weiter an Fahrt auf. Damit wird es immer weniger wahrscheinlich, 
dass bestimmte Werte von allen geteilt werden und Gemeinschaft erlebt 
werden kann. Dies kann den Integrationsauftrag der Medien ebenso be-
einträchtigen wie die Durchsetzung des Achtungsgebotes. Die Wirkung 
von algorithmengesteuerten Kommunikationsangeboten mündet zudem 
oft in der Entstehung von Echokammern.54 Hierunter werden Kommuni-
kationsumgebungen verstanden, in denen Nutzerinnen und Nutzer ihre 
eigene Weltsicht immer wieder als Echo zurückerhalten.55 Da eine Inter-
aktion umso wahrscheinlicher ist, je ähnlicher sich zwei Menschen sind 
(Effekt der Homophilie), tendieren Gleichgesinnte dazu, untereinander 
die von ihnen präferierten Inhalte zu teilen.56 In diesem Sinne wird der 
Algorithmus dann auch vermehrt auf solche Inhalte hinweisen. Der Ein-
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zelne kann in der Echokammer dann schnell zu der Überzeugung kom-
men, dass seine Sicht der Dinge mit der der Bevölkerungsmehrheit über-
einstimmt (Looking-Glass-Effekt).57 In der Folge können Polarisierungen 
zwischen verschiedenen Gruppen in der Gesellschaft befördert werden. 
Damit können gegensätzliche Meinungslager entstehen, die sich immer 
mehr voneinander entfernen und zu einer Radikalisierung der Sichtwei-
sen führen. 

Die Existenz von Echokammern ist für die Vorwahlkampfzeit des ameri-
kanischen Präsidentschaftswahlkampfs in 2016 gut dokumentiert.58 Es 
hatten sich zwei Mediennetzwerke herausgebildet, die kaum Kommuni-
kationsverbindungen aufwiesen. Auf der einen Seite befanden sich die 
klassischen Medien (New York Times, CNN), die die Kandidatin Clinton 
unterstützten. Auf der anderen stand ein Netzwerk um die Nachrich-
tenwebseite Breitbart, die den Kandidaten Trump präferierte. Breitbart 
nahm in diesem Netzwerk eine Führungsrolle ein und konnte Fox News 
zu einer Pro-Trump-Berichterstattung bewegen. Die Sicht der eigenen 
Anhängerschaft wurde zum Teil durch die Verbreitung von gezielten 
Desinformationen und wiederholten Unwahrheiten bestärkt. Man denke 
nur an die skurrile Debatte darüber, ob der ehemalige Präsident Obama 
amerikanischer Staatsbürger sei oder nicht. Ähnliche Untersuchungen 
im Vorfeld der deutschen Bundestagswahl 2017 kamen zu einem ande-
ren Ergebnis.59 Sie offenbarten, dass ein durch Angebote des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks und der nationalen Presse gebildetes Netzwerk 
parteiübergreifend den Diskurs dominierte. Es ließ sich zeigen, dass An-
hänger der Parteien CDU, CSU, SPD, Grüne, Linke und der FDP miteinan-
der kommunizierten. Es gab offenbar eine große Schnittmenge rezipier-
ter Themen und einen regen Informationsaustausch. Am rechten Rand 
des politischen Spektrums hatte sich jedoch eine Echokammer rund um 
die Anhänger der AfD herausgebildet. Von diesem Netzwerk führten nur 
wenige Verbindungen zum Ballungszentrum in der Mitte. 

Diese Erfahrungen verdeutlichen eine Aufgabenstellung, die der gemein-
same und freie Rundfunk heute bewusster denn je wahrnehmen sollte. 
Er muss sich verstärkt darum bemühen, den Kommunikationsraum in 
der gesellschaftlichen Mitte zu erhalten und dem Entstehen abgekap-
selter Mediennetzwerke entgegenzuwirken. Hierzu würde z.B. gehören, 
einen Diskurs zwischen verschiedensten Personen und Gruppen auch 
im Netz zu moderieren. Diese Forumsfunktion könnte dadurch gestärkt 
werden, dass Akteure der Zivilgesellschaft oder mit einem öffentlichen 
Auftrag ausgestattete Einrichtungen wie zum Beispiel Museen, Thea-
ter oder Hochschulen einbezogen werden.60 Hierdurch würden eine Art 
zeitgemäßer „Drittsende-“ und Zugangsrechte geschaffen, wie sie bisher 
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schon aus dem herkömmlichen Rundfunkrecht bekannt sind. Eine sol-
che Plattform wäre strikt dem nationalen und europäischen Recht ver-
pflichtet. Dies ist bei den Angeboten der großen Internetunternehmen 
nicht ohne weiteres der Fall. Dort hapert es regelmäßig an der Rechts-
durchsetzung. Eine solche Aktualisierung des Integrationsauftrags setzt 
aber voraus, dass der Online-Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks dementsprechend ausgeweitet wird. Heute ist er in erster Linie 
auf sendungsbegleitende Tätigkeiten ausgerichtet, was angesichts der 
jüngsten Entwicklungen im Internet nicht mehr zeitgemäß ist. Hierauf 
ist zurückzukommen.

3.  Falschnachrichten und der Einsatz von Bots in  Wahlkampfzeiten

Gerade in Wahlkampfzeiten ist es besonders wichtig, auf bewusste Lü-
gen und gezielte Desinformationen im öffentlichen Diskurs hinzuwei-
sen. Sie sind oft mit Hass- und Gewaltkommunikation verbunden, die 
in den letzten Jahren rasant zugenommen hat.61 Welches Ausmaß solche 
„Fake News“ haben können, zeigt nicht nur der letzte amerikanische 
Präsidentschaftswahlkampf. Auch im deutschen Bundestagswahlkampf 
sind durch den Server „Reconquista Germania“ umfangreich Falschin-
formationen verbreitet worden.62 Aktiv waren hier kleine Gruppen, die 
aggressiv vorgingen und für den weit überwiegenden Teil dieser Art von 
Kommunikation verantwortlich waren. Sie waren dem rechtsextremen 
Umfeld zuzuordnen und verfolgten das Ziel, bestimmte Narrative wie 
die Erzählung von abgehobenen Eliten oder der „Lügenpresse“ in den 
Köpfen zu verankern.63 Ähnlich wie bei den Initiativen russischer Trolle 
in den USA sollte damit die demokratische Gesellschaft insgesamt desta-
bilisiert werden. Deshalb wurden Bots eingesetzt, um die Durchschlags-
kraft dieser Parolen zu erhöhen. 

Es versteht sich von selbst, dass eine als wehrhaft konzipierte Demokra-
tie64 solche Vorgänge nicht tolerieren kann. Die Durchsetzung der Vor-
schriften gegen Hass und Gewalttäter ist daher zu intensivieren. Auch 
das Recht des Wahlkampfes ist im Hinblick auf die neuen Herausfor-
derungen des Internets einzustellen. Die alten Drittsendezeitvorgaben 
reichen hierfür nicht mehr aus. Soziale Netzwerke müssen zukünftig 
transparent machen, wann und wer bei ihnen in Vorwahlkampfzeiten 
Werbeanzeigen in Auftrag gibt. Ähnliche Überlegungen werden derzeit 
in Frankreich und den USA diskutiert.65

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk kann hier wertvolle Unterstützungs-
arbeit leisten, um die Integrität des Wahlkampfes und der Wahlen zu un-
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terstützen. Aus diesem Grunde sind von ihm vielfältige Faktencheck-Pro-
jekte gestartet worden.66 Ihr Ziel ist es, gezielte Falschmeldungen sowie 
Versuche der Desinformationen zu beobachten und zu widerlegen. In 
der Bundesrepublik sind die Ergebnisse dieser Projekte in der Öffentlich-
keit stark beachtet worden. Der gemeinsame und freie Rundfunk gehört 
heute noch zu den wenigen Institutionen, die mit Finanzmitteln ausge-
stattet sind, um in diesem Bereich schnell und flexibel aktiv zu werden.

4. Wahrhaftigkeits- und Achtungsgebot

Der Wettbewerb um die Aufmerksamkeit und Anerkennung des Publi-
kums hat in den letzten beiden Jahrzehnten rasant zugenommen. Viele 
interpretieren diese Entwicklung als Ausdruck einer „Gesellschaft der 
Singularitäten“, in der sich der Einzelne ständig darum bemüht, sei-
ne Besonderheit unter Beweis zu stellen.67 Soziale Medien sind Meister 
darin, die Aufmerksamkeit der Nutzer in Beschlag zu nehmen. Mit den 
unterschiedlichsten Möglichkeiten der Kommentierung und vielfältigen 
Sharing-Angeboten sorgt das Smartphone dafür, dass sich die Nutzer 
permanent mit dem Gerät beschäftigen, um ja kein soziales Kontaktan-
gebot zu verpassen. In so einer auf Aufmerksamkeit ausgerichteten Um-
gebung kann es nicht verwundern, dass auch die herkömmlichen Medi-
en dazu übergegangen sind, mit „Clickbaiting“ die Einschaltquoten und 
Klickraten hochzutreiben. Die Skandalisierung von Ereignissen und eine 
sich ausweitende Verdachtsberichterstattung prägt zunehmend das me-
diale Umfeld.68 Jahrzehntelang eingeübte Gebote journalistischer Ethik 
geraten unter Druck, wenn es um Einschaltquoten und Klickraten geht. 
Besonders augenfällig ist dies im Bereich der Berichterstattung über Su-
izide, bei der wissenschaftliche Erkenntnisse zur Provokation des soge-
nannten „Werther Effekts“ zunehmend und nicht selten wider besseren 
Wissens ignoriert werden.69 Auch mit der gebotenen journalistischen 
Sorgfalt bei der Berichterstattung wird es dann nicht immer so genau 
genommen. Zudem werden vor allem im Internet auch redaktionelle In-
halte und Werbung immer weniger voneinander getrennt. Hierdurch ent-
stehen auch bei den gewinnorientierten Medien unerwünschte Nachah-
mereffekte. Nutzerinnen und Nutzer gewöhnen sich so langsam daran, 
dass auch redaktionelle Beiträge, z.B. bei Produkt- oder Reiseempfeh-
lungen, „gekauft“ werden oder nicht mehr der Wahrheit entsprechen.70 
Beide Entwicklungen bereiten den Boden dafür, dass ein Fundament der 
demokratischen Öffentlichkeit, nämlich die Trennung von Tatsachen 
und Meinungen, und in der Folge die Unterscheidbarkeit von wahr und 
unwahr, schrittweise erodieren. Teile der Öffentlichkeit sind nicht mehr 
bereit, unstrittigen wissenschaftlichen Erkenntnissen argumentativ zu 

19



P U B L I C  V A L U E  S T U D I E

folgen (Stichwort: Klimawandel). Zeichen hierfür ist der Begriff der alter-
nativen Fakten, der zum Unwort des Jahres 2017 erklärt wurde. 

Der gemeinsame und freie öffentlich-rechtliche Rundfunk muss sich 
dieser Entwicklung mit aller Macht entgegenstemmen. Er ist nicht ohne 
Grund einem strikten Wahrhaftigkeits- und Anerkennungsgebot un-
terworfen, dessen Einhaltung im eigenen Hause durch eine Qualitäts-
kontrolle überprüft wird. In Zeiten zunehmender Polarisierung muss er 
eine Insel der Neutralität, Sachlichkeit und Glaubwürdigkeit darstellen. 
Hierzu gehört heute auch, dass er für Transparenz bei der eigenen jour-
nalistischen Arbeit sorgen muss.71 Interessenkonflikte, z.B. in der Wirt-
schaftsberichterstattung, sind aufzuklären. Ursachen und der Verlauf 
einer Recherche sollten der Nutzerschaft stärker als bisher erläutert wer-
den, um das Verständnis dafür wieder zu beleben, dass sachliche und 
korrekte Berichterstattung – anders als ein voreiliger Tweet – einen zeit-
lichen Vorlauf braucht. Hierzu gehört auch, dass über die Mechanismen 
der Verbreitung und Verstärkung von Desinformation und Propaganda 
aufgeklärt wird.72 Werden gezielt im Netz bestimmte Themen „gehypt“, 
sollten die verantwortlichen Redaktionen dem nachgehen und Sachauf-
klärung leisten. Journalisten müssen sich hier hüten, unter Verweis auf 
eine angeblich bestehende Chronistenpflicht bestimmte Nachrichten in 
den Fokus ihrer Berichterstellung zu stellen, bloß weil im Netz hierzu 
gerade eine hohe Aufmerksamkeit verzeichnet wird. Zu hoch ist u.a. das 
Risiko, dass diese durch gezielte Manipulationen interessierter Kreise 
befördert wurde.

5.  Ausweitung des Online-Auftrags des freien und  unabhängigen 
Rundfunks

Derzeit haben die Online-Angebote von ORF, ARD und ZDF in erster Li-
nie die Funktion, lineare Sendungen zu begleiten und ggf. zu vertiefen. 
Ausnahmen sind erst nach dem Durchlaufen eines kosten- und zeitauf-
wändigen Verfahrens möglich. Eine solche starke Ausrichtung auf line-
are Programme ist aber heute nicht mehr zeitgemäß und gefährdet die 
Umsetzung des zuvor beschriebenen demokratiebezogenen Auftrags des 
gemeinsamen und freien Rundfunks.73 Zwar ist die Nutzungsdauer des 
Rundfunks nach wie vor hoch, jedoch verschwimmt vor allem durch den 
Einsatz neuer Endgeräte (Smart TV, Google Chromecast, Smartphones) 
die Unterscheidung von linearen und nicht linearen Angeboten zuneh-
mend. Dabei stehen die nicht linearen Angebote den linearen im Hin-
blick auf ihre Suggestivkraft, Breitenwirkung und Aktualität im Lichte 
der eingesetzten Personalisierungssysteme und viraler Effekte kaum 
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noch nach. Das Bundesverfassungsgericht hat deshalb frühzeitig klar-
gestellt, dass der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auch in 
Zeiten der Internetkommunikation alles andere als überholt ist.74 Aller-
dings müssen jüngere Altersklassen dort abgeholt werden, wo sie ihre 
Medieninhalte beziehen – und dies ist nun einmal im Netz. Wenn die 
Jugend als Medienkonsument verloren geht, kann nicht mehr damit ge-
rechnet werden, dass der gemeinsame und freie Rundfunk noch seinen 
besonderen Funktionsauftrag erfüllen kann. Dieser Gesichtspunkt war 
ausschlaggebend, in der Bundesrepublik ein gesondertes Jugendange-
bot im Netz („Funk“) zu initiieren. Da sich das Mediennutzungsverhalten 
jedoch Schritt für Schritt in der gesamten Bevölkerung umfassend ver-
ändert, ist die anstehende Reformaufgabe durch eine solche Maßnahme 
allein noch nicht erfüllt. 

Grundsätzlich kann in einer freien Gesellschaft nicht sichergestellt wer-
den, dass z.B. Nachrichten und Informationsangebote von ORF oder 
ZDF von den Bürgerinnen und Bürgern tatsächlich konsumiert werden. 
Grundlage einer zukunftsfähigen Informationsordnung ist es jedoch, 
dass zumindest die Möglichkeit besteht, auf ein Angebot zurückzugrei-
fen, das Vielfalt der Meinungen im Netz präsentiert. Gerade in „Krisen-
zeiten“ und bei ausländischen Einflussnahmen auf die Willensbildung 
ist eine verlässliche und glaubwürdige Information des gemeinsamen 
und freien Rundfunks unerlässlich. 

Daher sollten zukünftig die Online-Aktivitäten zu einem eigenständigen, 
vom linearen Programm unabhängigen Angebot ausgebaut werden.75 
Dies bedeutet, dass Inhalte vermehrt für den eigenen Online-Auftritt her-
gestellt und dort verbreitet werden müssen. Hierbei muss sichergestellt 
werden, dass sie auch über Suchmaschinen angemessen auffindbar 
sind.76 Des Weiteren sollte eine intensivere Präsenz auf Drittplattformen 
wie YouTube oder Facebook ermöglicht werden. Durch diese Maßnah-
men würde die Möglichkeit eröffnet, eine höhere Beteiligung der Nutzer-
schaft zu erreichen und für ein Mehr an Transparenz zu sorgen. Institu-
tionen, die sich in erster Linie durch Gemeinwohlbelange legitimieren 
und daher einen hohen moralischen Standard für sich beanspruchen, 
müssen heutzutage in diesem Bereich viel stärker als früher aktiv wer-
den, um nicht an Unterstützung in der Öffentlichkeit zu verlieren. Der 
Staat muss seine Pflicht, die demokratische Willensbildung zu gewähr-
leisten, auch gegenüber den dominanten Internetunternehmen und so-
zialen Netzwerken durchsetzen.
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IV. AUSBLICK

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk kann einen gewichtigen Beitrag dazu 
leisten, den aufgezeigten Herausforderungen für die demokratische Öf-
fentlichkeit entgegenzutreten. Im Rahmen seines Integrationsauftrags 
sollte er sich verstärkt darum bemühen, Polarisierungen abzubauen. 
Ziel muss es sein, auch im Netz einen Kommunikationsraum in der ge-
sellschaftlichen Mitte zu erhalten. Hierbei sollte er mit anderen Kultur- 
und Wissenschaftsträgern, aber auch Gruppen der Zivilgesellschaft, zu-
sammenarbeiten. Auch muss er stärker als bisher mit den Nutzerinnen 
und Nutzern in den Diskurs treten und sich für seine journalistischen 
Anliegen „werben“. Wichtiges Element ist weiterhin eine umfassende 
und sachliche Berichterstattung, die nicht der Versuchung erliegt, den 
Aufgeregtheiten des Mediengeschäfts nachzulaufen. Gestiegen ist der 
Bedarf, dem Publikum die Funktionsweise algorithmengestützter Kom-
munikation und die digitalen Medien insgesamt zu erklären. Insbeson-
dere in Wahlkampfzeiten müssen (ausländische) Desinformationsstra-
tegien und Propaganda aufgedeckt werden. Die Faktencheck-Initiativen 
haben schon bei den letzten Bundestagswahlen wichtige Aufklärungsar-
beit geleistet.

Ob der öffentlich-rechtliche Rundfunk diese Chancen angemessen wahr-
nehmen kann, ist derzeit noch nicht ausgemacht. Die Ausweitung des 
Online-Auftrags kommt nur schleppend voran. Widerstand üben hierge-
gen oft Zeitungsverleger, die zu wenig das Zusammenspiel der verschie-
denen Medien zur Sicherung einer freien politischen Willensbildung im 
Blick haben und die Synergieeffekte verkennen, die öffentlich-rechtlich 
organisierter Qualitätsjournalismus auch für die Akzeptanz der Printme-
dien in der Bevölkerung haben kann. Den Geschwindigkeitswettbewerb 
gegen die Internet-Giganten „Twitter“ und „Snapchat“ werden journalis-
tisch gestaltete Medien immer verlieren. Den Glaubwürdigkeitswettbe-
werb können sie noch gewinnen, allerdings nur gemeinsam.77 

Eine Beschränkung des Rundfunks auf rein videobasierte Beiträge im 
Netz widerspricht der Natur des Internets, welches gleichermaßen als 
Plattform für Video, Ton und Text fungiert.78 Texte werden überdies vor 
allem zur Verbreitung aktueller Nachrichten auf mobilen Endgeräten ein-
gesetzt. Dies betrifft den Kernbereich des öffentlich-rechtlichen Auftrags. 
Von diesem Markt kann der Rundfunk schon aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht verdrängt werden. Statt sich untereinander zu bekriegen, 
sollten Presse und Rundfunk gemeinsam eine Strategie entwickeln, wie 
der Übermacht der amerikanischen Internetunternehmen Paroli gebo-
ten werden kann.79 Ein auf rationalen Diskurs ausgerichtetes Modell der 
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demokratischen Willensbildung musste schon immer gegenüber Anfein-
dungen verteidigt werden. Diese Erfahrung ist in den letzten Jahren aus 
dem Blickfeld geraten. Heute sind neue und energische Anstrengungen 
erforderlich, um die Fundamente der demokratischen Willensbildung zu 
verteidigen. 

*  Der Autor ist Professor für Staats- und Verwaltungsrecht an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und Direktor 
der öffentlich-rechtlichen Abteilung des Instituts für Informations-, Telekommunikations- und Medienrecht (ITM). Er dankt Dr. 
Marius Stracke und Maximilian Hemmert-Halswick für die Unterstützung bei der Materialrecherche und Schlussredaktion.
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GEGEN DIE POST-DEMOKRATIE: DIE ÖFFENTLICH-RECHT-
LICHEN MEDIEN IM DIGITALEN ZEITALTER

PROF.IN DR.IN CLAUDIA RITZI, UNIVERSITÄT TRIER 

Betrachtet man die Informations- und Handlungsmöglichkeiten der Bür-
gerinnen und Bürger, so waren die Ausgangsbedingungen für demokrati-
sches Handeln in westlichen Demokratien wohl nie besser: Politische Frei-
heitsrechte werden umfassend geachtet, es gibt mehr Möglichkeiten zur 
direktdemokratischen Mitbestimmung als Mitte des 20. Jahrhunderts und 
das Angebot an politischen Informationen ist im so genannten „digitalen 
Zeitalter“ größer denn je. Dennoch ist in der wissenschaftlichen Literatur 
seit einigen Jahren die Rede von einer langsamen Transformation etablier-
ter Demokratien zu „Postdemokratien“. Unterstützt durch das Hegemoni-
alwerden neoliberaler Denkweisen trete an die Stelle der Selbstregierung 
des Volkes ein politisches System, das weit mehr durch die Interessen von 
Unternehmen, Verbänden und gesellschaftlichen Eliten gesteuert werde 
als durch die Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger. 
Die massenmedial vermittelten politischen Diskurse verkommen gemäß 
der postdemokratischen Kritik – ebenso wie Wahlkämpfe – zunehmend 
zum „Spektakel: Sie dienen der Unterhaltung ihrer „Konsumenten“, 
aber bestimmen nur noch scheinbar die Geschicke des politischen Ge-
meinwesens. Ihr vergleichsweise geringer Entertainment-Faktor führe 
dazu, dass fachliche Auseinandersetzungen über komplexe politische 
Problemlagen kaum mehr massenmediale Aufmerksamkeit gewinnen 
könnten, während Personalisierung und Skandalisierung an Bedeu-
tung im politischen Prozess gewinnen. Im Schatten von Inszenierungen 
der Demokratie würden – so argumentieren Autoren wie Colin Crouch 
(2008), Jacques Rancière (2002) und Sheldon Wolin (2001, 2008) – die 
eigentlichen politischen Entscheidungen fast unbemerkt von der Öf-
fentlichkeit gefällt, obwohl etliche Medien umfangreich berichten (z.B. 
Zeitungen, Nachrichtensendungen, Magazine, politische Dokumentatio-
nen, „Brennpunkte“). Postdemokratische Theoretikerinnen und Theore-
tiker rekonstruieren politische Entscheidungen vornehmlich als Produkt 
der Interaktion von gewählten Repräsentanten, parteipolitischen Stra-
tegen und Lobbyisten. Eine solche Situation widerspricht nicht nur dem 
Ideal der demokratischen Selbstregierung der Bürgerinnen und Bürger, 
sie führt gemäß der Analyse der Theoretikerinnen und Theoretiker der 
Postdemokratie auch zu stetig wachsender Ungleichheit in der Bevölke-
rung und zu einer Ökonomisierung aller Lebensbereiche. 
So umstritten die postdemokratische Krisendiagnose im Detail sein mag 
(vgl. Richter 2006), so bedenklich sind die Symptome der Postdemokra-
tisierung in der Zusammenschau. Denn ohne Zweifel hat sich der poli-
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tische Prozess in den letzten drei Jahrzehnten maßgeblich gewandelt: 
Trans- und supranationale Institutionen wie die Europäische Union ha-
ben an Bedeutung gewonnen, Parteien an Rückhalt in der Bürgerschaft 
verloren (vgl. Mair 2013; Tormey 2015). Der Einfluss großer (Medien-)
Konzerne ist nicht zuletzt in Folge der digitalen Technologien gewachsen 
und vor allem regionale Tageszeitungen drohen ihre Stellung als wichti-
ge Quelle politischer Information in wachsenden Teilen der Bevölkerung 
zu verlieren. Öffentlich-rechtliche Medien1 können angesichts solcher 
Entwicklungstendenzen ein Fels in der Brandung sein: Sie haben das 
Potenzial, die Demokratie vor der Postdemokratisierung zu schützen, 
indem sie eine politische Berichterstattung von hoher Quantität und he-
rausragender Qualität garantieren. 
Doch erfüllen die öffentlich-rechtlichen Medien in Deutschland diese 
Funktion eines Bollwerks gegen die zunehmende Postdemokratisie-
rung? Oder sind Defizite in ihrem Handeln zu identifizieren, die in den 
letzten Jahren dazu beigetragen haben, dass auch hierzulande postde-
mokratische Entwicklungen zu beobachten waren? Diesen Fragen geht 
der vorliegende Artikel nach. Zudem werden Weichenstellungen für 
eine erfolgreiche Verwirklichung des demokratischen Auftrages durch 
die öffentlich-rechtlichen Medien im digitalen Zeitalter diskutiert. Denn 
die neuen Technologien eröffnen nicht nur andere Übertragungs- und 
Empfangswege, sondern sie ändern die Möglichkeiten und Muster des 
Medienkonsums – und damit auch die Konkurrenzverhältnisse auf dem 
Medienmarkt – fundamental. Dies stellt die öffentlich-rechtlichen Sen-
der einerseits vor die Herausforderung, auch weiterhin eine angemesse-
ne Reichweite für ihre politischen Inhalte zu erzielen. Andererseits gilt es 
Formen der Kooperation mit Tageszeitungen und Newsportalen zu fin-
den, die einen fairen Wettbewerb zwischen Akteuren unterschiedlicher 
Organisations- und Finanzierungsmodelle erlauben. 
Die Argumentation des Beitrags erfolgt in fünf Schritten: Zunächst wird 
erörtert, was die Postdemokratie kennzeichnet und welche Bedeutung 
der politischen Öffentlichkeit im Prozess der (Verhinderung von) Postde-
mokratisierung zukommt. Und es werden Kennzeichen und Bedingun-
gen von politischer Berichterstattung dargelegt, die einen hohen „public 
value“ aufweist (Abschnitt 1). Der zweite Teil der Überlegungen widmet 
sich den Potenzialen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als Schutzin-
stanz vor einer Postdemokratisierung (Abschnitt 2). Im dritten Abschnitt 
wird der Blick auf die aktuellen demokratischen Leistungen des öffent-
lich-rechtlichen Programmangebots geworfen. Hier wird auch konkret 
gefragt, wie die demokratische Leistungsfähigkeit der Angebote und 

1  Die folgenden Aussagen spiegeln die Überzeugungen der Verfasserin, nicht von ARD oder ORF 
wider. Alle Ausführungen zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk beziehen sich – sofern sie länderspezi-
fisch sind – auf Deutschland.
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ihre Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürger erhöht werden kann. Im 
vierten Abschnitt wird darauf aufbauend erörtert, welche Herausforde-
rung aus der Verbreitung digitaler Technologien, maßgeblich des World 
Wide Webs (www), resultieren und wie die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten angemessen darauf reagieren können. In einem Fazit (Ab-
schnitt 5) werden zentrale Aspekte der Überlegungen zusammengefasst. 

1. Postdemokratie, die politische Öffentlichkeit  
 und die Medienunternehmen 

In den Ausführungen des britischen Soziologen Colin Crouch ist die 
Postdemokratisierung politischer Systeme besonders prägnant beschrie-
ben. Postdemokratische Verfallsprozesse werden hier maßgeblich durch 
vier Merkmale charakterisiert, die nach Ansicht der postdemokratischen 
Theoretikerinnen und Theoretiker in zunehmendem Maße in westlichen 
Demokratien beobachtet werden können: 
(1) Erstens verliert die grundlegenden demokratischen Institutionen 
und Prozesse an Bedeutung für die politische Entscheidungsfindung. Sie 
bleiben auf der formal-institutionellen Ebene zwar erhalten, so dass der 
Blick von außen, ohne Kenntnis der internen Funktionsweisen, sie für 
intakt hält. Faktisch dienten parlamentarische Debatten, Ausschusssit-
zungen, Pressemitteilungen usw. in etablierten, westlichen Demokratien 
jedoch zunehmend weniger der politischen Deliberation und Entschei-
dungsvorbereitung. Die eigentlichen Entscheidungen würden stattdessen 
in elitären Kreisen vereinbart und in intransparenten Verfahren lanciert. 
(2) Die Parteipolitik wird in der Postdemokratie zunehmend von In-
halten befreit. An die Stelle klarer parteipolitischer Programmatik treten 
personalisierte Wahlkampfstrategien, die als relevanter für den Wahl-
erfolg als inhaltliche Versprechen erachtet werden. Politische Parteien 
degenerieren also zu „Apparaten zum Stimmenfang“ (Crouch 2008: 7), 
als Mittler zwischen politischer Elite, dem intermediären System und der 
Bevölkerung werden sie zunehmend irrelevant. Die Aufgabe der Infor-
mationsgewinnung über Bedürfnisse und Präferenzen übernehmen in 
der Postdemokratie Meinungsforschungsinstitute. Die „politische Klas-
se“ trete gegenüber ihren Wählerinnen und Wähler zunehmend wie eine 
„Firma“ gegenüber ihren Kunden auf. 
(3) Die Inhalte der Politik entstehen in der Postdemokratie als Folge des 
Zusammenwirkens politischer und ökonomischer Eliten. Die Vertreter wirt-
schaftlicher Interessen, vor allem jener von transnational agierenden Kon-
zernen und Finanzinstituten, säßen heute nicht mehr in der Lobby, also 
vor den Kabinettssälen der Regierungen, sondern seien unmittelbar an der 
Entscheidungsfindung beteiligt. Im Schatten der politischen Inszenierung 
werde „die reale Politik hinter verschlossenen Türen gemacht“ (ebd. 10).
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(4) Politische Entscheidungen sind folglich nicht mehr unmittelbar an 
den Input der Bürgerinnen und Bürger rückgekoppelt und dienen dem 
Gemeinwohl höchstens auf eine indirekte Weise: als Resultate einer im 
besten Fall prosperierenden Wirtschaft. Die Bürgerinnen und Bürger 
werden in der Postdemokratie also zwar nicht de jure, aber de facto ent-
machtet. Trotz der demokratischen Institutionen kann nicht mehr von 
einer wirklichen Selbstregierung die Rede sein. 
Auch in den Konzeptionen des amerikanischen Politikwissenschaftlers 
Sheldon Wolin und des französischen Philosophen Jacques Rancière 
beschreibt Postdemokratie eine Scheindemokratie im institutionellen 
Gehäuse einer vollwertigen Demokratie. Ihre Arbeiten sind von The-
orien radikaler Demokratie geprägt: Sowohl Wolin als auch Rancière 
schätzen die Bedeutung institutioneller Aspekte der Demokratie als weit 
unbedeutender ein als Colin Crouch. „Wahre“ Demokratie ist für sie ein 
Merkmal gesellschaftlicher Interaktion, deren Qualität nur bedingt von 
institutionellen Arrangements (wie beispielsweise dem Wahlsystem) 
abhängt (vgl. Ritzi 2014). Ebenso wie Crouch sind alle Theoretikerinnen 
und Theoretiker der Postdemokratie jedoch der Auffassung, dass sich ab 
den 1970er Jahren eine neoliberale Hegemonie in westlichen Demokra-
tien etabliert hat, welche eine Vermachtung des politischen und indivi-
duell-privaten Lebens durch ökonomische Interessen bewirkt und somit 
der Postdemokratisierung den Weg geebnet hat (vgl. Crouch 2011; Ranci-
ère 2002; Wolin 2008; Brown 2006; Mouffe 2011). 
Der Neoliberalismus ist eine ökonomische Theorie, die wirtschaftlichen 
Interessen Vorrang vor Sozialstaatlichkeit und einem egalitär orientier-
ten Gemeinwohlverständnis einräumt. Sie wurde ab den 1970er Jahren 
politisch einflussreich, zunächst vor allem im angelsächsischen Sprach-
raum und später auch in anderen westlichen Demokratien. Den freien, 
politisch möglichst wenig regulierten, Markt sehen neoliberale Theoreti-
ker wie Friedrich August von Hayek (2005) oder Milton Friedman (2004) 
als das beste Mittel, um die Befriedigung individueller und gesellschaft-
licher Bedürfnisse zu erreichen. Sie plädieren deshalb für politische De-
regulierung, Privatisierung und die Stärkung individueller Verantwor-
tung in westlichen Gesellschaften. 
Postdemokratische Theoretikerinnen und Theoretiker kritisieren nicht 
zuletzt den universalen Anspruch des Neoliberalismus. Es gehöre „zur 
neoliberalen Strategie, das ökonomische Denken auf alle Teile der Gesell-
schaft auszudehnen, so dass nirgendwo mehr andere Werte gelten kön-
nen“ (Crouch 2011: 153f.). Eine solche Intrusion ökonomischer Logik in alle 
Lebensbereiche, alle Teile der Gesellschaft und alle Politikfelder ist aus 
demokratietheoretischer Sicht nicht unproblematisch (vgl. Merkel 2014): 
denn die hohe Wertschätzung der lenkenden Kraft des Marktes und die 
weitgehende Ablehnung politischer Steuerung und Umverteilung im Neoli-
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beralismus stehen im Widerspruch zu demokratischen Grundwerten, allen 
voran zur Gleichheit aller Bürgerinnen und Bürger. Zudem wird kritisiert, 
dass der individualismuszentrierte Ansatz des neoliberalen Denkens die 
Bedeutung gesellschaftlicher Integration und Gemeinschaft unterschätzt 
und Werte wie Solidarität unterminiert. Relevant seien nur noch die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit jedes Einzelnen und des Kollektivs. Doch 
eine formale Demokratie, die nur noch ökonomischen Kalkülen und öko-
nomischer Logik folgt, ist für viele Demokratietheoretikerinnen und -the-
oretiker deshalb nur ein Schatten ihrer Selbst. Sie ist eine Postdemokratie. 

Die Massenmedien in der Postdemokratie
Den Massenmedien kommt im Kontext der Demokratie eine besonde-
re Bedeutung zu. „Political information is to democratic politics, what 
money is to economics: it is the currency of citizenship” (Delli Carpini/
Keeter 1996: 8) – und politische Informationen werden in der modernen 
Gesellschaft maßgeblich massenmedial vermittelt. Doch Massenmedien 
können nicht nur demokratische Strukturen ermöglichen, sondern auch 
zur Etablierung und Stabilisierung postdemokratische Systeme beitra-
gen. Und nach Ansicht der postdemokratischen Autoren tun sie das seit 
einigen Jahren verstärkt. 
So beklagt Crouch einen Verfall öffentlicher Kommunikation und be-
zeichnet ihn als „Symptom des besorgniserregenden Gesundheitszu-
stands“ der Demokratie (Crouch 2008: 63f.). Medienunternehmen zählt 
er zu den „Schlüsselinstitutionen der postdemokratischen Welt“ (ebd.: 
45). Die Konzentration und Kommerzialisierung des Medienmarktes und 
der Bedeutungsverlust öffentlich-rechtlicher Medienangebote (in jenen 
Ländern, wo es öffentlich-rechtliche Medien gibt), haben nach Ansicht 
von Crouch zu einer übermäßigen Wettbewerbsorientierung der jour-
nalistischen Angebote geführt. Nachrichtenangebote in Rundfunk und 
Tageszeitungen müssten mittlerweile jeden Tag um die Aufmerksamkeit 
ihrer Rezipienten und um die Mittel der Werbetreibenden kämpfen – was 
„automatisch“ (ebd.: 64) zu Vereinfachung und Sensationalismus führe. 
Einzelne Angebote und Programme, die auf gesellschaftliche Eliten zu-
geschnitten sind, enthielten zwar auch komplexe politische Argumenta-
tionen und differenzierte Darstellungen. Bei Nachrichten v. a. von kom-
merziellen Anbietern, „die für ein Massenpublikum produziert werden, 
handelt es sich [jedoch, C.R.] um eine sehr spezielle Ware, angesichts ih-
res vergänglichen Charakters sind sie in der Regel nicht besonders seriös 
und komplex“ (Crouch 2008: 64ff.). Noch dazu sei die Marktposition, die 
man (jenseits des Internets) benötige, um hohe Quoten oder Auflagen zu 
erzielen, nur unter Einsatz von großen Kapitalmengen zu erlangen, so 
dass Konzentrationsprozesse im klassischen Medienmarkt nur schwer 
aufzuhalten seien. 

30



D E R  A U F T R A G :  D E M O K R A T I E

Die wachsende Macht von Digitalkonzernen diskutiert Crouch in seinem 
wegweisenden Essay zur Postdemokratie noch nicht. In seinem jüngsten 
Buch „Die bezifferte Welt“ (Crouch 2015) beklagt er jedoch die „Neigung 
des Neoliberalismus“ (ebd.: 13) zur Manipulation von Information und 
die Diskreditierung von Fachwissen. Als profitorientierte Großkonzerne 
zählen Facebook, Google und andere Internetgiganten zweifelsohne zur 
Gruppe der neoliberalen Akteure, welche der Dominanz des Geldes die 
Entwicklung der demokratischen Gesellschaft unterordnen. 
Politiker, die dem Druck des Wahlerfolgs ausgesetzt sind, müssten sich 
dem neuen massenmedialen Kommunikationsstil anpassen, da sie 
ansonsten kaum Aufmerksamkeit für ihre Thesen und somit auch kei-
ne Wahlen gewinnen könnten. Sowohl die zentralen Akteure der poli-
tischen Berichterstattung als auch die gemäß den Zielvorgaben ihrer 
Arbeitgeber handelnden Journalisten haben somit ein Interesse daran, 
die Botschaften so pointiert und personalisiert wie möglich zu gestalten 
– auch wenn dies auf Kosten der sachlichen Argumentation und Diffe-
renziertheit geht. Kurz zusammengefasst: „Das kommerzielle Modell tri-
umphiert […] über andere Formen der politischen Kommunikation. Der 
Konsument hat über den Staatsbürger gesiegt“ (ebd. 67). 
Auch Sheldon Wolin setzt sich mit Veränderungen des Medienmarktes, 
vor allem in den USA, auseinander. In seinem Buch „Democracy Incorpo-
rated“ beschreibt er gewandelte Arbeitsweisen und Arbeitsbedingungen 
in den Medienunternehmen sogar als mitverantwortlich für die demo-
kratische Transformation. Die zunehmend vom Markt „inkorporierte“ 
Demokratie folge – mit nur wenigen Jahren Abstand – dem Beispiel der 
Massenmedien, welche Entwicklung von primär gemeinwohl- zu hin zu 
primär profitorientierten Organisationen, zuerst durchlaufen hätten. Wo 
früher eigentümergeführte Regional- und Lokalzeitungen hohe Aufla-
gen erzielen konnten, agierte nun fast flächendeckend eine kleine Zahl 
von Großkonzernen, die ihren Sitz meist in den Metropolen der Ost- und 
Westküste sowie dem Silicon Valley haben. 
Die Konsequenz dieser Entwicklung ist nicht nur eine schrumpfen-
de Vielfalt massenmedialer Angebote im Print- und Rundfunkmarkt. 
Auch inhaltliche Veränderungen der Berichterstattung sind laut Wolin 
charakteristisch für den gewandelten Medienmarkt: „Growing inequa-
lities of power – reflected, for example in the influence of lobbyists or 
the concentration of media ownerhsip – render increasingly difficult the 
mustering of power for a politics that seeks to ameliorate inequalities“ 
(Wolin 2008: 196). Neben den Konzentrationsprozessen beklagen die 
postdemokratischen Theoretikerinnen und Theoretiker also auch einen 
Qualitätsverlust der massenmedial verbreiteten Inhalte. Die Vielzahl der 
via Internet vermittelten Informationsangebote bringt somit auch keine 
Immunisierung gegen die Postdemokratie mit sich. Vielmehrt gilt im 21. 
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Jahrhundert mehr denn je: Nicht die Masse der Informationsangebote 
bestimmt über die Qualität einer demokratischen Öffentlichkeit, son-
dern entscheidend sind die transportierten Inhalte. 

Funktionen und Merkmale demokratischer Öffentlichkeit 
Nur eine inhaltlich vielfältige Berichterstattung kann also die Basis da-
für legen, dass die politische Öffentlichkeit jene Funktionen erfüllt, von 
denen die Demokratie abhängt. Denn unabhängig davon, welche nor-
mativen Ansprüche im Einzelnen an sie gestellt werden, die Ermögli-
chung und Herstellung von Legitimität stellt die zentrale Aufgabe der 
Öffentlichkeit in allen zeitgenössischen Demokratietheorien dar. „Legiti-
mität als eine demokratietheoretische Fundamentalkategorie politischer 
Kommunikation knüpft den Geltungsanspruch politischer Herrschaft an 
eine kommunikative Begründungsleistung“, schreibt hierzu Ulrich Sar-
cinelli (2011: 89f.). Wo Macht, wie in der Demokratie, begründungs- und 
zustimmungspflichtig ist, ist sie darauf angewiesen, dass es eine öffent-
liche Sphäre gibt, in der sich jene Akteure Gehör verschaffen können, die 
Macht innehaben oder erlangen möchten. Und vor allem gilt auch um-
gekehrt, dass sie Herrschaft des Volkes nur dann gewährleistet ist, wenn 
die Bürgerinnen und Bürger Zugang zu einem Kommunikationsnetzwerk 
haben, über das sie ihre Probleme, Interessen, Präferenzen und Kritik 
artikulieren können. 
Friedhelm Neidhardt (1994) hat vor diesem Hintergrund auf drei Funkti-
onsbestimmungen von Öffentlichkeit hingewiesen: Die Sammlung von 
Themen, Informationen und Meinungen; die Verarbeitung derselben 
und die Weitergabe der Ergebnisse dieses Verarbeitungsprozesses. Auf 
der ersten Stufe sei die Offenheit entscheidend: „Öffentlichkeit soll of-
fen sein für alle gesellschaftlichen Gruppen wobei für alle Themen und 
Meinungen von kollektiver Bedeutung“ (ebd., Herv. im Original). In dem 
Maße, indem dies gewährleistet sei, könne Öffentlichkeit eine Transpa-
renzfunktion erfüllen. Auf der zweiten Prozessstufe erfülle Öffentlichkeit 
eine „Validierungsfunktion“, da hier entschieden werde, welche Ansprü-
che vom politischen System als relevant oder gerechtfertigt betrachtet 
werden. Auf der dritten Ebene wird der Öffentlichkeit von Neidhardt eine 
„Orientierungsfunktion“ zugeschrieben, da sie es den Bürgerinnen und 
Bürgern ermögliche, die Autorität der Politikerinnen und Politiker zu 
stärken oder zu hinterfragen. Andere Autoren ergänzen dieses Liste noch 
um die „Kontrollfunktion“ und die „Informationsfunktion“ (Peters 2007: 
62ff.). Kurt Imhof fügt dem noch die „Integrationsfunktion“ hinzu, da 
nur in der politischen Öffentlichkeit „das, was wir nicht anders als im-
mer auch in politischem Sinne ‚Gesellschaft‘ nennen können“, beobach-
tet und gestaltet werden könne (Imhof 2008: 72). Zudem ergänzt er die 
„politisch-rechtliche“ Funktion, da in der Öffentlichkeit die Geltungsbe-
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reiche von Recht und Ordnung definiert würden (ebd.). 
Um diese vielfältigen und anspruchsvollen Funktionen zu erfüllen, muss 
eine demokratische Öffentlichkeit von hoher Qualität folgende Merkma-
le aufweisen (vgl. Ritzi 2014): 
(1) Sie muss eingebettet sein in einen rechtlichen Kontext, der eine 
freie Meinungs- und Willensbildung garantiert. Effektive Presse- und In-
formationsfreiheiten sind dafür konstitutiv. 
(2) Die Öffentlichkeit muss in doppeltem Sinne von Vielfalt geprägt 
sein: Neben der Vielfalt von Angeboten an Titeln, Rundfunkkanälen, 
Websites etc. muss auch eine inhaltliche Vielfalt gewährleistet sein. Das 
bedeutet, dass eine große Offenheit für alle Themen von gesellschaft-
licher und politischer Relevanz besteht und dass diese auch von ver-
schiedenen Standpunkten aus beleuchtet werden. Eine einseitige Be-
richterstattung kann – unabhängig von ihrem Umfang – nie von hoher 
demokratischer Qualität sein. 
(3) Das demokratische Ideal der Gleichheit aller Bürgerinnen und 
Bürger muss sich auch in der politischen Öffentlichkeit widerspiegeln. 
Nicht in dem Sinne, dass jede/r von uns die Warhol’schen „15 minutes 
of fame“ genießen kann oder gleichermaßen im Licht der Öffentlichkeit 
leben soll. Eine hochkarätige Berichterstattung lässt aber verschiedene 
Bevölkerungsgruppen zu Wort kommen, so dass alle relevanten Pers-
pektiven auf ein Thema sichtbar werden. Die Professionalisierung der 
Politik sollte nicht dazu führen, dass nur noch medienerfahrene Profis in 
der politischen Öffentlichkeit zu Wort kommen und passgenaue „sound 
bites“ abliefern. Für die Sammlung von Themen, Informationen und 
Meinungen ist und bleibt die Sichtweise verschiedener Mitglieder des 
„demos“ relevant. 
(4) Eine gute öffentliche Debatte stellt außerdem Verbindungen zwi-
schen verschiedenen Positionen her, so dass eine diskursive Verarbei-
tung von Differenzen, Widersprüchen und Konflikten möglich wird 
(sogenannte „Diskursivität“). Auf diese Weise legt sie die Basis für Kon-
sens oder Kompromisse und verdeutlicht, dass auch jene Meinungen, 
die nicht von der Mehrheit der Bevölkerung vertreten werden, im politi-
schen Prozess gehört und respektiert werden. Der Diskursivität entgegen 
steht beispielsweise die Annahme von politischer „Alternativlosigkeit“ 
(so genannte TINA-Rhetorik), da diese Handlungsräume schließt und 
Aushandlungsprozesse für unnötig erklärt. 

Die Postdemokratisierung politischer Öffentlichkeit
Während der Prozess der Postdemokratisierung keine Auswirkungen auf 
die erste Dimension hat – die formalen Regeln bleiben ja intakt –, ist 
zu erwarten, dass er negative Veränderungen auf den anderen drei Di-
mensionen mit sich bringt. Ökonomische Argumente und Ziele erhalten 
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beispielsweise mehr Gewicht im öffentlichen Diskurs, was die thema-
tische und argumentative Offenheit schmälert. Qualitätsjournalismus 
wird angesichts des Profitdrucks trotz der wachsenden Zahl an Nach-
richtenplattformen seltener, während interessengeleitete „fake news“ 
sich häufiger verbreiten. Die Diskursivität der Berichterstattung nimmt 
ab, zugunsten von stärker personalisierten und sensationsorientierten 
Darstellungen. Gemäß den Erwartungen der postdemokratischen The-
oretikerinnen und Theoretiker wird auch der Kreis der öffentlich sicht-
baren Akteure kleiner: professionelle Politiker und ökonomische Eliten 
kommen häufig zu Wort, die Sicht von „einfachen“ Leuten gilt als weni-
ger relevant (vgl. Ritzi 2014: 214ff.). 
Betroffen von diesen Entwicklungen sind primär Medienangebote, die in 
kommerzialisierten Räumen erstellt werden. Doch auch öffentlich-recht-
liche Medien sind nicht grundsätzlich geschützt vor postdemokratischen 
Wandlungsprozessen, konkurrieren sie doch mit einer wachsenden Zahl 
von Informationsanbieter um die knappe Ressource „Aufmerksamkeit“. 
Hinzu kommt, dass marktfremde Organisationsformen in Neoliberalismus 
grundsätzlich kritisch betrachtet werden und besonderen Begründungs- 
und Leistungsanforderungen gegenüber Politik und Bevölkerung unterlie-
gen. Gleichzeitig tragen öffentlich-rechtliche Medien eine besondere Ver-
antwortung für die Abwehr von Postdemokratisierungsprozessen. Wenn sie 
in Angebot und Nutzung einen relevanten Teil der politischen Öffentlichkeit 
konstituieren und dabei eine Berichterstattung von hoher demokratischer 
Qualität vorlegen, können sie ein Bollwerk gegen die schleichende Aushöh-
lung demokratischer Strukturen und Prozesse darstellen. Ob und inwiefern 
ihnen dies derzeit gelingt, wird im Folgenden diskutiert. 

2. Öffentlich-rechtliche Medien im postdemokratischen Zeitalter 

„The world that we have to deal with politically is out of reach, out of sight 
and imagined“, schrieb der amerikanische Publizist und Politologe Walter 
Lippman in seinem 1922 veröffentlichten Buch „Public Opinion“ (Lipp-
mann 1997: 18). Ohne die Massenmedien, die die individuell unfassbare 
Vielfalt potentiell politischer Informationen sammeln, filtern, bündeln, 
sie an eine breite Öffentlichkeit vermitteln und so zum Entstehen einer 
politischen Öffentlichkeit beitragen, war das Zusammenleben politischer 
Gesellschaften – zumal, wenn sie demokratisch regiert werden sollten – 
schon am Beginn des 20. Jahrhunderts undenkbar. In einer Zeit, zu der 
Radios noch seltene Luxusgüter waren, das Fernsehen gerade erst erfun-
den wurde und die Entwicklung des Internets noch in weiter Ferne lag, 
identifizierte Lippman die politische Öffentlichkeit als eine Grundbedin-
gung des Politischen. Dies gelte in besonderer Weise, jedoch nicht aus-
schließlich für Demokratien, in denen die prinzipielle Gleichheit und po-
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litische Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger das Angewiesen sein auf 
eine geteilte und nach bestimmten Regeln und Mechanismen strukturierte 
Öffentlichkeit noch weiter verstärkt als in anderen Regimeformen. 
Am Beginn des 20. Jahrhunderts herrschte außerdem die Annahme starker 
Medienwirkungen vor, was eine stetige Manipulationsgefahr der Bürgerin-
nen und Bürger durch die massenmediale Berichterstattung implizierte. 
Der Erfolg von Hitlers Propaganda, die sich einer gleichgeschalteten Pres-
se- und Rundfunklandschaft bediente, galt als der beste Beweis für die 
Indokrinationsfähigkeit der Massenmedien. Ein staatsfernes, öffentlich-
rechtlich organisiertes Rundfunkangebot sollte angesichts der geringen 
Zahl verfügbarer Frequenzen nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
eine freiheitliche und demokratische Grundversorgung der Bevölkerung 
mit politischen Informationen sicherstellen. Die Vielfalt der Pressebericht-
erstattung bedürfte nach Ansicht der Alliierten keiner über die Garantie 
eines stabilen und liberalen Rechtsraumes hinausgehenden staatlichen 
Intervention – der marktwirtschaftliche Wettbewerb verschiedener Titel 
wurde als ausreichende Basis für Pluralität angesehen. 
Wichtig für die Etablierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks war 
also ein technisches Argument – verbunden mit der hohen Bedeutung, 
die einer anspruchsvollen und zuverlässigen politischen Berichterstat-
tung für die Stabilität von Demokratie zugemessen wurde. Die These der 
Bedeutung einer funktionierenden politischen Öffentlichkeit hat ohne 
Zweifel nach wie vor Gültigkeit, das technische Argument hingegen 
kann im digitalen Zeitalter nicht mehr als Begründung für ein öffentlich-
rechtliches Mediensystem gelten. Welche Argumente rechtfertigen also 
die vom Bundesverfassungsgericht ausgesprochene „Bestands- und Ent-
wicklungsgarantie“ (BVerfGE 83,238 WDR) der in ARD und ZDF organi-
sierten Sendeanstalten im Zeitalter der Postdemokratie? 
Die zentralen Argumente sind die Grundversorgung und die hohe Qua-
lität der politischen Berichterstattung, welche in vergleichbaren Maße 
nicht erreicht werden könnte, wenn es keine öffentlich-rechtlichen Me-
dienangebote gäbe. Dabei gilt: Je größer die über andere Organisations-
formen erlangte Angebotsvielfalt ist, desto bedeutsamer ist es für die 
öffentlich-rechtlichen Medien, die Bedeutung ihres Bestehens über die 
Qualität ihrer Inhalte zu begründen. 

Öffentlich-rechtliche Medien: Potentiale im Kampf gegen die Post-
demokratisierung 
So ist es gerade unter den Bedingungen der Postdemokratie von beson-
derem Wert für die Demokratie, politische Berichterstattung jenseits von 
starkem ökonomischem Erfolgsdruck senden zu können. Dass gut re-
cherchierte politische Informationen oft mit hohen Herstellungskosten 
verbunden sind, kann, darf und muss ARD und ZDF nicht daran hindern, 
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sie zu senden. So sollten die Gebühren den öffentlich-rechtlichen Sen-
dern einen Handlungsspielraum ermöglichen, der inhaltliche Vielfalt 
mit Blick auf die präsentierten Themen, Meinungen und Akteure erlaubt 
und der den Einfluss der Werbetreibenden minimiert. Die Gebührenaus-
stattung erlaubt es außerdem, mit Hilfe verschiedener Programmange-
bote auch unterschiedliche Bevölkerungsgruppen (regional, nach Alter 
etc.) anzusprechen. Das Ziel muss es sein, möglichst viele Bürgerinnen 
und Bürger möglichst regelmäßig mit Inhalten von hohem „public va-
lue“ zu erreichen – auch wenn einzelne Programmbestandteile nur Min-
derheiten ansprechen mögen. 
Anders als marktwirtschaftlich finanzierte Medien müssen sich die Öffent-
lich-Rechtlichen dabei nicht dem Druck einflussreicher Geldgeber beugen 
und müssen auch nicht profitorientiert arbeiten. Das ist – vor dem Hinter-
grund der demokratischen Zielsetzung – ein handfester Vorteil. Ihr wich-
tigster Auftrag ist es nicht, möglichst profitabel zu arbeiten. Ihr wichtigster 
Auftrag ist es, ein möglichst gutes Gesamtprogramm zu senden und so zur 
Emanzipation und Aufklärung des Publikums beizutragen. 
Die finanzielle Unabhängigkeit erlaubt es den öffentlich-rechtlichen, 
selbst zur „prime-time“ Formate zu senden, die keine maximalen Quoten 
versprechen. So ist die bloße Existenz einer breiten Auswahl anspruchs-
voller Angebote, die einen Beitrag zur politischen Meinungs- und Wil-
lensbildung leisten können, unabhängig von der konkreten Nutzung 
bereits ein Gewinn für die Demokratie. Denn politische Freiheit basiert 
auch auf dem Wissen, dass es breite Informationsmöglichkeiten gibt. 
Cass Sunstein (2009: 122) schreibt hierzu: „If people are deprived of ac-
cess to competing views on public issues, and if as a result they lack a 
taste for those views, they lack freedom, whatever the nature of their pre-
ferences and choices.” Wenn wir uns als freie Bürgerinnen und Bürger 
dazu entscheiden, überwiegend Unterhaltungsangebote im Fernsehen 
zu konsumieren – dann sollte diese Entscheidung nicht darauf beruhen, 
dass es kein Mehr an politischen Sendungen gibt. 
Aufgrund des geringen Quoten-Drucks können politische Themen in 
den öffentlich-rechtlichen Angeboten planerisch „konkurrenzfähig“ zu 
Unterhaltungsangeboten werden – und die Programme können auch in 
weit größerem Umfang von Inhalten geprägt sein, die von politischer 
und/oder gesellschaftlicher Relevanz sind als die Angebote anderer Me-
dien. Auch vom Druck, sensationsorientiert und personalisiert zu be-
richten, sind die öffentlich-rechtlichen Medien ein Stück weit befreit. 
Ihre Berichterstattung verspricht daher nicht nur vielfältigere, sondern 
auch diskursivere politische Inhalte – die somit eine hohe demokrati-
sche Qualität aufweisen. 
Angesichts der „digitalen Revolution“ gewinnt außerdem die Zuverläs-
sigkeit der Informationen an Bedeutung. Öffentlich-rechtliche Sendean-
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stalten haben hier nicht nur einen Bonus in den Augen ihres Publikums, 
das sie seit langem als verlässliche journalistische Instanz kennengelernt 
hat. Ihr Finanzierungsmodell erlaubt es ihnen auch, diese Zuverlässig-
keit im digitalen Zeitalter, das von einem schnellen und kompetitiven 
Nachrichtenmarkt gekennzeichnet ist, zu bewahren. Ihre Journalistin-
nen und Journalisten können unabhängig von dem Einfluss von Geldge-
bern, unabhängig von kurzfristigen thematischen und argumentativen 
Trends und in angemessenem Tempo ihre Recherchen durchführen und 
Berichte vorbereiten. Sie können jenseits des Tagesgeschäfts auch Zeit 
darauf verwenden, sich in bestimmten Themenbereichen zu bilden, so 
dass sie fachliche und journalistische Expertise in sich vereinen. 
Die Gebühren können dazu dienen, ein dichtes Netz an Korresponden-
tinnen und Korrespondenten im In- und Ausland zu finanzieren. Auf die-
se Weise können öffentlich-rechtliche Nachrichten häufiger als die In-
formationsangebote anderer Medien auf unmittelbare Erfahrungen und 
Beobachtungen vor Ort rekurrieren. Das erhöht die inhaltliche Zuver-
lässigkeit. Außerdem können Korrespondentinnen und Korresponden-
ten frühzeitig einschätzen, welche Themen an Relevanz und Aktualität 
gewinnen werden. Vor allem die Auslandsberichterstattung muss sich 
somit nicht ausschließlich an anderen Leitmedien orientieren. 
Die Integration der Gesellschaft, die sich immer häufiger in digitalen 
„echo chambers“ zu verlieren droht, wird zudem ein immer stärkeres 
Argument für die Öffentlich-Rechtlichen. Ein von allen empfangbares 
Angebot an zuverlässigen und hochqualitativen politischen Informati-
onen wird in der digitalen Gesellschaft ein zunehmend wichtiges Mittel 
der gesellschaftlichen Integration. So stellen vor allem ARD und ZDF im 
Kontext der fragmentierten Medienwelt ein Angebot zur Verfügung, das 
ohne großen Aufwand und ohne individuell vermeidbare Kosten von 
(fast) allen Bürgerinnen und Bürgern empfangen und genutzt werden 
kann – schon dadurch leisten sie etwas Einzigartiges. 
Im Folgenden soll nun geklärt werden, wie diese Stärke in der aktuellen 
Praxis genutzt wird und wo aus Sicht der Demokratietheorie Möglichkei-
ten zur Verbesserung bestehen. 

3. Die demokratische Performanz der öffentlich-rechtlichen   
 Sender am Beginn des 21. Jahrhunderts 

Mit einem jährlichen Budget von rund 9 Milliarden Euro verfügt der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland über einen großen Hand-
lungsspielraum. Neun Landesrundfunkanstalten sowie das ZDF produ-
zieren jeweils unterschiedliche Fernseh- und Radio-Angebote, um die 
Bürgerinnen und Bürger mit Informationen von lokaler, regionaler und 
nationaler Bedeutung zu versorgen und verschiedene Nutzungsinteres-

37



P U B L I C  V A L U E  S T U D I E

sen zu bedienen. So addierte sich allein das Hörfunkangebot der ARD im 
Jahr 2016 auf über 500.000 Stunden – wovon rund ein Drittel Angebote 
auf die Bereiche „Information und Service“ sowie „Kultur/Bildung“ ent-
fielen (ARD-Hörfunkstatistik 2016). 
Obwohl die Zahl der TV-Kanäle in Deutschland wächst, konnten ARD, 
ZDF und die Dritten nach Messungen der GfK im Jahr 2017 ihre Spitzen-
position im Fernsehmarkt mit weiter zweistelligen Marktanteilen ver-
teidigen. Im Hörfunk kommen die ARD-Programme laut Media Analyse 
2018 Audio I auf eine Tagesreichweite von 37,16 Millionen Hörerinnen 
und Hörer. Das entspricht einem Anteil von 53,0 Prozent der deutsch-
sprachigen Bevölkerung ab 14 Jahren. Auch der Marktanteil von knapp 
56 Prozent untermauert die hohe Akzeptanz des ARD-Hörfunks. 
Unter jungen Rezipientinnen und Rezipienten droht primär den TV-Sen-
dern jedoch ein Bedeutungsverlust: ARD, ZDF, vor allem aber die Dritten 
erreichen nur geringe Marktanteile unter den jüngeren Publikumsseg-
menten – wobei in dieser Zielgruppe die Reichweite des linearen Fern-
sehens ohnehin sinkt. Neben einem attraktiven Digitalangebot (vgl. Ab-
schnitt 4) ist es deshalb wichtig, dass die öffentlich-rechtlichen Sender 
die gezielte Ansprache der jüngeren Bürgerinnen und Bürger stärker for-
cieren als bislang. Trotz hoher Marktanteile wären – um nur ein Beispiel 
zu nennen – Volksmusiksendungen zur Primetime deshalb zu hinterfra-
gen. Insbesondere die Dritten Programme können dauerhaft nur dann 
gegenüber den Gebührenzahlerinnen und -zahlern legitimiert werden, 
wenn ihnen die Ansprache auch der jüngeren Bevölkerungsgruppen ge-
lingt. Einzelne Beispiele zeigen – unter anderem die „News WG“ des Bay-
erischen Rundfunks – bereits, dass dies möglich ist. Ein Ausbau solcher 
Angebote muss allerdings forciert werden. 
Vor allem mit Blick auf das öffentlich-rechtliche TV-Angebot wird von 
Kommunikations-, Medien- und Politikwissenschaftlerinnen und -wis-
senschaftlern, aber auch von Politikerinnen und Politikern, immer wieder 
ein Ausbau des Anteils der politischen Inhalte am Gesamtprogramm ge-
fordert – auch wenn der Anteil der Informationssendungen bereits heute 
deutlich höher ist als in den privaten TV-Programmen (vgl. Krüger 2018). 
Im Licht des Diskurses über den postdemokratischen Wandel westlicher 
politischer Systeme ist dieser Forderung beizupflichten. Als Teil des Me-
dienmarktes, der qua seiner institutionellen Ausgestaltung weitgehend 
gegen Ökonomisierungstendenzen gefeit ist, können und müssen sich die 
öffentlich-rechtlichen Sender beispielsweise dem Trend zum seichten En-
tertainment weiterhin widersetzen. Aufgrund ihrer einzigartigen Stellung 
tragen sie heute – trotz der gewachsenen Vielfalt der privaten Angebote 
im digitalen Zeitalter – eine größere Verantwortung für die Konstitution 
einer funktionierenden politischen Öffentlichkeit denn je. Liberalen Theo-
retikern wie Cass Sunstein (2009) folgend, ist aus demokratietheoretischer 
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Sicht eben nicht die aktuelle Nachfrage der Rezipientinnen und Rezipien-
ten das entscheidende Maß für die Qualität der Angebote – die Freiheit 
der Bürgerinnen und Bürger hängt davon ab, dass sie ein breites und in-
haltlich fundiertes Angebot an politischen Themen, Perspektiven und Ar-
gumenten in der politischen Öffentlichkeit verfolgen können. Schon das 
Angebot allein ist ein demokratischer Gewinn. 
Gerade auf den guten Sendeplätzen tummeln sich derzeit aber auch 
Angebote, die selbst im weitesten Sinne nicht zu politischer Informa-
tion gezählt werden können: Vorabendserien, Sportberichterstattung 
und Spielshows genießen im Abendprogramm scheinbar oft Vorrang 
vor politischen Informationssendungen (mit Ausnahme der Nachrich-
tensendungen). Der Medienjournalist Stefan Niggemeier (2009) hat die 
Kritik an dem inhaltlichen Aufbau der öffentlich-rechtlichen Program-
me einmal auf den Punkt gebracht: Es sei „frappierend, wie wenig ihr 
[ARD und ZDF; C. R.] Programm ein unverkennbar öffentlich-rechtliches 
Programm ist“ (ebd.: 3). Trotzdem es hier also Verbesserungsmöglichkei-
ten zu Gunsten der Demokratiestärkung gibt, belegt die Statistik auch 
eindeutig, dass die Öffentlich-Rechtlichen eine klar unterscheidbare 
Angebotsstruktur zu den privaten Sender aufweisen (vgl. Krüger/Zapf-
Schramm 2007; Krüger 2018). 
Weitgehend gut gelingt ARD, ZDF und den anderen beitragsfinanzierten 
Sendern der Umgang mit Entwicklungen wie Personalisierung und Boule-
vardisierung der politischen Berichterstattung. Sie müssen sich nicht gänz-
lich gegen solche Trends stellen – aber in besonderem Maße darauf achten, 
dass diese die politische Berichterstattung nicht maßgeblich prägen. 
Zu beklagen wäre aus Sicht des Postdemokratie-Diskurses auch eine star-
ke Fokussierung der Berichterstattung auf Eliten-Akteure und ihre politi-
schen Argumente. Für das Jahr 2000 zeigte Krüger (2002) auf, dass mehr 
als die Hälfte aller Auftritte von Politikern in der Politikberichterstattung 
von ARD, ZDF, RTL, Sat1 und ProSieben in der Zeit zwischen 18 und 24 
Uhr auf nur zwanzig Politikerinnen und Politiker entfiel. Und diese wa-
ren, wie auch andere Studien zeigten – meist Vertreter der Exekutive, wäh-
rend die Parlamente und ihre Mitglieder aus dem Fokus der massenme-
dialen Berichterstattung gerückt sind (vgl. Negrine 1998; Imhof/Kamber 
2001). Eine aktuelle Replikation dieser Studie liegt leider nicht vor – ihre 
Ergebnisse würden hoffentlich günstiger ausfallen. Dennoch wird in der 
Literatur zum Beispiel auch mit Blick auf die Wiederholungsquoten von 
Talkshowgästen immer wieder mehr Vielfalt angemahnt. So konstatiert 
beispielsweise Gäbler (2011: 42): „Politische Talkshows, die sich als natio-
nale Bühne verstehen, sind […] fast immer bestrebt, die verantwortlichen 
Politiker konfrontativ einzuvernehmen. […] Wer über den Atomausstieg 
redet, braucht dazu eigentlich Bundesumweltminister Norbert Röttgen 
(CDU). Wer über den Mindestlohn streiten will, tut dies am wertvollsten, 
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wenn Ursula von der Leyen an Bord ist. Schon die zweite Garde der Politik, 
oft kenntnisreiche Sachpolitiker, denen in der Realpolitik, bei der Arbeit in 
Ausschüssen und an Gesetzesentwürfen sehr viel Gewicht zukommt, gilt 
in Talkshow-Redaktionen als schlechtere Lösung.“
Weit gravierender ist jedoch die u.a. von Frank-Walter Steinmeier, da-
mals noch Außenminister, aufgestellte These: „Der Konformitätsdruck 
in den Köpfen der Journalisten scheint mir ziemlich hoch“ (Steinmeier 
2014). In Folge der Berichterstattung über die europäische Flüchtlings-
krise wurde deutlich, dass ein großer Teil der Bevölkerung diese Auffas-
sung teilt (vgl. Haller 2017). Wenn den Massenmedien von vielen nicht 
mehr zugetraut wird, dass sie die Bürgerinnen und Bürger im postdemo-
kratischen Zeitalter wahrheitsgetreu informieren – wäre das gerade für 
gebührenfinanzierte Sender ein katastrophales Urteil. 
Hinzu kommt, dass Forschungen zur Berichterstattung der Massenmedien 
über die Flüchtlingskrise die Einschätzungen der Bürgerschaft bestätigen. 
So konnte beispielsweise Michael Haller anhand einer Analyse von Print-
titeln nicht nur eine Elitendominanz in der Berichterstattung (v.a. von 
Vertretern der Bundesregierung) nachweisen, sondern auch eine man-
gelhafte Abbildung existierender Konfliktlinien: „Den Konflikten auf der 
konkreten Vollzugsebene der Bundesländer maßen die Leitmedien wäh-
rend des Untersuchungszeitraums in ihren Berichten keine Relevanz zu. 
Thematisiert wurden Probleme auf der Vollzugsebene fast nur dann, wenn 
es um Gewaltakte rechtsradikaler Gruppen ging.“ (vgl. Haller 2017: 137ff.). 
Der journalistische Qualitätsgrundsatz, aus neutraler Sicht sachlich zu be-
richten sei in rund der Hälfte der analysierten Berichterstattungen nicht 
durchgehalten worden. Zudem hätten die Korrespondenten nicht selten 
in einer Diktion berichtet, die persönliche Nähe, auch Vertrautheit zur 
politischen Elite suggeriert (ebd.). Alle diese Merkmale entsprechen den 
Charakteristika postdemokratischer Medienberichterstattung, die nicht 
gegenüber allen in der Gesellschaft vertretenen Interessen gleichermaßen 
offen ist, sondern primär die Positionen von Eliten abbildet. 
Angesichts dieser Kritik an der inhaltlichen Leistungsfähigkeit der Mas-
senmedien und der Befürchtung, die Leitmedien seien durch die Interes-
sen der Mächtigen korrumpiert, verwundert es nicht, dass die Akzeptanz 
der Deutschen für die beitragsfinanzierten Informationsangebote aktuell 
gering zu sein scheint. So gaben in einer (nicht-repräsentativen) Umfra-
ge des Meinungsforschungsinstituts Civey im März 2018 rund 39 Prozent 
der Befragten an, dass ARD und ZDF abgeschafft werden sollten.2 Und 
viele Bürgerinnen und Bürger halten die monatliche Haushaltsabgabe 
von 17,50 Euro für zu hoch. Solche schlaglichtartigen Daten sind nicht 

2  Zu finden unter http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/umfrage-zum-oeffentlich-rechtlichen-
rundfunk-mehrheit-fuer-ard-und-zdf-a-1196326.html, zuletzt abgerufen am 10.7.2018.
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geeignet, um substanzielle Debatten über die Zukunft der öffentlich-
rechtlichen Sender anzuleiten. Sie zeigen aber auf, wie wichtig die Aner-
kennung und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger für die Akzep-
tanz der beitragsfinanzierten Angebote ist. 
Wenn das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Qualität des 
öffentlichen Diskurses und die Akzeptanz der Gebührenfinanzierung 
dauerhaft sinken, schwächt dies die Stellung der öffentlich-rechtlichen 
Sender in der Gesellschaft, die Demokratie und obendrein stellt eine 
solche Situation ein Einfallstor für Populismus dar, da die Kritik an den 
Massenmedien zu den Kernargumenten von Parteien wie der AfD gehört. 
Wie können die öffentlich-rechtlichen Medien einer solchen Entwick-
lung also entgegenwirken? Fünf Aspekte erscheinen hierbei zentral und 
ihre Berücksichtigung kann einer Postdemokratisierung der politischen 
Öffentlichkeit wirksam Einhalt gebieten: 
(1) Guter Journalismus wird von guten Journalistinnen und Journa-
listen gemacht. „Irgendetwas mit Medien“ wollen viele junge Menschen 
machen – doch wichtig für die Medienunternehmen als Arbeitgeber ist, 
dass sie die besten Köpfe gewinnen können. Die öffentlich-rechtlichen 
Sender haben aufgrund ihrer Reputation und ihrer Tarifverträge bzw. 
Honorare bislang im Wettbewerb mit anderen Arbeitgebern in der Me-
dienbranche noch vergleichsweise gute Chancen, attraktive Kandidatin-
nen und Kandidaten zu gewinnen. Doch im Vergleich zu anderen Bran-
chen hat der Journalismus an Reputation und Prestige verloren. Durch 
gute Arbeitsbedingungen und eine angemessene Bezahlung auch von 
Nachwuchskräften können ARD, ZDF und DLR (Deutschlandradio) eine 
zentrale Weichenstellung leisten, um auch in Zukunft Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu haben, die kompetent sind, um die komplexen Zu-
sammenhänge zeitgenössischer Politik zu durchdringen und zu vermit-
teln. In der Auseinandersetzung mit Politikerinnen und Politikern sowie 
Pressestellen, die hoch professionell arbeiten, bedarf Klugheit und Bil-
dung, um zu erkennen, wo die Relevanz, die Stärken und die Schwächen 
verschiedenster Ideen und Positionen liegen. 
(2) Gute Journalistinnen und Journalisten haben eine gute Ausbildung 
gemacht. Neben der intellektuellen Kompetenz ist es zentral, dass die 
Journalistinnen und Journalisten ihr Handwerkszeug beherrschen. Und 
dieses Handwerk ist komplex: es umfasst die Recherche, die Aufnahme 
von Bild und Ton, die Formulierung von Skripten und zunehmend auch 
die Beherrschung der technischen Produktion und Sendung. Das Vo-
lontariat ist der Königsweg, um den Beruf des Journalismus zu erlernen 
– und hier sollten die öffentlich-rechtlichen Anstalten als Garanten für 
Qualitätsjournalismus in Deutschland auch künftig nicht sparsam sein. 
(3) Gute Journalistinnen und Journalisten haben einen freien Geist – und 
eine feste Anstellung. Den Argumenten etablierter Politikerinnen und Po-
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litiker sowie Parteien zu folgen, heißt mit dem Strom zu schwimmen. Das 
ist verhältnismäßig einfach. Journalistinnen und Journalisten sollen aber 
die Möglichkeit haben, auch andere Richtungen einzuschlagen. Damit das 
nicht unzumutbar anstrengend und gefährlich für die individuelle Vita wird, 
bedürfen sie des festen Rückhalts ihrer Redaktionen und dieser besteht un-
ter anderem darin, dass sie angestellt sind. Eine wachsende Zahl an „festen 
Freien“, wie sie sich in den öffentlich-rechtlichen Anstalten etabliert hat, ist 
keine gute Ausgangsbasis für Journalismus, der ergebnisoffen recherchiert 
und querdenken kann. Es sollte deshalb mehr Geld für die Überführung die-
ser Jobs in Festanstellungen bereitgestellt werden. 
(4) Gute Journalistinnen und Journalisten haben Zeit. Um zu verhin-
dern, dass professionelle und ökonomisch starke Lobbys und Pressestel-
len im postdemokratischen Zeitalter an Einfluss auf die Berichterstattung 
gewinnen, während das Gehör für die Perspektiven der Bürgerinnen und 
Bürger verloren geht, bedarf es Kapazitäten für umfassende Recherche. 
Denn öffentlich-rechtlicher Journalismus soll der politischen Gemein-
schaft dienen, nicht den ökonomischen und politischen Eliten. Die 
Journalistinnen und Journalisten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
müssen deshalb die Möglichkeit haben, viel Zeit vor Ort und an der Ba-
sis zu verbringen. Wenn Stellen bei gleichbleibender Recherchequalität 
gekürzt werden, muss das bedeuten, dass auch Sendeminuten gekürzt 
werden. Oder im Umkehrschluss: Der Ausbau der Aktivitäten von ARD 
und ZDF, der sich in den letzten Jahren verzeichnen ließ, hätte von einem 
proportionalen Stellenausbau begleitet sein müssen. Wenn das entspre-
chende Gebührenwachstum ausbleibt, erscheint der quantitative Aus-
bau einer hoch-qualitativen Berichterstattung kaum möglich. Und gera-
de unter den Bedingungen der Postdemokratisierung ist die Qualität der 
Berichterstattung öffentlich-rechtlicher Sendeanstalten zentral für die 
politische Öffentlichkeit. Der Bayerische Rundfunk reagiert auf diese ge-
änderten Bedingungen beispielsweise mit einem trimedialen Verände-
rungsprozess, mit dem er sich zu einem medienübergreifenden Anbieter 
für Audio- und Videoinhalte wandelt. 
(5) Bürger in die Gremien! Um dem Eindruck entgegen zu wirken, dass 
es – trotz der staatsfernen Institutionalisierungsform – Klüngeleien zwi-
schen öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten und etablierten Politikerin-
nen und Politikern gibt, sollten die Bürgerinnen und Bürger einen besse-
ren Einblick und Mitspracherechte in möglichst alle relevanten Gremien 
bekommen, die wegweisende Rundfunk-Entscheidungen treffen und die 
Einhaltung der Berichterstattungsstandards überprüfen (vgl. auch ähn-
lich lautende Vorschläge von Gerlach 2018). Dass vor allem ARD und ZDF 
keinen postdemokratischen „Staatsfunk“ senden, kann den Bürgerinnen 
und Bürgern vor allem durch die eigene Zeugenschaft glaubhaft gemacht 
werden. Und auch die Akzeptanz von Beitragssteigerungen, die zumindest 
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mittelfristig nicht ohne Einschnitte in die Leistungsfähigkeit der öffent-
lich-rechtlichen Anstalten vermeidbar sein dürften, kann durch eine di-
rekte Mitwirkung der Gebührenzahler steigen. Mit Publikumsgesprächen 
in der Region und anderen Diskussionsangeboten, hat beispielsweise der 
Bayerische Rundfunk bereits eine Vielzahl von institutionalisierten Kom-
munikationsforen zum Austausch mit den Rezipienten geschaffen. Ein 
Ausbau entsprechender Aktivitäten ist wünschenswert. 

4. Digitalität als Herausforderung 

In einem 1962 erschienenen, gleichnamigen Werk bezeichnete Marshall 
McLuhan die moderne Welt als „Gutenberg-Galaxis“, da sie vom Buch als 
Leitmedium grundlegend geprägt war. Die Verbreitung des Internets und 
anderer digitaler Technologien scheint in den letzten zwanzig Jahren das 
Ende dieser Zeitrechnung eingeläutet zu haben. In Folge der Digitalisie-
rung haben sich das Informationsverhalten und die Mediennutzung der 
Bürgerschaft fundamental gewandelt – und dieser Wandel stellt auch 
die öffentlich-rechtlichen Sender vor völlig neue Herausforderungen. 
Zentral sind vor allem die Möglichkeit, Informationen in fast unbegrenz-
ter Menge auf digitalen Plattformen bereitzustellen und der [schleichen-
de] Bedeutungsverlust des linearen TV- und Radiokonsums. So droht 
der politischen Öffentlichkeit nicht nur die von der postdemokratischen 
Theorie umfassend beschriebene Ökonomisierung, sondern auch eine 
zunehmende Individualisierung und Fragmentierung. Unzählige „Chan-
nels“ und Videos auf Plattformen wie Youtube erlauben eine spezifische 
Ansprache kleiner Zielgruppen. Was für Werbetreibende attraktiv ist, 
für die politische Integration der Bürgerschaft aber eine wachsende He-
rausforderung darstellt. Weder inhaltlich noch unter den Nutzern von 
„BibisBeautyPalace“ und „freekickerz“ – zwei der 2017 meistbesuchten 
und meistabonnierten Youtube-Kanäle in Deutschland – dürfte es bei-
spielsweise wohl kaum Überschneidungen geben. Aufgrund der jewei-
ligen inhaltlichen Spezialisierung sind die Kanäle auch weitgehend frei 
von Fragen der „res publica“, also der politischen Angelegenheiten einer 
Gesellschaft. Dennoch verwenden immer größere Teile der Gesellschaft 
wachsende Anteile ihrer Freizeit darauf, ihren individuellen Interessen 
auf solchen Plattformen nachzugehen. 
Charakteristisch für das so genannte „digitale Zeitalter“ ist außerdem 
der Bedeutungsgewinn großer Internetkonzerne wie Google, Facebook 
und Amazon (vgl. Morozov 2011; Russ-Mohl 2017). Diese leisten oft tech-
nische Pionierarbeit, sind aber als private Akteure nicht dem Gemein-
wohl verpflichtet und darüber hinaus begünstigen die Mechanismen des 
digitalen öffentlichen Raums die Entstehung von Monopolen. Diesem 
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Einflussgewinn eine explizit an gesellschaftlichen Zielen orientierte Al-
ternative gegenüberzustellen ist eine Stärke der öffentlich-rechtlichen 
Anstalten, deren Bedeutung angesichts der Debatten über „fake news“ 
und Meinungsmanipulation via „big data“ immer offensichtlicher wird. 
Damit der öffentlich-rechtliche Rundfunk seinen im Staatsvertrag be-
schriebenen Auftrag, „zur Information, Bildung, Beratung, Kultur und 
Unterhaltung“ auch unter den Bedingungen neuer Medien und neuer 
Wettbewerbsakteure erfüllen und „einen Beitrag zur Sicherung der Mei-
nungsvielfalt und somit zur öffentlichen Meinungsbildung“ leisten kann, 
muss er auch auf den digitalen Plattformen des Internets sichtbar sein. 
Die Beschränkung auf Radioempfänger und TV-Bildschirme könnte bin-
nen weniger Jahre dazu führen, dass ARD, ZDF und die anderen öffent-
lich-rechtlichen Sender zu Dinosauriern der Medienlandschaft werden 
– und das zu verhindern ist im unbedingten Interesse der Demokratie. 
Gleichzeitig rückt der öffentlich-rechtliche Rundfunk mit seiner Präsenz 
im Internet in den unmittelbaren Wettbewerb mit anderen Akteuren, die 
ebenfalls wichtige Beiträge zu einem pluralen Informations- und Mei-
nungsbildungsprozess leisten – und die keinen Rundfunkbeitrag erheben 
können. Vor allem das Geschäftsmodell der Tageszeitungen gerät durch 
die häufig kostenfrei abrufbaren Informationen im Internet unter Druck. 
Während viele regionale und lokale Zeitungen in finanzielle Probleme ge-
raten, gewinnen – wie die Theorie der Postdemokratie aufzeigt – große 
Medienkonzerne an Einfluss, was eine Gefahr für die Freiheit und Plu-
ralität der öffentlichen Meinungsbildung darstellt. Will man vor diesem 
Hintergrund kein Zeitungssterben (analog wie digital) provozieren, müs-
sen die Aktivitäten der öffentlich-rechtlichen Anstalten also derart gestal-
tet sein, dass sie andere Informationsangebote nicht übervorteilen. Eine 
Beschränkung der Begleittexte auf den Webangeboten der Sender reicht 
hierfür nicht aus. Vielmehr gilt es, ganz neue Formen der Kooperation zwi-
schen Verlagen und öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten zu finden.
Dieser Entwicklungsprozess – der angesichts des rasanten technischen 
Wandels nicht umfassend, sondern stets nur „auf Sicht“ geplant werden 
kann – kann zu einer völligen Neuorientierung der öffentlich-rechtlichen 
Angebote führen. Dafür sollten alle Beteiligten in den Rundfunkräten, 
in der Politik und in den Sendeanstalten offen sein. Denn entscheidend 
für die demokratische Leistungsfähigkeit eines öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks sind die transportierten Inhalte – nicht ihre Trägermedien. 
Und wenn sich die Rezeptionsgewohnheiten der Bürgerinnen und Bür-
ger so drastisch wandeln wie es im Moment vor allem bei den jüngeren 
Zielgruppen der Fall ist, kann dies nicht spurlos an ARD, ZDF und den 
anderen TV- und Radiosendern vorbeigehen. 
Damit der öffentlich-rechtliche Rundfunk ein Fels in der Brandung sein 
kann, der die Demokratie vor Verfallstendenzen schützt, muss er fest in der 
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Gesellschaft verankert sein. Die Beitragsfinanzierung erlaubt es den Verant-
wortlichen dabei, sich dem Trend der ökonomisch motivierten Zielgruppen-
orientierung zu widersetzen. Öffentlich-rechtlich finanzierte Medienange-
bote sollen integrieren, nicht diversifizieren. Der Vorschlag des Intendanten 
des Bayerischen Rundfunks, Ulrich Wilhelm, eine Plattform aller Qualitäts-
anbieter zu erstellen, ist deshalb eine gute Idee. Hier könnten Angebote, 
welche die Kriterien journalistischer Qualität erfüllen, gebündelt werden. 
Vorstellbar ist auch, dass die öffentlich-rechtlichen Sender ihre Ange-
bote – ähnlich wie eine Nachrichtenagentur – anderen, seriösen Me-
dienanbietern zur Verfügung stellen. Dies könnte die Qualität der pu-
blizistischen Angebote im Internet stärken, eine große Reichweite der 
öffentlich-rechtlichen journalistischen Produkte sicherstellen und 
gleichzeitig die vorhandene Zahl der Qualitätsanbieter erhalten. 
Zusätzlich wäre es angesichts der Konvergenz der Medienangebote im 
„digitalen Zeitalter“ auch denkbar, besonders gute Beiträge zur politi-
schen Öffentlichkeit ex post (also nach ihrer Herstellung und Publikati-
on) zu prämieren, unabhängig davon, welche Medienunternehmen sie 
publiziert haben. Dies schafft Anreize für hoch-qualitativen Journalis-
mus und – sofern die Bewertungskriterien entsprechend formuliert wer-
den – auch dafür, solche Inhalte so zu platzieren, dass sie von möglichst 
vielen Bürgerinnen und Bürgern gesehen und rezipiert werden können. 
Die Digitalisierung bietet vielfältige neue Möglichkeiten für Journalistin-
nen und Journalisten, um mit den Bürgerinnen und Bürgern in Kontakt 
zu treten. Sie erlaubt eine bessere Verzahnung von Text- und Bildma-
terialien und eine Verlinkung thematischer Zusammenhänge. Der Um-
fang der jeweils verfügbar gemachten Informationen ist weit weniger 
limitiert als im klassischen Print-, Hörfunk- oder TV-Journalismus, so 
dass die Rezipienten häufig selbst entscheiden können, wie tiefgehend 
sie in eine bestimmte Thematik einsteigen möchten. Außerdem eröffnet 
die Digitalisierung auch Spielräume, um neue Formen des Austausches 
zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Journalistinnen und Journalisten 
und politischen Repräsentantinnen und Repräsentanten zu schaffen. 
Das statische Konzept der Sender und Empfänger, das charakteristisch 
war für die klassischen Massenmedien, wird somit um Interaktionsmög-
lichkeiten erweitert. All diese Optionen bergen großes Potenzial für die 
Demokratie – und für die Entwicklung neuer, anspruchsvoller Formen 
des Journalismus. Die öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten sollten vor 
diesem Hintergrund deutlich innovationsfreudiger sein als bisher und 
die Chance nutzen, zu Vorreitern dieser Entwicklung zu werden. Das 
dient der Demokratie – und kann dazu beitragen, die Leistungen und 
die Bedeutung öffentlich-rechtlicher Medien langfristig zu sichern. 
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5. Fazit 

Die etablierten Demokratien sind am Beginn des 21. Jahrhunderts mit 
mehreren gravierenden Herausforderungen konfrontiert: Die Globalisie-
rung und Prozesse der Transnationalisierung verändern die Handlungs-
fähigkeit einzelner Staaten. Immer mehr Bürgerinnen und Bürger ziehen 
sich aus dem politischen Prozess zurück, weil sie glauben, keinen Ein-
fluss auf die politische Entscheidungsfindung mehr nehmen zu können. 
Auch Theoretikerinnen und Theoretiker der Postdemokratie konstatie-
ren eine wachsende Abschottung politischer und ökonomischer Eliten 
vom Rest der Bevölkerung, der demokratische Prozess werde dabei zu 
einer Scharade. Die Folge dieser Entwicklung sei die Durchsetzung neo-
liberaler Politik, die unter anderem zu einer wachsenden ökonomischen 
Ungleichheit beitrage. Gleichzeitig verändert die Digitalisierung die Me-
diennutzung und die Öffentlichkeit grundlegend: Mediale Kommunika-
tion wird individualisierter und vielfältiger. Wer möchte, zieht sich in 
digitale „Echokammern“ zurück und kommuniziert dort fast nur noch 
mit Menschen, die die gleichen Interessen und/oder Einstellungen ha-
ben. Neue Medienkonzerne dominieren die digitale Welt, verfolgen aber 
unternehmerische statt gemeinwohlorientierter Zielsetzungen. Falsche 
Nachrichten, so genannte „fake news“, können sich im Internet leichter 
verbreiten als in den klassischen Massenmedien und die Manipulation 
individueller Meinungsbildungsprozesse kann mit Hilfe von Big-Data-
Anwendungen erleichtert werden. 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen hat der vorliegende Beitrag 
die Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der Gegenwart 
untersucht. Zentrale Ergebnisse dieser Analyse können in zwei Thesen 
zusammengefasst werden: Erstens wurde festgestellt, dass die öffent-
lich-rechtlichen Sender unter den Bedingungen drohender Postdemo-
kratisierung und Digitalisierung an Bedeutung gewinnen. Die wach-
sende Vielfalt von Informationsangeboten im Internet führt nicht dazu, 
dass gebührenfinanzierte journalistische Angebote obsolet werden. Im 
Gegenteil: Sie leisten einen zunehmend wichtigen Beitrag zur gesell-
schaftlichen Integration, sichern die Qualität und Quantität politischer 
Diskurse und geben den Rezipientinnen und Rezipienten eine verlässli-
che Orientierung über politische Zusammenhänge. 
Zweitens ist aber zu konstatieren, dass die öffentlich-rechtlichen Me-
dienangebote sich wandeln müssen, um angemessen auf die genannten 
Herausforderungen reagieren zu können. Die Fokussierung auf Inhalte 
von gesellschaftlicher und/oder politischer Relevanz muss gesteigert 
werden, um den postdemokratischen Neigungen zur Entpolitisierung 
und Unterhaltungsorientierung entgegenzuwirken. Öffentlich-rechtli-
cher Rundfunk muss stärker als dies aktuell der Fall ist die Nähe zu den 
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Bürgerinnen und Bürgern suchen und muss sich schützen, um nicht von 
professionalisierten Pressestellen und politischen Eliten korrumpiert zu 
werden. Guter Journalismus ist reflektiert und unabhängig! 
Und schließlich bedarf es mehr Innovation auf Seiten der öffentlich-
rechtlichen Sender, damit sie sich umfangreich und sachangemessen 
als bedeutungsvolle Akteure in der digitalisierten Medienwelt etablieren 
können. Die Digitalisierung bietet viele Chancen für die öffentlich-recht-
lichen Sendeanstalten und der Bedarf an gutem Journalismus wächst 
in repräsentativen Demokratien. Doch es braucht Veränderungsbereit-
schaft, Mut und Experimentierfreue, um diese Möglichkeiten zu testen 
und zu nutzen. •
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PSM CONTRIBUTION TO DEMOCRACY: NEWS, EDITORIAL 
STANDARDS AND INFORMED CITIZENSHIP

DR. STEPHEN CUSHION, CARDIFF UNIVERSIT Y

Valuing journalism in a disposable news culture

In an increasingly market-driven news environment, public service me-
dia (PSM) face growing pressure to justify the value of their journalism. 
After all, with online and social media, news has become more wide-
ly available and disposable, and can often be accessed instantly, at 
zero expense. Relying solely on advertisements for their funding, some 
newspapers are simply distributed for free in shopping centres and train 
stations. Like fast food, news has become a cheap and convenient com-
modity, accessible 24/7 online and even on the move.

But while news might be more freely available than ever before, the edi-
torial standards of different outlets do not necessarily meet or satisfy 
people‘s expectations of what news should be in a properly functioning 
democracy. From exposing ‚fake news‘ during elections, investigating 
data breaches at Facebook or reporting corruption, democracies rely on 
well-resourced newsrooms to inform citizens about what is happening in 
the world. If journalism as a commodity is being devalued and replaced 
by a fragmented supply of news and information, it may create an en-
vironment where news is cheap to consume but offers little democratic 
nourishment for advancing an informed or engaged citizenry.

At the same time, an ever-expanding range of media ostensibly serves 
citizens a menu of news that they can choose from. In a more deregula-
ted media environment, the state no longer exercises the same degree of 
editorial oversight, allowing broadcasters greater freedom to innovate 
and set their own news agendas. And since market competition should 
in theory drive up standards, a more crowded and competitive media 
marketplace might help produce better quality journalism. So, for ex-
ample, beyond broadcasting there are commercial print and online ni-
che outlets such as The Guardian, ProPublica, The New York Times or 
Spiegel Online, which have market goals but fulfil the public service va-
lue of informing audiences about politics and public affairs. From that 
perspective, democracy could be enhanced by a shift from public-service 
to market-driven media systems.
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Focus of the report: PSM vs commercial broadcast news

Against the backdrop of a fast-changing and increasingly commercia-
lised media landscape, PSM face a number of questions about their con-
tinued role and relevance. This report will examine the evidence about 
news produced by PSM and consider the implications for democracy in 
two ways.

First, it will draw on the latest academic scholarship to examine the evi-
dence about whether PSM produce news that is distinctive from their 
market-driven rivals. Second, it will consider how informative PSM co-
verage is compared to their commercial competitors. It will assess the 
latest research to establish whether public or commercial media systems 
offer the most effective way of raising public knowledge about politics 
and public affairs.

The focus throughout is largely on broadcast media, since much of the 
research in academic literature analyses television news programming, 
in particular newscasts, which can be compared between PSM and more 
market-driven organizations, as well as cross-nationally (Cushion, 2012). 
While there are many types of broadcast programme that contribute to 
a well-informed citizenry, television newscasts continue to be a popu-
lar source of information in advanced Western democracies (Cushion, 
2015; Cushion and Thomas, 2018). There are also a number of niche 
commercial print and online news outlets, as previously acknowledged, 
which have worked with PSM to expose corruption and which play a vital 
watchdog role. Comparatively speaking, however, many of these organi-
zations do not have the size or reach of national PSM. In this sense, PSM 
are not the sole source of important news, but they remain one of the 
most significant because of the continued influence broadcasters have in 
most advanced Western democracies (Cushion and Thomas, 2018).

The findings will be discussed in light of the contribution PSM make in 
informing the citizenry and enhancing democratic debate.

Overall, the following questions will be answered:
•  How can the quality of news between different media systems be as-

sessed? Do PSM newsrooms produce news of higher editorial stan-
dards compared with commercial television news?

•  Which media system most effectively raises people‘s understanding 
and knowledge of politics and public affairs? Do PSM help produce a 
more informed citizenry than commercial outlets?
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Understanding distinctiveness and comparing news output 

The term ‘distinctiveness’ is used in this report to refer to whether PSM pro-
duce news of a higher editorial standard than commercial broadcast me-
dia. After all, one of many long-standing principles of public service media 
is to deliver what the market neglects, since PSM should in theory operate 
free from commercial pressures and influence. In remaining distinctive, 
this should not mean PSM cannot strive to be popular or only cover tho-
se areas that market-driven organizations fail to address. However, many 
PSM organizations have the difficult task of ensuring they remain widely 
supported by the public – who invest financially in the service – while also 
fulfilling public service obligations in areas such as news programming 
that may not attract as many viewers as entertainment-based shows.

So how can distinctive news be interpreted? There is a range of wide-
ly shared editorial values and standards that many journalists would 
subscribe to, such as reporting truthfully or accurately, being independent 
or impartial, and serving the public interest. But measuring how far these 
standards are met is both conceptually and empirically challenging. So, 
for example, what interests the public may not represent news in the pub-
lic interest. As many legal disputes have shown, public-interest journalism 
is a subject of fierce debate.

In order to empirically compare how distinctive PSM is from commercial 
media, it is necessary to make value judgements about output that can be 
measured across media with some degree of precision. Since most news 
organizations strive to advance people‘s understanding of the world, one 
measure of distinctive news is tracking the agenda of issues routinely 
pursued. Above all, news aims to empower citizens in a democracy, en-
couraging them to make informed choices and judgements about social, 
economic and political issues. From informing voters about their policy 
options during an election campaign to explaining civic unrest or famine 
conditions in war-torn countries, the informational fuel supplied by news 
media is essential to the genesis of an informed citizenry.

Put simply, understanding the democratic value of news – such as tra-
cking the informative agenda of daily news programmes – can help as-
sess the quality of journalism produced by different media systems. As 
will now be explored, the intrinsic value of news can be measured and 
compared in a variety of ways. Needless to say, empirical studies of news 
cannot easily capture and quantify the democratic value of journalism, 
but the following studies will help paint a quantitative picture of PSM and 
commercial television news.

50



D E R  A U F T R A G :  D E M O K R A T I E

Is PSM distinctive from commercial television news?

In The Democratic Value of News: Why Public Service Media Matter 
(Cushion, 2012), I examined over 250 studies that considered whether 
the editorial standard of PSM news was distinctive from commercial 
output. Most of the research was about European countries or the US 
because most English-language academic publications emanate from 
these parts of the world. Overall, the most conclusive comparative fin-
dings related to analysing news agendas in routine periods of time and 
during election campaigns. In both cases, the weight of evidence showed 
public service media was far more informative, which was measured by 
news being more likely to empower citizens in democracy, such as telling 
people about the policy choices of different political parties, rather than 
reporting celebrity gossip or crime stories.

Overall, this book established that there tended to be a higher proporti-
on of ‚hard‘ news in PSM, which addressed issues such as politics and 
international affairs, rather than ‚soft‘ news, including crime or enter-
tainment news. During election campaigns, PSM were also more likely to 
report policy issues than market-driven media, which often placed grea-
ter emphasis on game or strategy stories.

While studies analysing journalism over time have found news agen-
das generally shifting from ‚hard‘ to ‚soft‘ reporting, this was more pro-
nounced on market-driven media. In effect, this meant PSM, most of the 
time, were more likely to supply a harder news agenda, reporting more 
domestic issues or international affairs, which offer policy or analytical 
information. Curran et al.‘s (2012) study of nine countries broadly found 
this pattern of coverage across a range of different countries. In other 
words, a broadly distinctive pattern is that public service bodies tend to 
supply a higher volume of hard news than market-driven media. While 
not all PSM produced more hard news than commercial media, overall 
most did and when they did not in all but two cases hard news accounted 
for more than 60% of the agenda. Meanwhile, Reinemann et al.‘s (2016) 
analysis of 160 outlets across 16 countries found harder news emanated 
from public service media than from commercial television networks, 
broadsheet newspapers and websites.

Is PSM distinctive from commercial television news during election 
campaigns?

Second, during election campaigns – a key point in any democracy – 
PSM focus more on issues and policy implications than market-driven 
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media. That might involve, for example, scrutinizing the manifesto pro-
mises of parties or independently examining how credible they are. Com-
mercial media, by contrast, tended to report more game or strategy-type 
stories, which centre on who‘s up or down in the polls as well as the cam-
paigns and personalities of the electoral contest. PSM also covered low-
key campaigns, such as local or European elections, which were often 
ignored by market-driven media. Political scientists have labelled these 
‚second-order‘ elections, since they are not necessarily viewed as being 
as significant as general or presidential elections. But given local and 
European bodies exercise considerable power, from decisions about the 
environment and consumer rights to social care and collecting rubbish, 
reporting their election campaigns and scrutinizing the issues citizens 
are voting on is vital to the health of a democracy.

As Chart 1 shows, while all UK television news bulletins widely reported 
the 2015 and 2017 general election campaigns, it was the BBC – a public 
service broadcaster – that consistently dedicated time to covering both 
the local and EU election campaigns. So, for example, whereas Channel 
5‘s 5pm bulletin spent just 1.2% and 1.0% of its total news agenda co-
vering the 2009 and 2013 local and/or EU election campaigns, on the BBC 
News at Six it accounted for 6.2% and 4.7% respectively. Broadly spea-
king, most official campaigns lasted approximately six weeks, which is 
the period of time analysed, including weekends.

 
Source: adapted from Cushion (2018).
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In the UK there are also commercial public service broadcasters, which 
each operate with different regulatory obligations. Channel 5 – the 
broadcaster subject to the lightest regulations in news programming – 
produced the fewest stories about the local and EU election campaigns.

Although the quality of news can differ between public service media, 
the very presence of a well-resourced and regulated PSM within a country 
can also help elevate the standards of journalism more widely (Cushion 
et al., 2012). Or, put more succinctly, well-resourced PSM help promote 
a race to the top in news standards within a mixed media system. So, 
for example, a market-driven news channel, Sky News, has resisted any 
pressure to conform to the more US-style of Fox News not just because of 
the UK‘s strict regulatory guidelines but arguably thanks to the profes-
sional commitment and culture of journalists who want to report accu-
rately and impartially (Cushion and Lewis, 2009). While Fox‘s partisan 
approach to news reporting has proven highly successful and influential 
in the US, and has been emulated by other US news channels such as 
MSNBC, the UK‘s public service culture and regulatory framework have 
meant its sister channel, Sky News, has not become ‚Foxified‘.

In the US, by contrast, PSM are not well funded or widely watched. The 
US is dominated by a market media-system and subject to limited regu-
lation that would encourage fair and balanced journalism. Unlike most 
other democracies, for example, broadcasters do not have to follow ru-
les about impartiality, which is why many news channels, such as Fox 
News and MSNBC, have clear partisan agendas. Compared to the UK‘s 
commercial broadcasters, which have some public service obligations, 
wholly market-driven news media do not have to meet specific editorial 
standards or obligations. So, for example, the US‘s main network news 
bulletins – ABC, CBS and NBC – all schedule their news at the same time 
(6:30 pm), whereas in the UK‘s hybrid media system a regulator – Ofcom 
– oversees scheduling to ensure audiences have a plurality of news sour-
ces to watch at different times of the day.

The balance and agenda of the US‘s market-driven media compared to 
the UK‘s commercial public service media can be shown in coverage 
of the 2016 and 2017 US and UK presidential and general election cam-
paigns. In the three main US network evening bulletins, there was barely 
any news about the presidential candidates‘ policy positions supplied 
throughout 2016. As one study found, between January 1, 2016, and Octo-
ber 21, 2016, just 8% of the news agenda on ABC and NBC in this period of 
time was spent reporting stories that focused on candidates‘ policy posi-
tions rather than other aspects such as personal issues or conflicts, alt-
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hough that was slightly higher – 16% – on CBS (adapted from Boehlert, 
2016). There was also a clear imbalance in the time allotted to presiden-
tial candidates to articulate their views during the campaign. Tyndall‘s 
(2016) study of network television news, for example, revealed coverage 
of Donald Trump‘s campaign was double that of Clinton‘s – 1,144 minu-
tes compared to 506 minutes – throughout the entire of year of 2016 (see 
Chart 2).

Source: adapted from Tyndall (2016).
By contrast, as Chart 3 demonstrates, the UK‘s commercial public ser-
vice media and market-driven news channel reported far more policy 
coverage, while Chart 4 shows coverage was, broadly speaking, more 
balanced between the main political parties.
Source: adapted from Cushion et al. (2016) and Cushion (2018).

Source: adapted from Cushion (2018).
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The future of news and PSM limitations 

Most of the comparative research about public and market-driven me-
dia systems is based on broadcast news coverage. However, there is a 

growing body of evidence about online news that reinforces the conclu-
sion that PSM supplies distinctive news from market-driven media. As 

Humprecht and Esser‘s (2016: 16) comprehensive study of news content 
in 48 websites in six countries – France, Italy, Germany, Switzerland, the 
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UK and US – concluded: „Strong commercialization seems to restrict the 
exploitation of online journalism‘s digital potential to a certain degree. 
Moreover, media systems with high expenditures in public service broad-
casting (e.g. Great Britain, Germany) have more sophisticated online 
news providers than systems with marginalized public media”. Their as-
sessment was based on considering each outlet‘s transparency in linking 
to external sources, documents or websites; the degree of background 
information, such as graphics, news boxes, graphs, maps or animations; 
and whether there was any follow-up communication in forums or chats 
(Humprecht and Esser, 2016: 506).

In broader terms, the study argued that since many public service media 
have invested in online news, they demonstrated its democratic value by 
producing news that serves citizens with high-quality journalism. While 
there is fierce competition between PSM and commercial broadcasters in 
online news and new interactive technologies, studies examining con-
tent show the former is producing news distinctive from market-driven 
media.

At the same time, PSM should not be immune to criticism. The impartia-
lity of PSM has often be called into question in political reporting, where 
the state may exercise too much control, compromising the ability for 
broadcasters to act independently or remain impartial. This is a form of 
elite control, where even well-intentioned PSM attempt to deliver a pu-
blic good but remain wedded to institutional relationships and forms of 
indirect political pressure and scrutiny that can influence news choices 
and judgements (Freedman, 2018). This may be a symptom of their relati-
onship with the government of the day, and how their current and future 
funding are organized. There are potentially ways PSM can be restruc-
tured to help create more independent newsgathering and journalism, 
where the state is more detached from funding decisions and a more de-
mocratic system of governance is established (see, for example, Media 
Coalition Reform, 2018).

Nevertheless, the evidence presented overall in this report so far shows 
that public service media tend to supply more serious and balanced co-
verage of politics and public affairs than market-driven media systems. In 
countries with a hybrid media system, where public-private obligations 
overlap, the very presence of public service obligations can help raise 
the editorial standards of journalism. Or, to put it another way, PSM help 
mitigate the costs of free market failure. But while PSM may be more in-
formative than their commercial competitors, which media system most 
effectively raises people‘s knowledge about politics and public affairs?
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Towards an informed citizenry: Does PSM more  effectively raise 
public knowledge than commercial media?

The media can make a significant contribution to democracy by creating 
more informed citizens, enhancing voters’ knowledge and understan-
ding of issues. However, this is contingent on the quality of information 
supplied by different media, which can not only inform citizens but mis-
inform them about politics and public affairs.

Since most countries have an increasingly fragmented and hybrid me-
dia, where people interact and access news across multiple platforms, 
it is difficult to isolate the influence of one media system over another. 
Interpreting causality – establishing a direct relationship between media 
and audiences – is methodologically complex. After all, knowledgeable 
or interested news viewers may turn to more informative news outlets, 
meaning the cause is not media coverage but wider and pre-existing 
influences. In other words, there are many factors at play when inter-
preting public knowledge, from levels of education and social welfare 
to cultural norms, such as interest in or engagement with politics within 
different countries.

However, after taking into account many external factors that make and 
shape people‘s knowledge and understanding of issues, a growing body 
of research has identified that PSM helps create more informed citizens 
than market-driven media.

So, for example, Soroka et al.‘s (2013) survey of six countries – Cana-
da, Italy, Japan, Norway, the UK and South Korea – found public service 
television news viewing generally enhanced people‘s knowledge about 
public affairs. However, this varied according to how broadcasters were 
financed, audience share and the relative independence of each orga-
nization. In other words, public service media were less likely to raise 
people‘s knowledge about public affairs if they were reliant on commer-
cial income, were not widely watched or listened to, or if the state had an 
influence on the editorial content of news. The study also discovered that 
in the country where state interference in public broadcasting was most 
evident, watching public service television did not effectively enhance 
people‘s knowledge.

Curran et al.‘s (2009) content analysis of television news and survey of 
four countries – the US, UK, Norway and Finland – revealed the latter 
two countries were most knowledgeable about public affairs. The know-
ledge gap was most striking between uninterested political news viewers 
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in the US compared to European countries, which is due – they argued 
– to citizens having regular access to reliable sources of news supplied 
most prominently by PSM. They concluded empathically: „media provi-
sion of public information does matter, and continued deregulation of 
the broadcast media is likely, on balance, to lead to lower levels of civic 
knowledge”. Similarly, Iyengar et al.‘s (2009) comparative survey of US 
and Swiss audiences discovered „dark areas of ignorance” among Ame-
ricans, which they explained by the limited supply of international news 
produced by US market-driven media.

The role of PSM in an increasingly partisan news  environment 

Moreover, the rise of partisan news channels in the US has meant peo-
ple are increasingly turning to outlets that reinforce their own ideolo-
gical beliefs, a behaviour known as partisan selective exposure. Bos et 
al.‘s (2016: 10-11) survey of people in the Netherlands found the presence 
of public service media mitigated partisanship because they played „a 
unifying, and nation-binding role… a strong public news provision…is 
an important condition to avoid the US situation where the public sphere 
appears to have become different public spheres”. Put another way, the 
presence of public service media appears to challenge the growth of filter 
bubbles or echo chambers, which are concepts used to describe people 
insulating themselves from news they do not agree with. The wider con-
sequences of PSM thus help ensure more citizens receive impartial news, 
covering a wide range of topics rather than being exposed to information 
that ideologically aligns with people‘s own beliefs.

Over recent years, academics have begun to more closely interpret stu-
dies about the content of news in light of people‘s responses to survey-
based questioning. So, for example, a study of how European integration 
was framed in Dutch media found some news topics, such as coverage of 
conflict, increased the likelihood of people voting and knowledge about 
the issue. In their view, „it is not sufficient to rely on exposure measures 
and to merely speculate about media content” (de Vreese and Boomg-
aarden, 2006: 333). Instead, they argued, it is necessary to more carefully 
consider the nature of coverage across different programmes together 
with interpreting audiences‘ engagement with and knowledge about dif-
ferent issues.

A four-wave survey in Swedish public and commercial news program-
ming examined people‘s knowledge in three contexts: the 2014 General 
Election, the EU Parliamentary Election and in a non-election period the 
same year. In each case, exposure to PSM raised people‘s understanding 
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of key issues, contributing toSweden’s democratic health as more peo-
ple may have cast a more informed vote at the ballot box. When con-
sidering the degree to which different programmes‘ impact on people‘s 
understanding of politics, the study established certain public service 
formats enhanced knowledge to a greater degree. As the author con-
cluded: „knowledge effects are stronger for one public service TV news 
show than for the other. This indicates that it is not ownership per se that 
is decisive. The format and the content also matter” (Strömbäck, 2017: 13; 
emphasis added).

Goidel et al. (2017) drew on survey data in the US, Germany, Sweden and 
the Netherlands to explore the relationship between television viewing 
and support for democratic ideals. They concluded that because citizens 
were being better informed by public service news, it „translates into a 
greater appreciation for democratic governance as reflected in the im-
portance individuals attach to living in a democracy, the value they place 
on a democratic political system, and the rejection of authoritarian alter-
natives” (Goidel et al., 2017: 850-1). By contrast, in more market-driven 
media systems, such as in the US, „television news is not associated with 
democratic attitudes but is associated with support for authoritarian al-
ternatives (a strong political leader or military rule)” (Goidel et al., 2017: 
851). While they acknowledged both the political system and economic 
context in different countries help shape people‘s perceptions of de-
mocratic ideals, the democratic attitudes measured in the survey were 
cross-nationally consistent across television news but not when exposed 
to other types of media. 

Over recent years, people have been relying more on news beyond of te-
levision – from social media to online websites and blogs. Many public 
service broadcasters have invested heavily in online news or social me-
dia (Sehl et al., 2016), producing high-quality content (Humprecht and 
Esser, 2016). There is limited research about how effective different me-
dia systems are in informing people across new platforms and content 
providers, such as Facebook and Twitter.

In a media environment with increasingly more choice of news sources, 
PSM play a critical role in what is known as incidental learning. Simply 
put, this means people learning from the news almost by accident be-
cause they are more likely to encounter information supplied by PSM, 
giving them opportunities to acquire knowledge they may not have been 
exposed to in a heavily market-driven systems. In the US, for examp-
le, there is plenty of news available but it is often ghettoised or politi-
cised. In many countries with better resourced PSM, by contrast, people 
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are more likely to be exposed to news with high editorial standards on 
broadcast, online or social media platforms.

Conclusion: the need for PSM in an increasingly  commercialised 
media landscape

At a time when concerns are mounting about fake news and disinfor-
mation, ensuring news is delivered with high editorial standards is es-
sential to sustaining a well-functioning democracy. News after all can 
empower citizens by providing them with the informational fuel to un-
derstand and learn about politics and public affairs in their democracies. 
But while the range of news sources has increased over recent decades 
across broadcast, online and social media platforms, the quality of news 
can markedly differ across media systems cross-nationally.

Comparing output across public service and market-driven media, the 
weight of evidence shows it is the former that is more likely to report 
news that has democratic value. In an increasingly commercialised me-
dia environment, this demonstrates PSM provide a valuable and dis-
tinctive news service by supplying news that better enhances people‘s 
understanding of politics and public affairs, leading to more knowled-
geable citizens. In other words, if the health of a democracy is measured 
by how well its citizens are informed, PSM play a crucial role in telling 
people what is happening in the world.

However, media systems are not uniformly the same across countries; 
regulatory environments can create private media that deliver public ser-
vice programming. Empirical studies drawn on throughout this report 
have also established that media with some public service obligations 
tend to produce news of higher editorial standards than entirely market-
driven media. Indeed, even the very presence of a well-resourced public 
service media within a country can impact on the wider editorial stan-
dards of journalism, such as informing people accurately and imparti-
ally about events.

In exploring the relationship between media systems and public know-
ledge, surveys have consistently shown that PSM, above all, most effec-
tively raise people‘s knowledge and understanding of politics and public 
affairs. This was most apparent among widely consumed and well-funded 
public service media, which had the most freedom to operate indepen-
dently without editorial interference. More generally, it was found that 
PSM play an important role in preserving democratic ideals and remaining 
impartial or objective in an increasingly partisan media environment.
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As more people are exposed to dubious or politicised information on si-
tes such as Twitter and Facebook, PSM offer reliable and credible news 
that not only serves the needs of individuals but benefits entire demo-
cracies, since people can act more rationally as citizens when they have 
access to accurate news and information.

As the commercial media landscape expands in many countries, the 
temptation for already cash-strapped governments could be to cut fun-
ding for PSM and let the market fill the gap. However, the evidence over-
whelmingly shows that PSM not only produce distinctive news with high 
editorial values, they are also best equipped to inform people about the 
world. In other words, public policy-making about media systems has 
profound effects on the health of any democracy. As Soroka and colle-
agues (2013: 738) succulently put it, „governments‘ decisions about fun-
ding for public broadcasters seem in many cases to be very much like 
decisions about just how well informed their citizens will be”.

The evidence amassed throughout this report points to some clear con-
clusions about the role of PSM. Above all, they make a profound contri-
bution to many democracies by raising editorial standards and citizen‘s 
knowledge about what is happening in the world. This body of research 
needs to be more effectively communicated to relevant stakeholders to 
persuade legislators about the continued value of funding and safegu-
arding PSM.

In an era of media proliferation, the evidence not only shows PSM pro-
duce news that is distinctive from market-driven broadcasters, but also 
news that has a higher democratic value. In so doing, PSM make a sig-
nificant contribution to the health of many democracies, acting as an 
important information source about politics and public affairs for many 
people, and empowering citizens to engage and participate in society 
more generally. Just as media audiences are fragmenting across a range of 
market-driven platforms, PSM continue to offer a distinctive democratic 
service, not just for some audiences but for all citizens in a  democracy.•
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DER ORF UND DIE DEMOKRATIE

DR. GÜNTHER OGRIS; MAG. FLORIAN OBERHUBER; MAG.A MARTINA ZANDONELLA, SORA

Österreich gilt im Demokratie-Index des Economist1 als „full democra-
cy“. Dies beschreibt Staaten, in denen es nicht nur freie und faire Wahlen 
gibt, sondern auch garantierte politische Bürgerrechte und unabhängige 
Gerichte. Das Regierungssystem hat eine Vielfalt von funktionierenden 
„checks and balances“. Die Medienlandschaft ist unabhängig und bietet 
eine Vielfalt an Informationen und Meinungen. 

Eine Besonderheit des österreichischen politischen Systems fällt im in-
ternationalen Vergleich auf: Die starke Rolle der politischen Parteien. 
Die Parteien hatten eine zentrale Rolle sowohl bei der Gründung der Ers-
ten als auch bei der Gründung der Zweiten Republik. Die Interessen der 
politischen Parteien hatten einen sehr starken Einfluss auf die Formulie-
rung der Bundesverfassung. Und auch wenn die Parteienmitgliedschaft 
seit mehr als zwanzig Jahren rückläufig ist, ist der Anteil der Mitglieder 
im internationalen Vergleich immer noch überdurchschnittlich hoch. 

Aber auch die Wahlbeteiligung ist in Österreich im internationalen Ver-
gleich stark ausgeprägt. Freilich fand parallel zum Schwinden von Par-
teibindung bzw. „Lagermentalität“ ein langsamer Rückgang der Wahlbe-
teiligung statt, der besonders in den 1990er Jahren viel diskutiert wurde. 
Dennoch blieb die Beteiligung bei Nationalratswahlen – mit Ausnahme 
des Jahres 2013 – über drei Viertel der Wahlberechtigten. Und zuletzt ist 
diese von 74,9% (2013) bei der Nationalratswahl 2017 wieder auf 80,0% 
angestiegen, bei den Gemeinderatswahlen in Wien von 60,8% im Jahr 
2005 auf 74,75% im Jahr 2015.

In Österreich haben einzelne „political entrepreneurs“ wenig Einfluss. 
Zwar hat es Frank Stronach mit seiner Liste ins Parlament geschafft, 
und der Einfluss von Hans Peter Haselsteiner hat bei der Gründung des 
Liberalen Forums und der NEOS eine Rolle gespielt. Aber diese beiden 
Persönlichkeiten sind für die nationale und regionale Politik Österreichs 
Ausnahmeerscheinungen. Wirtschaftsinteressen sind in erster Linie über 
die Sozialpartner organisiert, d.h. Organisationen, die eher Branchenin-
teressen als Einzelinteressen verfolgen und die selbst durch gesetzliche 
Regulierung und interne Wahlsysteme in ein System von Interessensaus-
gleichen eingebunden sind.

Österreich hat neben starken Parteien und starken Sozialpartnern auch 
einen starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Die Analyse des Media 
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Intelligence Services der EBU zeigt im internationalen Vergleich, dass in 
Österreich der öffentlich rechtliche ORF vor allem beim Radio aber auch 
beim Fernsehen überdurchschnittlich hohe Reichweiten hat. 

Das Vertrauen in die demokratischen Institutionen und die Medien wird 
im Eurobarometer regelmäßig erhoben. Für September/Oktober 2016 zei-
gen diese Daten in Österreich ein hohes Vertrauen in die Medien ähnlich 
wie in Deutschland, Schweden, den Niederlanden und Dänemark:2

•  72% der Befragten sagen, dass die österreichischen Medien vertrauens-
würdige Informationen liefern.

•  Besonderes Vertrauen genießt das Medium Radio dicht gefolgt vom 
Fernsehen.

•  Soziale Medien werden hingegen von einer knappen Mehrheit als nicht 
vertrauenswürdig eingestuft.

Diese Befunde bestätigt auch eine ORF Publikumsratsstudie vom De-
zember 2016. Demnach ist das Vertrauen in Radio und Fernsehen in al-
len Altersgruppen am höchsten. Auch hinsichtlich der Zufriedenheit mit 
einzelnen öffentlich-rechtlichen und privaten Medienangeboten schnei-
den ORF Radio und ORF Fernsehen am besten ab. Informationen in So-
zialen Medien werden hingegen überwiegend skeptisch betrachtet, wo-
bei professionellen Medienangeboten wie Online-Zeitungen, Blogs und 
Nachrichtenportalen noch am ehesten vertraut wird.3

Die Befunde zur repräsentativen Demokratie, der Wahlbeteiligung, den 
demokratischen politischen Institutionen und dem Vertrauen in die Me-
dien stimmen für Österreich also durchaus zuversichtlich. Dennoch ist 
das Land im Demokratie-Index des Economist nicht unter den ersten 
fünf der vollen Demokratien („full democracy“) gelistet. Und das liegt 
vor allem daran, dass die politische Kultur vergleichsweise schlechte 
Bewertungen erhielt: Die Nutzung der vorhandenen Mitwirkungsrechte 
und die Stärke der Zivilgesellschaft werden als eher mittelmäßig einge-
stuft.

Warnsignale der politischen Kultur

SORA beobachtet regelmäßig Institutionenvertrauen, Einstellungen 
zur Demokratie, Partizipationsverhalten, Zukunftserwartungen, Xeno-
phobie und auch politisch-autoritäre Einstellungen in Österreich. Die 
Ergebnisse aus diesen langjährigen Forschungsarbeiten zeichnen ein 
vielschichtiges Bild der Zusammenhänge zwischen politischen Meinun-
gen, ihren psychologischen Hintergründen und Veränderungen in Ge-
sellschaft und Arbeitswelt.
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Für 72% ist die Demokratie – trotz der Probleme, die sie mit sich bringen 
mag – die beste Regierungsform (Oktober 2017).4 Obwohl die Demokratie 
damit eine überwältigende Mehrheit hinter sich hat, hat sie in den ver-
gangenen zehn Jahren etwas an Zustimmung verloren (2007 lag der Wert 
noch bei 86%). Die Zustimmung für autoritäre Regierungsformen stieg 
hingegen an.

Eine in Teilen der Bevölkerung erschütterte Zufriedenheit mit dem Funk-
tionieren der Demokratie hängt auch mit dem – u.a. im Gefolge der Fi-
nanzkrise 2008 – angestiegenen Gefühl von Unsicherheit zusammen: 
Die Frage „alles ist heute so in Unordnung geraten, dass niemand mehr 
weiß, wo man eigentlich steht“ erhielt in einer Befragung im Jahr 2007 
32% Zustimmung, 2017 schon 41%. Dieses Gefühl von Ohnmacht äußern 
Menschen mit geringerer formaler Bildung und ältere Menschen beson-
ders häufig.5

Das Konzept des (gewählten) „starken Mannes“ an der Spitze Öster-
reichs ist in einer Befragung im Februar/März 2017 für 43% der Befragten 
attraktiv. 23% stimmen darüber hinaus der Aussage zu, man „sollte ei-
nen starken Führer haben, der sich nicht um ein Parlament und Wahlen 
kümmern muss.“

In der genaueren Analyse zeigen sich bei rund 10% der Menschen durch-
gängig autoritäre bzw. antidemokratische Einstellungsmuster. Der Groß-
teil jener Menschen, die sich einen „starken Mann“ an der Spitze Öster-
reichs vorstellen können, sind jedoch Menschen mit hoher Unsicherheit 
und Menschen, die mit dem aktuellen Funktionieren der Demokratie in 
Österreich nicht zufrieden sind. Unter diesen Gruppen befinden sich be-
sonders viele PflichtschulabsolventInnen, ArbeiterInnen und Menschen 
mit mittleren Einkommen.6

Welche Einschätzungen der Befragten haben hohe Korrelationen, treten 
also gemeinsam mit der Befürwortung autoritärer Konzepte und Maß-
nahmen auf? Hier ist das Gefühl von Unsicherheit am relevantesten, hin-
ter dem kritische persönliche Lebensereignisse wie Arbeitsplatzverlust 
stehen bzw. pessimistische Einschätzungen zur eigenen Zukunft und zur 
Zukunft der Gesellschaft:
• Einschätzung, dass immer mehr Menschen keine Arbeit finden
• Einschätzung, dass die Wohnumgebung herunterkommt
•  Negative Zukunftserwartungen in Bezug auf Lebensqualität, Einkom-

men, Pension, Sozialsystem etc.
•  Pessimistische Zukunftserwartungen für die Kinder / nächste Genera-

tion
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All dies geht einher mit der Sorge vor sozialem Abstieg und dem Gefühl, 
keinen gerechten Anteil am gesellschaftlichen Wohlstand zu erhalten.

Sozialpsychologische Forschung verweist darauf, dass zunehmende au-
toritäre Einstelllungen und ein steigendes Bedürfnis nach Eindeutigkeit 
Reaktionen auf Unsicherheit sein können. Dabei treten diese Muster re-
lativ unabhängig vom bereits bestehenden Ausmaß an autoritären Ein-
stellungen auf – und sie hängen europaweit stark mit der Präferenz zu 
rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien zusammen.

Hinter diesen Gefühlen von Unsicherheit stehen aber auch ganz mani-
feste gesellschaftliche und ökonomische Realitäten: Wie Martina Zando-
nella7 in einer Analyse der Daten des European Social Survey 2014 zeigen 
konnte, fallen etwa bereits 14% der ÖsterreicherInnen im erwerbsfähi-
gen Alter unter jenen Begriff, den der französische Soziologe Robert Cas-
tel als „Zone der Entkoppelung“ beschrieben hat. Gemeint ist damit eine 
Personengruppe, die neben dem Herausfallen aus dem Arbeitsleben 
auch durch zunehmende soziale Isolation charakterisiert ist. Mehr als 
die Hälfte der Betroffenen ist zum Zeitpunkt der ESS-Erhebung arbeits-
los oder arbeitssuchend, zwei Drittel sind armutsgefährdet und wer ein 
Arbeitseinkommen hat, kommt damit kaum über die Runden.

Angesichts dieser schwierigen persönlichen Lage ist es wenig verwun-
derlich, dass Menschen in der „Zone der Entkopplung“ den staatlichen 
und politischen Institutionen weniger vertrauen, sich seltener von Politi-
kerInnen wahrgenommen und repräsentiert fühlen und ihre Mitsprache-
möglichkeiten im politischen Prozess bezweifeln.8

Kränkungen, vor allem durch zunehmende Ungerechtigkeit in der Ge-
sellschaft aber auch durch mangelnde Wertschätzung und Respekt, so 
zeigt die Forschung, haben eine starke negative Wirkung auf die politi-
sche Kultur. Jene BürgerInnen, die Demokratie unterstützen und stärken 
wollen, sind daher heute auch mit der Frage konfrontiert, wie soziale 
Gerechtigkeit, Wertschätzung und Respekt in der Gesellschaft gestärkt 
werden können.

Die Rolle der Medien für die Demokratie

Im ORF Gesetz kommt das Wort demokratisch in mehreren Zusammen-
hängen vor: Im Kernauftrag §2 (1) steht „die Förderung des Verständnis-
ses für alle Fragen des demokratischen Zusammenlebens“. Die „Erfül-
lung von sozialen, demokratischen und kulturellen Bedürfnissen“ ist 
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Teil des Prüfauftrags der Regulierungsbehörde (§6 b) bei der Anerken-
nung neuer ORF Angebote. Und Programm und Inhalte des ORF (§ 10) 
sollen „zur freien individuellen und öffentlichen Meinungsbildung im 
Dienste des mündigen Bürgers und damit zum demokratischen Diskurs 
der Allgemeinheit beitragen“. In § 1 wird der ORF der österreichischen 
Verfassungsordnung verpflichtet – und damit der Meinungsfreiheit in 
einer repräsentativen Demokratie.

Mit Diskurs, Zusammenleben, Verständnis und demokratischen Bedürf-
nissen spricht das ORF Gesetz zentrale Elemente demokratischer Kul-
tur an. So werden in der Fachliteratur die Funktionen und Leistungen 
von Massenmedien in der Information und damit der Ermöglichung von 
Kritik und Kontrolle gesehen (Kontrollfunktion), in der Willensbildung 
(Artikulations- und Aggregationsfunktion) bis hin zur Ermöglichung de-
mokratischer Diskurse (Partizipation), der politischen Sozialisation und 
politischen Bildung und mittelbar auch der Herstellung bzw. Reproduk-
tion politischer Identität.

Aus dem Public Value Konzept abgeleitete Leistungskriterien wie Zu-
verlässigkeit von Information, die Bereitstellung von Hintergrundinfor-
mationen, die Vielfalt der Meinungen, die Herstellung regionaler Teilöf-
fentlichkeiten (Föderalismus) oder die allgemeine Zugänglichkeit von 
Öffentlichkeit leisten daher einen wesentlichen Beitrag zur demokrati-
schen und pluralisti-schen Politik. Sie stellen einen gesellschaftlichen 
Mehrwert dar, der außerhalb der Marktlogik liegt und daher von rein 
marktorientierten Medienunternehmen nicht per se erwartet werden 
kann. 

Eine Analyse des Media Intelligence Services der EBU9 beleuchtet die Zu-
sammenhänge zwischen öffentlich-rechtlichen Rundfunk-Reichweiten 
und der Qualität der Demokratie in einer korrelationsstatischen Analyse. 
Zwar sind hier keine Aussagen über Ursachen und Wirkungen möglich, 
doch die Zusammenhänge selbst sind erstaunlich hoch:

•  Je höher die Reichweiten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, desto 
höher sind die Wahlbeteiligungen (r = 0.529)10

•  Je höher die Reichweiten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, desto 
niedriger ist das Verlangen nach rechtsextremen Politiken (r = -0.67)

•  Je höher die Reichweiten des öffentlich-rechtlichen Radios, desto stär-
ker ist das Vertrauen in Radiosender (r = 0.64)

•  Je höher die Reichweiten des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, desto 
stärker ist das Vertrauen in das Fernsehen (r = 0.45)
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Das „Vertrauen in die Medien“ kann in diesem Zusammenhang als wich-
tiger Grad-messer und Indikator für die Qualität der politischen Kul-
tur stehen. Mit dem Vertrauen in die Medien hat sich zum Beispiel der 
Schweizer Soziologe Kurt Imhof beschäftigt, der sich mit seiner Schrift 
„Medienereignisse als Indikatoren sozialen Wandels“ habilitierte. Er ar-
gumen-tiert, dass je stärker die Vertrauenswürdigkeit der Medien in der 
Bevölkerung verankert ist, desto besser können sie ihre Funktionen wie 
die Wissensvermittlung oder die Schaffung poli-tischer Öffentlichkeit 
wahrnehmen: „Der Medienkonsument muss sich darauf verlassen kön-
nen, dass er vielfältig, objektiv und ausgewogen über Relevantes infor-
miert wird, damit er sich auch als Bürger an der Gesellschaft beteiligen 
kann.“11

Negative Folgen einer Erosion des Qualitätsjournalismus auf Öffentlich-
keiten und De-mokratie beschreibt Imhof pointiert am Beispiel Italiens: 
„[In] Italien, in dem die Qualitätspresse ohnehin schwach ist, hat die 
Politik das Format des Reality-TV angenommen. Der politische Populis-
mus wird durch den Medienpopulismus beflügelt, populistische Akteure 
erzielen über ihre medienwirksamen Aktionsformen wesentlich bessere 
Resonanz als die traditionellen Volksparteien.“12

Die Demokratie stärken

Zwar hat die Demokratie als Regierungsform also weiterhin einen star-
ken Rückhalt in der österreichischen Bevölkerung, doch haben autori-
täre Einstelllungen in den vergangenen zehn Jahren deutlich zugenom-
men. Dahinter stehen gesellschaftliche Unsicherheitserfahrungen und 
-gefühle sowie ein Vertrauensverlust in die Institutionen. Was können 
wir in dieser Situation für die Stärkung der Demokratie tun? 

•  Bildung spielt zweifellos eine wichtige Rolle für die Demokratie. Die 
Schule kann politische Kompetenzen stärken, also die Kompetenzen 
sich zu informieren, zu diskutieren und mitzuwirken. Diese Funktion 
spielt in unterschiedliche Unterrichtsfächer hinein und sollte in den 
Bildungsreformen als Ziel gestärkt werden.

•  Die politischen und politiknahen Institutionen müssen ihre Beziehun-
gen zu den BürgerInnen laufend und immer wieder überprüfen: Wo ist 
es möglich und sinnvoll, Mitwirkung zu ermöglichen oder zu stärken, 
wo gilt es, dass eigene Image zu verbessern, wo kann Vertrauen (zu-
rück) gewonnen werden?
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•  Die Medien befinden sich in Teilen der Bevölkerung gemeinsam mit 
dem politischen System in einer Vertrauenskrise. Zugleich hat die Art 
und Weise, wie Medien über Politik, Diskurs und Kompromisse sowie 
das Zusammenspiel der Institutionen berichten einen wesentlichen 
Einfluss auf die politische Kultur. Es gilt zu überprüfen und neue Wege 
zu finden, wie Medien sowohl ihre Kontrollfunktion wahrnehmen als 
auch die Grundlagen des Vertrauens in ihre Arbeit – die nur auf demo-
kratischer Grundlage funktioniert – erneuern können.

Ein Demokratie Monitor für Österreich

Eine Basis für die genannten und viele weitere Maßnahmenfelder zur 
Stärkung der Demokratie liegt aber auch in der genauen Kenntnis der 
Faktenlage, der Beobachtung von Warnsignalen der politischen Kultur 
und dem besseren Verständnis für die Hintergründe und Zusammenhän-
ge zwischen sozialen Lebensrealitäten, Medien, Institutionen und politi-
schen Einstellungen.

SORA hat daher in diesem Jahr 2018, dem Jubiläumsjahr der Gründung 
der Ersten Republik, ein Projekt zur Etablierung eines Demokratie Moni-
torings für Österreich ins Leben gerufen. Denn eben dies, ein regelmäßi-
ges und systematisches Beobachten, geschieht bis dato noch nicht. Die 
Entdeckung entsprechender Frühwarnzeichen ist damit vor allem vom 
Zufall abhängig, passiert verspätet oder gar nicht. Wirksame Strategien 
sind so schwer planbar und gesetzte Maßnahmen hinken den Entwick-
lungen häufig hinterher.

Der Demokratie Monitor ist ein breit von öffentlichen Institutionen und 
zivilgesellschaftlichen Initiativen getragenes Projekt mit dem Ziel, die 
Demokratie in Österreich zu stärken, indem öffentliche Diskussionen 
angestoßen, Bewusstsein gebildet und praktische Maßnahmen angeregt 
werden. Der Demokratie Monitor wird jährlich erhoben und veröffent-
licht. Er ist streng wissenschaftlich basiert und bietet eine verlässliche 
und regelmäßige Orientierung. Er beobachtet die Demokratieentwick-
lung im Land und macht auf Probleme aufmerksam – und schlägt Lö-
sungen vor. Durch eine starke Öffentlichkeitsarbeit stützt er den demo-
kratischen Rückhalt im Land. 

Methodisch basiert der Demokratie Monitor auf dem Konzept eines 
„Composite Indicator“ – ähnlich etwa dem Arbeitsklima Index oder den 
Indikatoren im Bereich der Lissabon-Berichterstattung der Europäischen 
Kommission. Im Rahmen der sozialwissenschaftlichen Einstellungs- und 
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Umfrageforschung wird ein standardisiertes Messinstrument entwickelt. 
Die Einzelindikatoren werden entlang von Subdimensionen zusammen-
gefasst und zeigen so die Demokratieentwicklung in unterschiedlichen 
Dimensionen auf. Diese umfassen: 

•  Demokratieverständnis und Demokratiebewusstsein
•  Vertrauen in demokratische Institutionen und AkteurInnen
•  demokratische / demokratiefeindliche Werte und Einstellungsmuster 
•  Vertrauen in die Fähigkeit zu und die Wirksamkeit von Partizipation
•  politische und zivilgesellschaftliche Partizipation
•  objektive und subjektive Position in der Gesellschaft
•  (Un-)Gerechtigkeitsempfinden
•  Zukunftserwartungen

Die Zukunft der Demokratie wird aktuell so intensiv wie seit Jahrzehnten 
nicht mehr diskutiert und erscheint als unsicher. “The world is changing 
faster than ever, and it is unclear whether modern democracy will be 
able to keep up with the changes”, so der Politologe Steven Beller.13 Rund 
900.000 Ergebnisse wirft eine Google Suche nach der Wortkombination 
“future of democracy“ aus. Qualitätsmedien weltweit befassen sich mit 
dem Thema und in Deutschland startet die Bertelsmann Stiftung ein ei-
genes Programm „Zukunft der Demokratie“ sowie ebenfalls ein systema-
tisches Demokratiemonitoring.14

Der erste Demokratie Monitor Österreich wird im Herbst 2018 veröffent-
licht werden. Rund um diese sozialwissenschaftliche Grundlagenarbeit 
wird in Kooperationen mit Medienunternehmen, Bildungseinrichtungen 
und der Zivilgesellschaft die Debatte über Demokratie vorangetrieben 
und das Bewusstsein für die demokratische politische Kultur gestärkt. 
Denn gemeinsam geteilte demokratische Grundhaltungen sind eine 
zentrale Ressource für funktionierendes gesellschaftliches Zusammen-
leben. Darüber hinaus gewährleisten sie die Legitimität, Stabilität und 
Funktionsfähigkeit einer Demokratie. Um Demokratie zu leben, bedarf 
es letztlich überzeugter DemokratInnen – also BürgerInnen, die demo-
kratische Überzeugungen kultivieren und dementsprechend demokra-
tisch handeln.15
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Empirische Grundlage für Strategien

Da der ORF die Stärkung der Demokratie in seinem öffentlich rechtli-
chen Auftrag hat, hat der Demokratie Monitor für der ORF strategische 
Relevanz. Eine sorgfältige empirische Prüfung des Demokratiebewusst-
seins und der Zusammenhänge mit dem Medienverhalten kann eine em-
pirische Grundlage bieten, um über die Erreichung dieser Ziele sachlich 
zu informieren und zu diskutieren. Strategien zur Stärkung des Vertrau-
ens in den öffentlich rechtlichen Rundfunk, zur Eindämmung von Fake 
News, zur Versachlichung und Stärkung des demokratischen Diskurses 
und zum Eindämmen autoritärer Tendenzen können so wissenschaftlich 
fundiert untermauert werden.•

1  https://en.wikipedia.org/wiki/Democracy_Index vom 3.4.2018
2  Europäische Kommission (2016): Special Eurobarometer 452. Media pluralism and democracy.
3  ORF / SORA (2016): Publikumsratsstudie 2016. Anforderungen und Erwartungen des Publikums an die innenpolitische 

Berichterstattung im ORF.
4  ORF/SORA/ISA Wahltagsbefragung zur Nationalratswahl 2017, s. http://www.sora.at/fileadmin/downloads/wahlen/2017_

NRW_Grafiken-Wahltagsbefragung.pdf.
5  Quelle: „NS Geschichtsbewusstsein und autoritäre Einstellungen“, Projekt gefördert vom Zukunftsfonds der Republik 

Österreich. Repräsentative tel. Befragung, n=1.000. 
6  Ebenda. 
7  Zandonella, Martina (2017): Auswirkungen prekärer Lebens- und Arbeitsbedingungen auf die politische Kultur in Öster-

reich. In: Wirtschaft und Gesellschaft 42/2, S. 253-286.
8  Diesen Befund bestätigen repräsentative Studien, wonach in Österreich die Chancen auf politische Partizipation in ho-

hem Ausmaß von der sozialen Herkunft abhängen (vgl. Zandonella/Hacker 2016); ähnliche Befunde für Westeuropa vgl. 
Gilens / Page 2014.

9  EBU Media Intelligence Service, PSM Correlations April 2016.
10  Pearson Correlation.
11  Imhof, Kurt (2010): Zum Systemrisiko der Demokratie. In: Texte. Öffentlich-rechtliche Qualität im Diskurs Nr. 3, S. 4–10, 

hier S. 8.
12  Ebenda, S. 7.
13  Beller, Steven (2013): Is there a Future for Democracy? Tr@nsit Online, http://www.iwm.at/transit/transit-online/is-

there-a-future-for-democracy/.
14  S. https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/demokratiemonitor/.
15  Vgl. Ogris, Günther (2005): Welchen Wert hat die Demokratie heute?, in: Ziegelhofer-Prettenthaler, Anita / Polaschek, 
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JUNGE MENSCHEN UND POLITISCHE BILDUNG:  
CHANCEN UND HERAUSFORDERUNGEN FÜR  

ÖFFENTLICH-RECHTLICHE MEDIEN

STEFAN RAPPENGLÜCK, HOCHSCHULE FÜR ANGEWANDTE WISSENSCHAFTEN MÜNCHEN

1.Einführung 
Eine freiheitlich-demokratische Gesellschaft ist keine Selbstverständ-
lichkeit, ihre grundlegenden Werte und politischen Strukturen müssen 
immer wieder aufs Neue verinnerlicht und mit Leben gefüllt werden – 
auch und gerade unter jungen Menschen. 
Unsere Demokratie steht heute vor weitreichenden Herausforderungen: 
Die Welt ist weniger überschaubar geworden. Angesichts der ökonomi-
schen Globalisierung und ihren Folgen, zunehmender Spannungen in 
der Weltpolitik und aufbrechenden politisch-ökonomischen Gegensät-
zen in der EU wenden sich Menschen zunehmend populistischen Pa-
rolen und vereinfachenden Lösungsangeboten zu. Demokratie lebt von 
politischer Partizipation ihrer Bürgerinnen und Bürger: Mitsprache, Mit-
wirkung und Mitentscheidung. Es braucht politisch gebildete Bürgerin-
nen und Bürger, die bereit und fähig sind, sich mit komplexen Problemen 
differenziert auseinanderzusetzen. Die Wahrnehmung dieser politischen 
Bürgerrolle erfordert jedoch zunehmend spezifischere Kompetenzen u.a. 
hinsichtlich des Aufspürens politisch relevanter Informationen in der 
täglichen Informationsflut und in den sogenannten „Echokammern“.
Indem politische Bildung das politische Interesse und das politische Wis-
sen der (angehenden) Bürgerinnen und Bürger erhöht, ihre politische 
Urteils- und Handlungsfähigkeit fördert und ihre Bereitschaft und Fähig-
keit zur politischen und gesellschaftlichen Beteiligung stärkt, stützt sie 
eine demokratische politische Kultur und die Zukunftsfähigkeit unseres 
politischen Systems. 

Medien werden für die Politikvermittlung immer bedeutsamer. Diese 
werden von mehr Bürgern für die politische Informations- und Orien-
tierungssuche genutzt als Veranstaltungen der politischen Bildung. Für 
die die meisten Bürger sind Medien der einzige Kontakt zum politischen 
Leben und stellen für viele die „eigentliche politische Bildung“ dar. Auch 
Fernsehfilme und Dokudrama können politisch bildend sein. 
In der Demokratie kommt den Medien eine Schlüsselposition zu, da sie 
Politik darstellen, kommentieren, Meinungen bilden, Öffentlichkeit schaf-
fen und Bürgerinnen und Bürgern Möglichkeiten der Einmischung bieten. 
Diese Chancen zur Einmischung und Teilhabe sind durch die Digitalisie-
rung der Medien noch einmal verstärkt worden. Sie macht es Interessier-
ten einfacher, sich öffentlich zu äußern und sich zu positionieren.
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Zugleich muss das Fernsehen demokratischer Bildung verpflichtet sein 
und darf nicht zu Fehlvorstellungen über das politisches System führen.
Das Informationsverhalten junger Menschen und auch das Verständnis 
gegenüber Politik haben sich im letzten Jahrzehnt unter jungen Men-
schen spürbar verändert.
Was bedeuten die Entwicklungen für den Bildungsauftrag der öffentlich-
rechtlichen Medien? Welche Demokratiekompetenzen und Bildungsange-
bote sind gefragt und kommen an? Wie können öffentlich-rechtliche Me-
dien junge Menschen mit Angeboten zur politischen Bildung erreichen?
Diese Fragen sollen im nachfolgenden Beitrag aufgegriffen werden. In 
einem ersten Schritt werden Zielsetzungen und Bedingungen politischer 
Bildung für junge Menschen skizziert. Es folgt jeweils ein Kapitel über 
die Wechselwirkungen von Medien und politischer Bildung sowie des 
Medienverhalten junger Menschen. Daraufhin werden sowohl exempla-
risch „Best Practice“-Beispiele aus der politischen Bildung als auch der 
öffentlich-rechtlichen Medien für junge Menschen präsentiert. Das Fazit 
leitet Handlungsempfehlungen ab.

2. Politische Bildung für junge Menschen: Ansatz und Bedingungen
Unstrittig ist, dass es einen wachsenden Bedarf an politischer Bildung 
im Jugend- und jungen Erwachsenenalter gibt, die sich u.a. durch folgen-
de Stichworte ergeben: 
• Populismus 
• Skepsis gegenüber der Demokratie und der EU 
• digitale Entwicklungen und deren Auswirkungen auf Gesellschaft,  
 Bildung und Demokratie 
• Herausforderungen der Migrationsgesellschaft
• Demographischer Wandel und Generationengerechtigkeit. 

Angesichts der Informationsvielfalt, der beschleunigten politischen Ent-
scheidungsprozesse und ihrer Komplexität sowie der wachsenden inter-
nationalen und globalen Verflechtungen ist es immer schwieriger, diese 
Prozesse zu durchschauen und sich zu positionieren. 

Vordringlichste Aufgabe der politischen Bildung für junge Menschen ist 
es daher, sich mit diesen Fragen zu beschäftigen, Orientierungen zu er-
möglichen, Prozesse transparent zu machen, eigene Positionen zu ent-
wickeln, gemeinsame Anliegen zu reflektieren und Handlungsmöglich-
keiten zu entwickeln. 

Politische Bildung findet in Deutschland für junge Menschen nicht nur 
in der Schule, sondern auch in einem breiten und plural aufgestellten 
Feld außerschulischer Jugendbildung statt. Sie wird an verschiedenen 
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Bildungs- und Lernorten (z.B. Jugendbildungsstätten, Vereine, Jugend-
zentren) und mit einer Vielzahl von Methoden durchgeführt (vgl. Rap-
penglück 2015, 217-219). 

Jugend und Politik
Junge Menschen werden in der alternden Gesellschaft immer weniger 
und bilden eine gesellschaftliche Minderheit. Der Anteil von 15- bis unter 
25-jährigen an der Gesamtbevölkerung in Deutschland beträgt insgesamt 
11 % (vgl. 15. Kinder- und Jugendbericht 2017, 136-137). Zugleich wächst 
der Anteil junger Menschen im Alter von 10 bis 25 Jahren mit Migrati-
onshintergrund auf mittlerweile 27% (vgl. 15. Kinder- und Jugendbericht 
2017, 140). Durch die Fluchtsituation seit 2015 sind über 300 000 junge 
Flüchtlinge nach Deutschland gekommen (vgl.15. Kinder- und Jugendbe-
richt 2017,144-145). 
Aktuelle Befunde der Jugendforschung zeigen ein ambivalentes Poli-
tikverständnis junger Menschen: „die Politik hat einen sehr schweren 
Stand unter den jungen Menschen. Nur ein 1 Prozent vertraut ihr völlig, 
27 Prozent tun dies immerhin mehr oder weniger“ (BR 2016b, 14), d.h. 
aber auch, dass fast Zweidrittel der jungen Generation kein Vertrauen 
in die Politik haben. So trennen Jugendliche zwischen „Politik“ und 
„Politischem“. Politik wird im engeren Verständnis mit dem politischen 
System und ihren Repräsentanten, den Politikerinnen und Politikern, 
verknüpft. Hier zeigt sich eine zunehmende Distanz zur Politik im Sinne 
einer sog. „Politikverdrossenheit“. Sinnvoller wäre es von einer Politi-
kerverdrossenheit zu sprechen; denn junge Menschen zeigen zugleich 
ein hohes Interesse an gesellschafts- und zukunftspolitischen Fragen. 
Sie zeigen eine hohe Bereitschaft zum Engagement, wenn sie das Gefühl 
haben, selbst was bewirken zu können und ernst genommen zu werden 
(vgl. BR 2016b, 16).
Sie hegen ein großes Misstrauen gegenüber politisch Verantwortlichen 
bzw. haben nicht das Gefühl, dass ihre Interessen wirklich zählen. So 
unterstützen 75 % der Jugendlichen von 18 bis 19 Jahre voll und ganz 
bzw. weitgehend die Aussage, dass sich die „Politiker (…) nicht viel dar-
um, was Menschen wie ich denken“ (BR, 2016a, 62) kümmern.
Vertrauen in das politische System bzw. zu politischen Vertreterinnen 
und Vertretern hängt deutlich vom jeweiligen Bildungsstatus der jungen 
Menschen ab. Je höher der Bildungsstatus, desto höher ist das Vertrauen 
in die Politik (vgl. BR 2016b, 14).
Nur eine Minderheit junger Menschen ist jedoch parteipolitisch aktiv. Für 
viele junge Menschen wird es zunehmend schwierig die Komplexität po-
litischer Vorgänge nachzuvollziehen. Praktiziertes Engagement bezieht 
sich vor allem auf den Nahraum und ist zumeist von Eltern, Lehrkräften 
und vor allem von den Gleichaltrigen („peers“) angeregt.
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Daher hat sich in den letzten Jahren die Debatte in der Jugendpolitik über 
die Einbeziehung und Beteiligung Jugendlicher auf unterschiedlichen 
Ebenen in Entscheidungsprozesse intensiviert. Sie wird als Folge einer 
Krise der traditionellen Verfahren und Beteiligungsformen der repräsen-
tativen Demokratie bewertet. 
Politische Jugendbildung bedeutet, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen Gelegenheiten zu eröffnen, in denen sie als Ko-Produzenten der Zu-
kunft betrachtet und verbindlich einbezogen werden. Junge Menschen 
sind Adressaten und Gestalter von Politik zugleich. 
Politische Jugendbildung muss Räume und Gelegenheiten für junge 
Menschen eröffnen, in denen sie sich erproben, positionieren, entschei-
den und in denen sie eine demokratische Haltung und Handlungsfähig-
keit erlangen können. Sie ist handlungs- und erfahrungsorientiert. Auf 
diese Weise kann bürgerschaftliches Engagement und politische Hand-
lungsfähigkeit nachhaltig gefördert werden.
Zugleich ist das Wissen um politische Themen unter jungen Menschen 
rudimentär – sicherlich leider auch dem relativ geringen Stellenwert 
politischer Bildung an Schulen geschuldet. So belegt eine Anfang des 
Jahres veröffentlichte Studie für die Sekundarstufe I den geringen Stel-
lenwert der Politischen Bildung in den Stundentafeln der allgemeinbil-
denden Schulen. Demnach stehen für das Schulfach der Politischen Bil-
dung durchschnittlich nur gut zwei Prozent der gesamten Lernzeit zur 
Verfügung (vgl. Gökbudak/Hedtke 2018).

Kompetenzvermittlung in der politischen Bildung

Demokratiekompetenz
Aus der Perspektive der Politikwissenschaft- und der Politikdidaktik be-
inhaltet die sog. „Demokratiekompetenz“ drei Dimensionen:
Kognitive Kompetenz umfasst die Notwendigkeit eines Wissens und 
Lernfähigkeit über die institutionelle Ordnung des politischen Systems, 
über funktionale Zusammenhänge innerhalb dieses Systems und welt-
politische sowie weltwirtschaftliche Abhängigkeiten. 
Prozedurale Kompetenzen sind Fertigkeiten und Kenntnisse, die die Bür-
gerinnen und Bürger benötigt, um politische Einflussmöglichkeiten und 
Partizipationschancen auch tatsächlich wahrnehmen zu können 
Habituelle Kompetenzen sind Einstellungen und Haltungen der Bür-
gerinnen und Bürger, die zum Erhalt des Staates notwendig sind (z.B. 
Rechtsgehorsam, Fairness, Toleranz, Partizipation, sozialer Gerechtig-
keitssinn, Solidarität). 
Der politischen Bildung hat die Aufgabe, zu deren Erwerb und Festigung 
beizutragen, allerdings muss sie dabei den unterschiedlichen Grad an 
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Fähigkeiten und Wissen unter den Bürgerinnen und Bürgern berück-
sichtigen. Die Politikdidaktik und die politischen Bildung hat daher eine 
Differenzierung nach „Desinteressierten“, „reflektierten Zuschauern“, 
„interventionsfähigen Bürger“ und „Aktivbürgern“ vorgenommen. Mi-
nimalziel für die politische Bildung sollte der „reflektierte Zuschauer“, 
das anspruchsvollere Ziel der „interventionsfähigen Bürger“ und das 
Maximalziel der „Aktivbürger“ sein. Eine beständige Herausforderung 
stellt die Gruppe der „Desinteressierten“ dar. Diese Gruppe sollte nicht 
nur verringert werden, sondern tendenziell Bestandteil der „reflektier-
ten Zuschauer“ werden. 

Europakompetenz 
Der „nationale“ Politikprozess wird zunehmend durch europäische De-
batten und Entscheidungen geprägt. Viele Fragestellungen – wie z.B. 
Datenschutz, Energie- und Klimaschutzpolitik, Umweltschutz, Verbrau-
cherschutz, – lassen sich nur noch europäisch regeln. Europapolitik 
betrifft jeden und das in zunehmendem Maße. Auch die Lebenslagen 
junger Menschen – ob negativ oder positiv – werden immer stärker von 
Entwicklungen der EU bestimmt. Dieser Trend und die damit zusam-
menhängenden Herausforderungen werden immer stärker als Thema 
der Bildungsforschung, der politischen Bildung, aber vor allem der Ju-
gendpolitik diskutiert. 
Seit einen Jahrzehnt werden durch die Europäische Kommission eine 
Vielzahl europabezogener bildungspolitischer Programme in der schu-
lischen und außerschulischen Jugend- und Bildungsarbeit initiiert, um 
junge Menschen die EU näher zu bringen und den Stellenwert von Ju-
gendlichen in der Europäischen Politik zu stärken; „denn sie sind es die 
in Europa von morgen leben werden und es (angeblich) gestalten sollen“ 
( Europäische Kommission 2002,9). 

Zu den zu vermittelnden europaorientierten Kompetenzen und Ein-
stellungen zählen u.a. die Einsicht in die Notwendigkeit gemeinsamen 
Handelns in Europa zur Lösung gemeinsamer Herausforderungen, die 
Bereitschaft für die erforderliche Mobilität im zusammenwachsenden 
Europa, das Bewusstsein für die Bedeutung des eigenen Engagements 
für ein demokratisches Europa, die Förderung einer europäischen Iden-
tität und der späteren Bürgerrolle in der EU (vgl. Kultusministerkonfe-
renz 2008, 5-7).
Die Förderung einer interkulturellen Europakompetenz ist die logische 
Ergänzung des Leitbildes des demokratiekompetenten Bürgers in der 
EU. Hierfür sollte ein kritisches Wissen ermöglicht werden, das einerseits 
den Sinn und die Logik europäischer Institutionen, Ordnungsmodellen, 
Denkweisen und des Europäischen Integrationsprozesses erschließt und 
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andererseits generelles Orientierungswissen über die EU und Möglich-
keiten der Teilhabe beinhaltet. 
Ein weiteres bedeutsames Ziel von Europakompetenz ist die Verarbei-
tung der europäischen Komplexität, die sich in einer größeren kulturel-
len, religiösen und ethnischen Pluralität widerspiegelt. Die wachsende 
Vielfalt stößt jedoch auch zunehmend auf Ablehnung bzw. Unsicher-
heitsgefühlen Die migrationspolitischen Entwicklungen der letzten Jah-
re- u.a. die Einwanderung von Menschen aus muslimischen Ländern 
und zum Teil nichteuropäischen Ländern in den letzten Jahren haben zu 
einer Verunsicherung von Teilen der Bevölkerung in der EU und zu einer 
Infragestellung des Gesellschaftsmodells der EU geführt.
Europakompetenz sollte zum Bewusstsein bei Jugendlichen beitragen, 
einen europäischen Bildungsraum mit gemeinsamen politischen, sozia-
len und kulturellen Werten anzugehören, der insgesamt mit einem sub-
jektiv empfundenen europäischen Mehrwert verbunden ist. 
Zur Entwicklung einer Europakompetenz bedarf es einer europabezoge-
nen Bildung, die interaktiv ist, handlungsorientiertes Lernen ermöglicht 
und Erfahrungsräume schafft, in denen die Bedeutung der europäischen 
Politik für ihre Lebenswelt erfahrbar wird. 

Jugendpartizipation
Jugendliche sollen in der politischen Bildung lernen und begreifen, was 
Politik bedeutet und in welcher Weise sie in ihrer Alltagswelt durch Po-
litik betroffen sind. Vor dem Hintergrund der zunehmenden Politikent-
fremdung werden daher in der Politik, der Wissenschaft und der Praxis 
politischer Bildung Modelle der verstärkten Partizipationsförderung und 
Handlungsorientierung eingefordert (vgl. Rappenglück 2011, 18-21). 

3. Medien und politische Bildung
Moderne Demokratien sind ohne eine durch die Massenmedien erzeugte 
Öffentlichkeit nicht mehr denkbar. Die Mediengesellschaft hat nicht nur 
die Gewohnheiten und Interessen der Bürger, sondern auch die Politik 
verändert. Dabei sind Medien nicht nur zum zentralen Ort der Politikver-
mittlung, sondern selbst Bestandteil des politischen Prozesses geworden.
Innerhalb der medialen Politikdarstellung, -vermittlung und -rezeption 
hat sich das Fernsehen aufgrund seiner nahezu flächendeckenden Ver-
breitung und überdurchschnittlichen Nutzungsdauer zu einem Leitme-
dium entwickelt (Schröder 2015, 238). 
Die zunehmende Bedeutung der Medien im Alltag hat auch für das Poli-
tikverständnis und die politische Bildung – nicht nur junger Menschen- 
verschiedene Konsequenzen:
• Massenmedien setzen aus ökonomischen Gründen (hohe Ein-
schaltquoten) mehr auf Unterhaltung als auf politische Themen,
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• bei jungen Menschen als auch bei Erwachsenen ist das Politik-Bild 
heute viel eher ein Resultat massenmedial inszenierter Politikvermitt-
lung als ein Ergebnis rationaler politischer Bildung und differenzierter 
Analyse,
• neue Kommunikationsformen – wie z.B. Twitter- ermöglichen eine 
unmittelbare Nachrichtenübermittlung und können eine direkte Kom-
munikation mit den Bürgerinnen und Bürgern erzeugen. Zugleich kön-
nen sich jedoch Falschmeldungen und Gerüchte ohne Prüfung schnell 
verbreiten,
• die Vielzahl der Medien fördert eher den passiven, flüchtigen und 
oberflächlichen Medienkonsum,
• hoher Medienkonsum kann soziale Kommunikationsbeziehungen 
mit Bezugsgruppen und gesellschaftlich-politische Beteiligung tenden-
ziell einschränken, 
und 
• obwohl das Informationsangebot und die tägliche Mediennutzung 
wachsen, hat der Grad an politischer Informiertheit der Bevölkerung 
nicht unbedingt zugenommen (vgl. Manzel 2017, 211).
 Im Widerspruch zur Bedeutung der Medien steht die Akzeptanz der Me-
dien, besonders unter jungen Menschen. So vertraut lediglich ein mini-
maler Anteil von 3 Prozent den Medien völlig und nur 28 Prozent bedingt. 
Der überwiegende Teil von Jugendlichen steht den Medien skeptisch 
bzw. ablehnend gegenüber, da man u.a. deren Unabhängigkeit bzw. be-
wusste Fehlinformation anprangert. Das Vertrauen in die Medien ist bil-
dungsabhängig: je höher der Bildungsstatus, desto höher das Vertrauen 
(BR 2016b, 16-17).

Funktionen politischer Bildung
Durch die wachsende Bedeutung der Medien ergeben sich aufeinander 
bezogene und aufbauende Kernfunktionen für die politische Bildung:

(1) Komplementärfunktion: Politische Bildung kann und sollte struktu-
rierend in den politischen Wahrnehmungsprozess eingreifen, indem sie 
über die Medien hinaus über Politik informiert. Sie muss aufgrund der 
sich öffnenden Schere zwischen politischem Informationszuwachs und 
Erfahrungsverlust unmittelbare Begegnungen mit der Politik organisie-
ren und damit personale Erfahrungen und Bezüge für die Bürger schaf-
fen. 

(2) Medien als Inhalte politischer Bildung:
Zum bewussten und kompetenten Umgang Jugendlicher mit Medien 
müssen diese die Medienvielfalt- und Wirklichkeit analysieren können. 
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Junge Menschen müssen Kenntnisse und Verständnis erwerben u.a. in:
• Mediengestaltung- und Herstellung,
• gesellschaftliche und politische Funktionen der Medien,
• Stellung und Bedeutung der Medien in der Öffentlichkeit, 
• Möglichkeiten und Techniken der Manipulation mit und durch 
Medien.
(3) Aktive Mediennutzung/-arbeit: Junge Menschen werden praktisch in 
die Medienarbeit eingeführt und produzieren selber gedruckte, audio-
visuelle oder digitale Medien. Damit setzen sie sich nicht nur mit me-
dienspezifischen Techniken auseinander, sondern haben die Chance zur 
Selbstartikulation und zur individuellen und kollektiven Interessenver-
tretung. 

(4) Vermittlung von Medienkompetenz: 
Medienkompetenz ist ein klassisches Ziel politischer Bildung in der Me-
diendemokratie (vgl. Oberle 2017, 187) und gilt als Voraussetzung für die 
politische Teilhabe in der digitalen Gesellschaft und damit als Dimensi-
on der Demokratiekompetenz (vgl. Oberle 2017, 21).
Für die Einordnung und kritische Bewertung von netzbasierten Informa-
tionen ist – vielleicht mehr denn je- ein politisches Grund- und Orien-
tierungswissen notwendig. Im digitalen Raum von heute zählen hierzu 
Kenntnisse über die Existenz und Funktionsweisen von Algorithmen, ein 
Bewusstsein des Problems von Filterblasen und Echokammern, Sensi-
bilität für die Verbreitung von Fake News, Wissen um die Existenz und 
Funktionsweise von Social bots wie auch die Gefahr ihrer politischen In-
strumentalisierung. Denn der „Umgang mit Daten, die Bewertung von 
Informationen und der distanzierte Blick auf die Medieninhalte sind 
auch heutigen Jugendlichen nicht in die Wiege gelegt worden“ (Schröder 
2015, 243).

Zur politikbezogenen Medienkompetenz zählt u.a. die Fähigkeit zur kri-
tischen Analyse des Verhältnisses von Politik und Medien in der Medien-
demokratie. Erforderlich sind „Kenntnisse über die die demokratie-för-
derlichen Funktionen von Medien als „vierte Gewalt“, ein Bewusstsein 
für die Gefahren einer Überlagerung der Logik der Politik durch die Logik 
des Mediensystems und ein kritischer Einblick in die Mechanismen des 
Politainment. Politikbezogene Medienkompetenz umfasst schließlich 
die Fähigkeit, Medien zur gezielten politischen Partizipation zu nutzen, 
um die eigenen politischen Interessen und Vorstellungen einzubringen“ 
(Oberle 2017, 22).
In Zeiten von Cybermobbing, Echokammern, Fake News und der Gefähr-
dung von personenbezogenen Daten ist Medienkompetenz dringender 
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denn je. Insofern hat der BR durch die Errichtung der Koordinierungs-
stelle für Medienkompetenz und Lehrerfortbildung mit seinen Elemen-
ten Medienpädagogische Fort- und Weiterbildung zur praktischen und 
theoretischen Medienarbeit, Vermittlung von Kulturtechniken, Be-
reitstellung von hochwertigen Bildungsmedien und der regelmäßigen 
Durchführung von Medienkompetenztagen einen sehr wichtigen und 
nachhaltigen Beitrag zur Förderung der Medienkompetenz unter jungen 
Menschen beigetragen 
(vgl. www.br.de/unternehmen/inhalt/medienkompetenzprojekte/index.
html).

Politische Bildung als Funktion und Programmauftrag der öffent-
lich-rechtlichen Medien

Die öffentlich-rechtlichen Hörfunk- und Fernsehprogramme haben eine 
Bildungsfunktion, die die politische Bildung einschließt.

Der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks leitet sich aus Art. 5 
Abs. 1 des Grundgesetzes ab, der die Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit 
regelt, und ist in Rundfunkgesetzen, dem Rundfunkstaatsvertrag und 
den Landesmediengesetzen weiter ausgestaltet. 
Der Rundfunk soll demgemäß durch die Auswahl von Programmen und 
Themen die freie Meinungsbildung und kulturelle Vielfalt gewährleis-
ten.
In einer demokratischen Gesellschaft haben Massenmedien die Aufga-
ben der Meinungsbildung, Kontrolle, Unterhaltung, Information und 
Bildung potenziell aller Gesellschaftsmitglieder (vgl. Manzel 2017, 211).
Besonders den öffentlich-rechtlichen Medien werden Leistungen für die 
allgemeine Gesellschaft zugewiesen: 
• Herstellung von Öffentlichkeit, 
• Information der Bevölkerung über politische Fragen, 
• Politische Orientierung ermöglichen,
• Kritik und Kontrolle über Politik, politische Akteure und Prozesse,
• Ermöglichung der politischen Meinungs- und Willensbildung in 
der Bevölkerung, 
• Beitrag zur politischen Bildung durch Erhöhung des Wissenstan-
des der Bevölkerung und Befähigung der Bürger, ihre demokratischen 
Rechte (und Pflichten) auszuüben.

Bildung als Programmauftrag
Die öffentlich-rechtlichen Medien spielen wichtige Funktion für die (Wei-
ter-)Bildung. Sie erreichen viele Menschen, die klassische, außerschuli-
sche Bildungsveranstaltungen nicht in Anspruch nehmen und motivie-

80



D E R  A U F T R A G :  D E M O K R A T I E

ren diese möglicherweise, sich für ein bestimmtes Thema intensiver zu 
interessieren. Die öffentlich-rechtlichen Medien produzieren darüber 
hinaus selbst Sendungen mit Bildungsintention.

4. Informationsverhalten von Kindern und Jugendlichen in digital-
vernetzten Welten

Das Fernsehen ist nach wie vor das in der Gesamtbevölkerung meistge-
nutzte tagesaktuelle Medium. Die öffentlich-rechtlichen Medien werden 
vor allem von Älteren besonders häufig und regelmäßig benützt (BR 
2016, 11. bzw.13). Die Informationskompetenz der öffentlich-rechtlichen 
Sender wird von den Befragten aller Altersgruppen geschätzt. 80 % der 
Befragten geben an, dass das Programmangebot zur politischen Mei-
nungsbildung beiträgt und die Berichterstattung ausgewogen sei (vgl. 
Rühle 2016, 287-296).
Diese Aussage wird durch die Studie „Informationen fürs Leben“- von 
TNS emnid im Auftrag des BR bestätigt (vgl. BR 2016a, 11 bzw. 26).
Für 83 % der Befragten ist die Meinungsbildung sehr wichtig/wichtig“. 
Bei jungen Menschen im Alter zwischen 18 und 29 Jahren beträgt der 
Anteil 84 % (vgl. BR 2016a, 7).
75 % der Befragten bewerten das öffentlich-rechtliche Fernsehen als 
glaubwürdig, den öffentlich-rechtlichen Rundfunk stufen 68 % der Be-
fragten als „glaubwürdig“ ein. Die Zahlen von jungen Menschen im Alter 
von 18-29 Jahren sind fast identisch. Die Glaubwürdigkeit des öffentlich-
rechtlichen Radios wird besonders in Bayern, aber auch von Menschen 
mit Migrationshintergrund betont. Bei jungen Menschen stoßen die An-
gebote des öffentlich-rechtlichen Radios auf geringere Resonanz (vgl. 
BR.2016, 26-27).
Unter den Nachrichtensendungen ist die „Tagesschau“ die am meisten 
gesehene Sendung im deutschen Fernsehen. Hingegen ist die Reichweite 
populärer Politikmagazine vergleichsweise niedrig und in der Tendenz 
sinkend. Die populärste Talkshow ist die Sendung „Anne Will“. Eine 
nicht zu unterschätzende Bedeutung dieser Talkshow liegt in der beglei-
tenden Internetkommunikation durch die Zuschauer oder die späteren 
Kommentierungen nach Ende der Sendung (vgl. Ergebnisse der ARD/
ZDF-Langzeitstudie 2017).

Im letzten Jahrzehnt haben sich die Mediennutzung und das Informati-
onsverhalten von Kindern und jungen Menschen radikal verändert. 20 % 
der Kinder besitzen einen eigenen Computer oder Laptop, 36 % verfügen 
über einen eigenen Fernseher, der damit das Leitmedium von Kindern 
darstellt (vgl. Tillmann 2017, 116). 
Die tägliche Fernsehnutzung liegt bei 146 Minuten. Das Fernsehen spielt 
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bei Jugendlichen immer noch eine große Rolle, 88% der Jugendlichen 
zwischen 12 bis 19-Jährigen nutzen laut der Studie „Jugendinformation 
(JIM)“ 2013 das Fernsehen und seine Inhalte mehrmals in der Woche. 
Allerdings benannte die Hälfte der Befragten Pro Sieben als ihren Lieb-
lingssender. Casting shows und Doku soaps hängen öffentlich-rechtli-
che Formate ab.
Häufig beschränkt sich der tägliche Bezug von Nachrichten gerade jun-
ger Menschen auf Apps und zusammengefassten News. Anders als ihre 
Vorgängergeneration schauen junge Menschen nicht gewohnheitsgemäß 
Fernsehen und richten die Abendgestaltung nicht nach den Nachrichten 
aus. Eine Ausnahme bilden die Sonntagabende, wenn der „ Tatort“ in 
der ARD läuft. 
Bedeutsamer sind die sozialen Netzwerke und der Medienkonsum der 
Freunde. 
Es gibt jedoch auch Gegenbeispiele. So erzielt das Format „Heute show“ 
vor allem bei der Zielgruppe der 14 bis 49-jährige überdurchschnittlich 
hohe Marktanteile, bedingt u.a. durch eine hohe Anzahl von Mediathek-
Abrufen.

Immer bedeutsamer für Kinder und Jugendliche ist jedoch das Internet. 
90 % der Bevölkerung in Deutschland ab 14 Jahren nutzen das Internet, 
72% sind tägliche Internetnutzer. 
Für junge Menschen und Menschen mit Migrationshintergrund sind In-
ternet und Apps die wichtigsten Informationsquellen (vgl. BR 2016, 13).
Im Durchschnitt wird am Tag 2,5 Stunden Internet genutzt, bei jungen 
Menschen zwischen 14 bis 29 Jahren sind es sogar mehr als 4,5 Stunden 
pro Tag. Innerhalb dieses Zeitraumes nutzen junge Menschen vor allem 
das Internet für mediale Internetnutzung. Fernsehinhalte werden von 22 
% der Bevölkerung mindestens einmal in der Woche online gesehen (vgl. 
ARD/ZDF-Onlinestudie 2017). 
An erster Stelle der Mediennutzung bei Jugendlichen zwischen 12 und 
19 Jahren steht nach einer Befragung des Medienpädagogischen For-
schungsverbundes Südwest die Recherche über Suchmaschinen gefolgt 
von der Nutzung von Youtube.
Fast zwei Drittel der Jugendlichen nutzen Youtube täglich oder mehr-
mals pro Woche um sich zu informieren. Dagegen nutzen nur ca. 21, 5 % 
der befragten jungen Menschen klassische Online-Nachrichtenportale. 
Die Nutzung der unterschiedlichen Informationsangebote ist alters- und 
herkunftsabhängig.
Das Smartphone hat den größten Einfluss auf Veränderung der Medien-
praktiken Jugendlicher. Inzwischen besitzt fast jeder junge Mensch (12 
bis 19 Jahre) ein eigenes Mobiltelefon. Damit sind sie am meisten online, 
vor allem in Youtube.
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Für Jugendliche ist es heute typisch, dass sie Medien vielschichtig nut-
zen (sog. konvergente Mediennutzungsmuster). 
Informationen zur politischen Meinungsbildung entnehmen sie ver-
schiedenen Quellen: Medien, Online-Portale und Social Media.
Fernsehinhalte werden beispielsweise nicht nur mehr über das Fernse-
hen abgerufen, sondern regelmäßig auch über YouTube, Mediatheken 
und Netflix. 
Für den Grad und Intensität der Mediennutzung ist die Portabilität der 
Geräte sehr entscheidend. Denn viele Nutzer sind beständig im Netz mit 
dem Ziel, „sich in kürzeren Zyklen auf den stets aktuellen Stand zu brin-
gen und aktuelle Informationen einzuholen“ (Tillmann 2017, 117).
Erfreulicherweise stehen bei den gesuchten Themen im Netz aktuel-
le Zeitgeschehen und Fragen der Bundes- und Lokalpolitik relativ weit 
oben beim Ranking der Jugendlichen. 
Obwohl das Internet das wichtigste Medium Jugendlicher darstellt, su-
chen nach einer Studie des Hans-Bredow-Institutes Jugendliche „Infor-
mationen zur politischen Meinungsbildung, zum Weltgeschehen sowie 
zu Deutschland dennoch weiterhin am häufigsten im Fernsehen und re-
gionale Informationen am häufigsten in der Zeitung. (…) Unter den fern-
sehbezogenen Nennungen entfallen im Hinblick auf das Angebotsgenre 
und bezogen auf die gesamte Altersspanne die weitaus meisten Nennun-
gen auf Nachrichten (70%) es folgen mit großen Abstand politische Talk-
shows (7 %) und politische Magazine (4 %), was insgesamt eher auf eine 
faktenorientierte als meinungsbezogene Informationssuche von Jugend-
lichen schließen lässt“ (Tilmann 2017, 118-119).
Dies kommt auch in der Studie „Politisches Wissen“ von Infratest dimap 
im Auftrag des Bayerischen Rundfunks 2011 zum Ausdruck. Auf die Fra-
ge nach der Häufigkeit von genutzten Fernsehsendungen antworteten 82 
% der befragten Personen in Bayern ab 18 Jahren mit „sehr oft/oft“: „ 
Nachrichten über Deutschland und die Welt“ (BR 2011, 19). Ein Drittel der 
Befragten sieht Sendungen über Themen zur Geschichte sehr oft bzw. oft 
an, knapp dahinter folgen „Politische Talkshows, Gesprächsrunden“ mit 
29% und politische Magazinsendungen mit 27% (BR 2011, 20).
Bemerkenswert ist jedoch, dass zwar Jugendliche besonders das Internet 
nutzen, aber ihnen die geringste Glaubwürdigkeit beimessen (vgl. Schrö-
der 2015, 238). Die häufige Nutzung eines Informationsangeboten bedeu-
tet also nicht zwangsläufig eine höhere Glaubwürdigkeit. An diesem Be-
fund sollten öffentlich-rechtlichen Medien ansetzen, denn die Mehrheit 
von Jugendlichen ist daran interessiert, durch Fernsehen informiert zu 
werden. 
Es lohnt sich daher Informationsangebote zu erstellen. Jedoch müssen 
diese informativer und verständlicher gestaltet sein, wie erneut die Ant-
worten auf eine weitere Frage im Rahmen der Studie „Politisches Wis-
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sen“ ergaben. 73 % der Befragten stimmen sehr stark bzw. stark der Aus-
sage zu, das im Fernsehen mehr Hintergründe und Zusammenhänge von 
Politik dargestellt werden müssten und 61 % votierten sehr stark bzw. 
stark dafür, dass im Fernsehen bei Beiträgen zur Politik häufig mehr er-
klärt werden müsste, „damit das man verstehen kann“ (vgl. BR 2011, 21). 
Diese Position wird vor allem von „Regional orientierte“ unterstützt (vgl. 
BR 2011, 27).

5. Best Practice aus dem Bereich der politischen Bildung für junge 
Menschen
Nachfolgend werden einige Best-Pratice-Beispiele aus dem Bereich der 
politischen Jugendbildung dargestellt, um abzuklären, inwieweit Ele-
mente in die Bildungsarbeit von öffentlich-rechtlichen Medien über-
nommen werden könnten.

Politiksimulationen
Als besondere Möglichkeit zur Vermittlung von Kenntnissen zu Instituti-
onen und Politikfeldern in der politischen Bildung hat sich die Methode 
der Politiksimulation etabliert. Teilnehmende übernehmen die Rollen 
von politischen Akteuren und spielen politische Prozesse durch. Der 
handlungs- und erfahrungsorientierte Ansatz – das direkte Erleben von 
politischen Entscheidungsprozessen und Institutionalisierungsvorgän-
gen – soll zu einem besseren Verständnis der Prozesse innerhalb politi-
scher Systeme und bei Aushandlungsprozessen führen. Die Teilnehmen-
den lernen Entscheidungsabläufe und Politikfelder kennen, die für die 
beteiligten Personen greifbarer und ein wenig durchschaubarer werden. 
Dadurch kann ein Bezug zwischen ihrer Alltagswelt und politischen Ins-
titutionen hergestellt werden. 
Die besondere Stärke der Methode basiert in einem Kompetenzerwerb 
auf mehreren Ebenen: 
• Analyse- und Wissenskompetenz, 
• Politische Handlungs- und Urteilskompetenz, 
• Methoden- und Sozialkompetenz. 

Politiksimulationen ermöglichen es, die beteiligten Akteure, ihre In-
teressen und Strategien sowie übergeordnete politische und rechtliche 
Rahmenbedingungen insbesondere für junge Menschen transparenter 
zu machen. Zugleich kann bei ihnen politisches Interesse geweckt bezie-
hungsweise vertieft werden und die Urteilsfähigkeit im Hinblick auf po-
litische Entwicklungen wird verbessert. Durch Politiksimulationen kön-
nen die unterschiedlichsten Zielgruppen erreicht werden. Aufgrund des 
spielerischen Charakters der Methode und der Integration digitaler Ange-
bote fühlen sich besonders viele junge Menschen davon angesprochen. 
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Große Resonanz erfahren die beiden Politiksimulationen „Jugend und 
Politik“ des Deutschen Bundestags (www.bundestag.de/planspiel) und 
„Der Landtag sind wir“ des Bayerischen Landtags (www.bayern.land-
tag.de/info-service/angebote-fuer-schulen). In beiden Politiksimulatio-
nen entscheiden junge Menschen über fiktive Gesetzesvorlage auf der 
Grundlage von übernommenen Rollenprofilen (fiktiver) Abgeordneter. 
Feste Bestandteile beider Politiksimulationen sind Mediengruppen, die 
teilweise auch Clips drehen. 
Auch werden Politiksimulationen bundesweit von verschiedenen Trä-
gern der politischen Jugendbildung an Schulen durchgeführt, ebenfalls 
unter Beteiligung von Mediengruppen.
Teilweise werden die Politiksimulationen durch Gespräche mit politi-
schen Repräsentanten (Abgeordnete des Landtages, des Bundestages 
und des Europäischen Parlamentes) abgerundet.
In Rahmen der Europawoche werden Politiksimulationen zu europäi-
schen Themen in Sitzungsräumen der Rathäuser von Baden-Württem-
berg durchgeführt. Die Planspiele werden von jungen Menschen für jun-
ge Menschen angeleitet und moderiert. Zielgruppen sind Schülerinnen 
und Schüler, Studenten und Auszubildende, Erstwähler. Die Planspiel-
formate werden entweder für einen halben oder einen ganzen Tag ange-
boten. 

Die Teilnehmenden werden zu Beginn von der Bürgermeisterin bzw. dem 
Bürgermeister begrüßt, anschließend findet die Simulation statt. Abge-
rundet wird das Planspiel durch eine Abschlussdiskussion mit Mitglie-
dern des Stadtrates oder Mitgliedern des Europäischen Parlamentes. Das 
Angebot wurde medial aufbereitet 
(vgl. https://www.heidelberg.de/hd,Lde/HD/Rathaus/
Europa+im+Rathaus.html).
Erstmalig wurde kürzlich eine Politiksimulation für das Fernsehen di-
daktisch aufbereitet, das Planspiel „ KIKATOPIA- Gemeinsam in die Zu-
kunft“ im KIKA vom 23.11.2017 (vgl.
https://www.kika.de/erwachsene/begleitmaterial/themenschwerpunk-
te/gemeinsam-leben/planspiel100.html). 

Zunehmend werden Politiksimulationen online im Netz u.a. mit Chats 
und digitalen Plattformen durchgeführt.

Peer-Group-Education-Ansatz
In den letzten Jahren hat sich dieser Ansatz immer stärker in der poli-
tischen Jugendbildung etabliert. Junge Menschen werden ihrerseits als 
Akteure von (politischer) Jugendbildung aktiv und werden zu Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren für ihre „Gleichaltrigen“. Sie fungieren als 
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Vortragende in Schulen oder außerschulischen Lernorten, moderieren 
Politiksimulationen oder Jugendpartizipationsprojekte. Kerngedanke ist 
die Überlegung, dass Jugendliche sich durch Jugendliche besser anspre-
chen lassen und eher das Lebensgefühl oder die Interessen von jungen 
Menschen ansprechen.
Zahlreiche Institutionen der politischen Jugendbildung verfügen mittler-
weile über einen Stamm von ausgebildeten Teams.

Jugendparlamente und Jugendforen
Ein bewährtes Format aus der politischen Bildung für junge Menschen 
zur Förderung von Jugendpartizipation stellen Jugendparlamente und 
Jugendforen dar. In diesem Format bringen Jugendliche in unterschied-
lichen Varianten ihre konkreten eigenen politischen Forderungen ein 
und diskutieren diese mit Vertreterinnen und Vertretern aus politischen 
Gremien in unterschiedlicher Zusammensetzung (z.B. kommunal, aber 
auch europaweit). Diese Jugendforen oder Jugendparlamente werden 
meistens in sog. „authentischen Lernorten“ durchgeführt, wie z.B. Parla-
mente in den Bundesländern oder im Deutschen Bundestag. Zielgruppe 
sind junge Menschen, die entweder von Institutionen benannt werden 
oder sich für diese Projekte bewerben können. Partiell findet eine medi-
ale Begleitung durch Fernsehen und Radio bzw. Printmedien statt. 

Strukturierter Dialog mit der Jugend
Eine spezielle Weiterentwicklung dieses Format- speziell in Hinblick auf 
die Europäische Perspektive von jungen Menschen- stellt der sogenann-
te „Strukturierte Dialog mit der Jugend“ der EU dar. Er bietet als Betei-
ligungsinstrument der verbindlichen EU-Jugendstrategie eine Plattform 
für den Austausch zwischen Jugend und Politikerinnen bzw. Politikern 
in der gesamten EU. Die EU begegnet mit diesem Politikansatz der Frage, 
wie Jugendliche stärker und verbindlicher in die EU-Politik einbezogen 
und insbesondere bei den sie betreffenden Angelegenheiten angehört 
werden können. Dabei kommt Partizipation eine zentrale Doppelfunkti-
on sowohl als Aufgabe wie auch als Thema der Jugendpolitik zu. Priori-
tär ist es, ihrer Zielgruppe Wege zur politischen Beteiligung zu eröffnen. 
Kerngedanke ist es, über Online-Konsultationen und projektorientierte 
Kommunikation den Austausch zwischen Jugendlichen und Entschei-
dungsträgerinnen sowie -trägern zu den Themen der EU-Jugendstrategie 
(Aspekte der Persönlichkeitsbildung, der Wertevermittlung, der Demo-
kratiepädagogik, der Partizipation sowie der Stärkung des bürgerschaft-
lichen Engagements) zu fördern. Auf diesem Weg sollen die Meinungen 
und Anliegen von Jugendlichen ermittelt werden und in gebündelter 
Form in die Gestaltung der europäischen Jugendpolitik einfließen. 
Digitale politische Bildung, Medienprojekte und Netzpolitik
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Digitale Bildung und Lernprozesse nehmen im Bereich der politischen 
Bildung einen immer größeren Stellenwert ein. Die Zielgruppe der Ju-
gendliche wird heutzutage nachweisbar primär über Online-Tools an-
gesprochen und erreicht. Die Landeszentralen für politische Bildung 
einzelner Bundesländer, die Bundeszentrale für politische Bildung und 
Jugendbildungseinrichtungen sind auf diesem Feld sehr aktiv.
Erstmalig im Jahr 2018 haben die Bundeszentrale für politische Bildung 
und Landeszentralen für politische Bildung gemeinsam mit Partnern aus 
Bildung, Medien, Politik und Zivilgesellschaft im Juni 2018 in Deutsch-
land Veranstaltungen rund um Netzpolitik, digitale Bürgerrechte und 
Internetkultur durchgeführt , um das Thema Netzpolitik stärker in den 
Fokus der Öffentlichkeit zu rücken (vgl.www.netzpolitische-bildung.de).

Von der Vielzahl von Medienprojekte für junge Menschen seien exemp-
larisch hier genannt:

Bundesweiter Medienwettbewerb
SchoolsON ist ein bundesweiter Medienwettbewerb für Jugendliche zwi-
schen 12 und 20 Jahren zur Förderung der Medienkompetenz und zur 
Beteiligung von jungen Menschen an der Entwicklung des Fernsehens 
von morgen. Als Schulklasse oder auf eigene Faust soll ein eigener TV-
Beitrag entworfen, geplant und umgesetzt werden. Im Fernsehen wer-
den dann die Clips mit den besten Ideen ausgestrahlt.
Der Wettbewerb ist eine Initiative der ProSiebenSat.1 Media SE mit Un-
terstützung der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung.
Es können Beiträge für die TV-Formate „Galileo“ oder „taff“ und in der 
Sonderkategorie „Dein Wahl Spezial 2017“ außerdem für die Sendung 
Newstime eingereicht werden. Dabei stehen für die Jury die Idee und die 
konzeptionelle Umsetzung im Vordergrund. Neben wertvoller Erfahrung 
gibt es natürlich auch Preise zu gewinnen (vgl. www.schools-on.de).

Projekte zur Verbesserung der Wahlbereitschaft von jungen Menschen

U18 – DIE WAHL FÜR KINDER UND JUGENDLICHE! 
Dieser Ansatz setzt sich dafür ein, dass Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren (zumindest symbolisch) flankierend zur realen Bundestags-
wahl wählen gehen und ihre Interessen politisch laut und sichtbar 
ausdrücken. Die Initiative wird u.a. vom Deutschen Bundesjugendring, 
Landesjugendringen und Jugendverbänden umgesetzt und durch das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie der 
Bundeszentrale für politische Bildung finanziell gefördert. Die Kampa-
gne wird in eine Vor- und Nachbereitung durch Aktivitäten zur politi-
schen Bildung abgerundet.
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Die Aktivitäten sollen junge Menschen die Möglichkeit geben, durch 
kreative Aktionen Interesse an der Politik zu entwickeln und Kenntnisse 
über die Wahlen zu erlangen. Im Nachgang zu den U18- Wahlen kann am 
politischen Interesse, das durch das Projekt geweckt wurde, mit weiter-
führenden Angeboten angeknüpft werden, um dauerhaftes politisches 
und gesellschaftliches Engagement zu stärken.

Juniorwahl
Die Juniorwahl ist das größte Schulprojekt zur politischen Bildung in 
Deutschland, Umgesetzt wird es vom gemeinnützigen und überparteili-
chen Kumulus e.V. (vgl. www.kumulus.de). 
Die Schülerinnen und Schüler setzen sich zunächst im Unterricht inten-
siv mit den Themen Demokratie und Wahlen auseinander und organisie-
ren dann im Vorfeld von Wahlen „die Juniorwahl“ an ihrer Schule. Das 
Wahlergebnis wird am Wahlsonntag um 18.00 Uhr veröffentlicht.
Zielsetzung ist eine möglichst frühe Heranführung junger Menschen an 
Politik und Wahlen, um eine spätere reale Beteiligung an Politik und 
Wahlen zu fördern.
Seit 1999 führt der Verein das Projekt bundesweit zu Landtags-, Bundes-
tags- und Europawahlen durch, an dem sich bislang 2.8 Millionen Ju-
gendliche beteiligt haben. Zur Bundestagswahl 2017 waren es beispiels-
weise 960.000 Jugendliche an bundesweit 3.400 Schulen (vgl. www.
juniorwahl.de).

„Was uns bewegt“
Der Landesjugendring Baden-Württemberg führt unter dem Motto „Was 
uns bewegt“ verschiedene Jugendforen und Programme zur politischen 
Jugendbildung durch.
Kinder und Jugendliche aus ganz Baden-Württemberg diskutieren mit 
Abgeordneten des Landtags über eine ganze Vielzahl von Themen, die 
jungen Menschen wichtig sind. Ziel dieser Konferenzen sind die Ausei-
nandersetzung junger Menschen mit Themen ihrer Lebenswelt und der 
Dialog mit der Politik. Die Ergebnisse der Jugendkonferenzen werden im 
Jugendlandtag zusammengeführt und mit den Fraktionen des Landtages 
weiter bearbeitet. Aus jeder Jugendkonferenz werden Delegierte gewählt, 
die am Jugendlandtag teilnehmen und die Themen „ihrer“ Jugendkonfe-
renz einbringen (vgl.www.lrbw.de/partizipation.html).

6. Öffentlich-rechtliche Medien: Möglichkeiten der politischen Bil-
dung für junge Menschen

In einigen Bereichen ist das Angebot der öffentlich-rechtlichen Medien 
für die Zielgruppe von Kindern und Jugendlichen bereits „gut unter-
wegs“. So ist die 
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Politische Bildung selbstverständlicher Teil des Bildungsangebotes für 
Kinder: Logo ZDF, neuneinhalb ARD, KIKA (vgl. Kinderseite des BR (htt-
ps://www.br.de/kinder/index.html).
Gerade im Bereich der Medienkompetenz sind in den letzten Jahren sehr 
zielführende Angebote eingeführt worden.
So erklärt das vom Bayerischen Rundfunk federführend konzipierte 
und produzierte Onlineangebot „so geht MEDIEN“ von ARD, ZDF und 
Deutschlandradio für die junge Zielgruppe mit Videos, Audios, Quiz, 
interaktiven Karten und Texten, wie Medien funktionieren und warum 
es den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gibt. Die Themen sind für den 
Unterricht konzipiert und bieten komplette Stundenabläufe mit vielen 
Ideen, bei denen die Schülerinnen und Schüler selbst aktiv werden müs-
sen und zum Beispiel selbst mit Kamera und Mikro kleine Beiträge pro-
duzieren. „so geht MEDIEN“ setzt bewusst auf das Internet, um Medien-
kompetenz zu vermitteln. Alle Videos von „so geht MEDIEN” finden sich 
auch in einer eigenen Playlist auf Youtube. Das Angebot wurde für den 
Grimme Online Award 2018 nominiert (vgl. www.br.de/sogehtmedien/
index.html).
Ein weiteres, sehr sinnhaftes und nachhaltiges Angebot sind die Me-
dienkompetenzprojekte des Bayerischen Rundfunks (vgl. www.br/de/
unternehmen/inhalt/medienkompetenzprojekte/index.htrml) u.a. mit 
dem Medienkompetenztag 2016: „Integration durch Bildung“ oder dem 
Bildungsprojekt „Here’s my story“- digitale Geschichten. Hier gehen 
BR-Coaches in Mittelschulklassen und auch in Flüchtlingsklassen von 
Berufsschulen und lassen die Jugendlichen mittels „digital storytelling“ 
über ihre Erlebnisse berichten. Die digitalen Geschichten werden an-
schließend beim BR online veröffentlicht (vgl. www.br/de/unternehmen/
Inhalt/medienkompetentag.2016-integration-durch-bildung-128.html).

Die öffentlich-rechtlichen Medien haben sich auch immer stärker auf die 
Nutzung von Internet und Youtube durch Jugendliche eingerichtet. So 
hat der BR mittlerweile mit der Jugendwelle „Puls“ ein eigenes Programm 
für junge Menschen in Bayern auf verschiedenen digitalen Verbreitungs-
wegen (DABplus, Internet, Internetplattformen) entwickelt. Neben dem 
Radio-Livestream werden vielen Beiträge und Videos zum Abruf ange-
boten. Das Angebot sucht über soziale Netzwerke (Facebook, Twitter, 
Youtube und Instagram) den direkten Kontakt mit seinen Nutzern). Ein 
besonderes, preisgekröntes Format (Deutscher Radiopreis) stellt „Die 
Frage“ dar. Jeden Monat wird ein neues Thema von einer Reporterin/
einen Reporter intensiv bearbeitet und recherchiert. Junge Menschen 
sind aufgefordert, diese Recherche mit eigenen Fragen zu begleiten (z.B. 
durch Facebook) oder auf weitere Aspekte aufmerksam zu machen (vgl. 
www.br.de/puls/index.html).
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ARD und ZDF haben mit dem Content-Netzwerk „Funk“ (vgl. www.funk.
net) Online-Formate für 14-29-Jährige Inhalte produziert, die für soziale 
Netzwerke konzipiert sind (Facebook, Youtube, Snapchat) aber auch mit 
eigener App und Webseite. Die Formate müssen keinen Sendungsbezug 
zu Fernsehen und Hörfunk haben. Auch werden erstmalig in der funk 
App und auf der Webseite internationale Serien gezeigt.
Das Angebot will jungen Menschen die Möglichkeit zur Information und 
Orientierung aber auch Unterhaltung bieten. Die Nutzerinnen werden 
bei der Entwicklung von Formaten einbezogen und können durch ihr 
Feedback die weitere Entwicklung beeinflussen.

7. Fazit
Öffentlich-rechtliche Medien erreichen junge Menschen. Trotz Ausdiffe-
renzierung der Massenmedien, des geänderten Medienverhaltens vor al-
lem junger Menschen und dem vielfältigen Internetangebot haben „klas-
sische“ Fernsehformate an Bedeutung nicht verloren. Auch wurden und 
werden neue Wege beschritten, junge Menschen in sozialen Netzwerken 
gezielt zu erreichen.
Wie auch bei der politischen Bildung werden Inhalte nicht von allen Ad-
ressaten identisch aufgenommen. Vielmehr spielen politisches Interes-
se, politische Vorkenntnisse etc. eine wichtige Rolle. Daher ist es wich-
tig, für unterschiedliche Adressatengruppen qualitativ unterschiedliche 
Bildungsangebote zu konzipieren.
Dennoch stehen öffentlich-rechtliche Medien zunehmend unter dem 
Druck eines allgemeinen Unbehagens gegenüber Politik und der Wirt-
schaft. Daher gibt es auch eine zunehmende Skepsis vor allem junger 
Menschen gegenüber der Unabhängigkeit der Berichterstattung. Dies 
gilt auch für Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen aus 
Ostdeutschland (vgl. BR 2016a, 43). Hier bedarf es einer wesentlich stär-
keren Thematisierung der Rolle der öffentlich-rechtlichen Medien.
Im Sinne einer zeitgemäßen politischen Bildung für junge Menschen 
sollten öffentlich-rechtliche Medien auch „aufsuchende Formate“ anbie-
ten (z.B. Treffen zwischen Programmmachern und junger Menschen in 
Jugendinitiativen, Verbänden und Nichtregierungsorganisationen) und 
umsetzen, um Jugendliche aus unterschiedlichen Milieus zu erreichen. 
Die öffentlich-rechtlichen Medien sollten sich als gesellschaftliches Na-
vigationsinstrument verstehen und ihre Bemühungen stärken, allgemein 
gegen Politikverdrossenheit entgegenzuwirken und Interesse an Politik 
zu wecken, so dass Kindern und Jugendliche die Gelegenheit erhalten, 
sich aktiv zu beteiligen, denn
„Medien sind ein Mittel um politische Handlungsfähigkeit – sei sie nun 
kommunikativ oder partizipativ- auszuüben. Wird z.B. ein Schwerpunkt 
auf Interaktion gelegt, stehen (…) Online-Foren und politische Planspie-
le im Vordergrund“ (Manzel 2017, 212-213). 
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Wie die aufgezeigten Best-practice-Beispiele gezeigt haben, sind junge 
Menschen gegenüber Formen politischer Bildung aufgeschlossen, wenn 
diese handlungsorientiert sind, vor allem die Lebenslagen und Interes-
sen von ihnen selbst thematisieren, sie zu Wort kommen und junge Men-
schen und sie selbst als Akteur politischer Bildung tätig werden können.
Wesentlich stärker als bisher sollte das Format „Politiksimulationen“ 
Eingang in Angebote der öffentlich-rechtlichen Medien finden. So könn-
ten öffentlich-rechtliche Medien selbst Politiksimulationen durchführen 
oder Politiksimulationen medial begleiten, wie z.B. mit zeitgleicher Be-
richterstattung, Live-Schaltungen und Online-Angeboten. 
Dies gilt auch für die oben genannten Beispiele der Formate des struk-
turierten Dialogs. Hier wäre eine breitere Zusammenarbeit zwischen öf-
fentlich-rechtlichen Medien und der politischen Jugendbildung sehr zu 
begrüßen.

Jugendliche können und sollen als Expertinnen und Experten eingebun-
den werden, wenn es um ihre Lebenslagen geht. Öffentlich-rechtliche 
Medien sollten Erfahrungsmöglichkeiten für junge Menschen schaffen 
und Jugendliche als Experten einbinden, z.B. im Schulradio. 
Sie sollten stärker als bisher in Formaten zu Wort kommen (z.B. jugend-
politische Arenen) und bei der Gestaltung von Sendungen aber auch 
des Programmes (z.B. durch Jugendprogrammbeiräte) beteiligt werden. 
In der Studie „Informationen fürs Leben“ bemängelt 60 % der jungen 
Menschen zwischen 18 und 29 Jahren in Bayern, dass sie zu wenig Gehör 
finden. Ebenfalls kritisierten sie die Vereinfachung der Sachverhalte und 
der damit einhergehenden Gefahr der Vorurteilsbildung (vgl. BR 2016a, 
19).
Eine Möglichkeit der direkten Ansprache und Beteiligung von jungen 
Menschen unter Beteiligen der öffentlich-rechtlichen Medien wäre ihre 
stärkere Berücksichtigung im Konzept der sog.“ Town Hall Meetings“ 
(Bürgerversammlung bzw. Treffen mit Stadtspitze) oder den Konzept der 
Bürgerkonferenzen, bei denen Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit 
haben, direkt ins Gespräch mit Politikern zu kommen. Auch könnten 
öffentlich-rechtliche Medien Foren schaffen, in denen politisch Verant-
wortliche regelmäßig Jugendliche Rede und Antwort stehen, und dies 
nicht nur kurz vor Wahlkampfzeiten! Die Themen könnten von den Ju-
gendlichen vorab bestimmt werden, die öffentlich-rechtlichen Medien 
würden die Voraussetzungen für das Format schaffen. Die Anmeldung 
erfolgt über die Homepage des Senders, per Email oder telefonisch.
Noch stärker sollte an den Lebenslagen, Interessen und Lebensrealität 
von Jugendlichen angeknüpft werden. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen jugendpolitischen Debatten um Par-
tizipation von jungen Menschen sollten mehr Beteiligungs- und Erfah-
rungsmöglichkeiten im Internet geschaffen werden.
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Bei aller Sinnhaftigkeit von Spartenprogrammen- Jugendliche müssen 
in Hauptprogrammen vorkommen. Die Angebote müssen zeitlich so in 
das Programmumfeld platziert werden, dass sie den Sehgewohnheiten 
Jugendlicher entgegenkommen.
Ein weites Feld für die Zielgruppe stellen Medien, soziale Netzwerke und 
politische Bildung dar. Jugendliche nutzen am liebsten Youtube-Kanäle, 
in denen Personen ihres Alters auftreten. Daher sollten auch die öffent-
lich-rechtlichen Medien verstärkt Inhalte mit jugendlichen Multiplikato-
ren im Sinne des oben beschriebenen peer group education – Ansatzes 
ausbauen. Dieses Modell könnte auch sehr gut für den Ausbau von Er-
klärvideos herangezogen werden.

Allerdings müssen Politikmagazine und Talkshows jugendgerechter 
weiterentwickelt werden. Oft sind die Angebote für weniger Gebildete 
schwer verständlich und sind in ihrer Machart zu behäbig. Sie sollten 
so gestaltet werden, dass sie verständlich und anziehendend für junge 
Menschen (z.B. junge Moderatorinnen und Moderatoren, kurze Texte, 
Humor, populärwissenschaftlich) sind und es Spaß macht, diese anzu-
sehen, und sie motivieren, sich mit politischen Themen auseinanderzu-
setzen. Spaß und politische Bildung schließen sich nicht aus, wie das 
Beispiel der Politiksimulationen zeigen.

Die Zusammenarbeit und der Austausch zwischen Bildungseinrichtun-
gen in der politischen Jugendbildung und den öffentlich-rechtlichen 
Medien sollten ausgebaut werden. Hier liegt eine große Chance, die Ziel-
gruppe zu erreichen. Denkbar wäre eine wesentlich stärkere Verbindung 
zwischen der politisch-kulturellen Jugendbildung, da über jugendkultu-
relle Themen politische Themen transportiert werden können. 
 
Um Jugendliche als Zielgruppe zu erreichen, sollte die Vernetzung mit 
Praxis-Seminaren an Gymnasien ausgebaut werden. Jugendliche könn-
ten beispielsweise Reportage-Sendungen zu ausgewählten jugendpo-
litischen Themen in Zusammenarbeit mit den öffentlich-rechtlichen 
Medien drehen. Diese wiederum könnten dafür einen Sendeplatz zur 
Verfügung stellen.
Die Studie des BR „Informationen fürs Leben“ kommt u.a. zum Ergeb-
nis, dass sich Menschen mit Migrationshintergrund mit ihren Lebensla-
gen nicht ausreichend in den Nachrichtenmedien wiederfinden (vgl. BR 
2016a ,19). 
Daher sollten Jugendliche mit Migrationshintergrund und junge Geflüch-
tete angesprochen werden, die besonders „app-affin“ sind.
Insofern war die App „Ankommen“, die der Bayerische Rundfunk zusam-
men mit Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, der Bundesagentur 
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für Arbeit und Goethe-Institut entwickelt hat, sehr zielführend.
Auch die Verleihung des 54. Grimme Preises 2018 an „Germania“ (ZDF/
funk) mit dem Format des YouTube-Clips thematisiert die Frage des Ein-
wanderungslandes Deutschland aus der Sichtweise von jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund, die meist in der zweiten Generation in 
Deutschland leben.
Ein weites, bisher noch nicht aufbereitetes Feld stellen Medien, Gaming 
und politische Bildung dar. 
Trotz aller Euphorie um die Möglichkeiten der neuen Mediennutzung, 
einer Vielzahl von Online-Angeboten und der Digitalisierung speziell 
für junge Menschen: Die Online-Angebote sollten nicht überschätzt wer-
den. Politische Bildung lebt von der direkten diskursiven und rationalen 
Auseinandersetzung um politische Themen – gerade auch unter jungen 
Menschen. •
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DIGITALE DEMOKRATIE UND 
ÖFFENTLICH-RECHTLICHE MEDIEN

UNIV.-PROF. DR. CHRISTIAN FUCHS, UNIVERSIT Y OF WESTMINSTER

1. Einleitung

Diese Teilstudie befasst sich mit einem spezifischen Aspekt des Demo-
kratieauftrages öffentlich-rechtlicher Medien. Sie analysiert dabei das 
Verhältnis von digitaler Demokratie und öffentlich-rechtlichen Medien. 
Die Hauptfrage lautet: Welche Beiträge können öffentlich-rechtliche Me-
dien zur digitalen Demokratie leisten? 

Dazu werden einige Unterfragen gestellt:

Frage 1:  Wobei handelt es sich bei digitaler Demokratie und digitaler Öf-
fentlichkeit?

Frage 2:  Was sind die heutigen Haupttendenzen der Entwicklung digita-
ler Medien, welche demokratischen Möglichkeiten und Defizite 
gibt es dabei und welche Rolle können öffentlich-rechtlichen 
Medien bei der Stärkung digitaler Demokratie und digitaler Öf-
fentlichkeit spielen?

Frage 3:  Welche rechtlichen Rahmenbedingungen werden benötigt, da-
mit öffentlich-rechtliche Medien die digitale Demokratie stär-
ken können?

Die Arbeit ist neben der Einleitung in vier Teile gegliedert: Die Abschnit-
te 2 und 3 befassen sich mit Forschungsfrage 1, Abschnitt 4 setzt sich mit 
Forschungsfrage 2 und Abschnitt 5 mit Forschungsfrage 4 auseinander. 
In Abschnitt 6 werden Schlussfolgerungen gezogen und Handlungsemp-
fehlungen formuliert.
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2. Demokratie und Öffentlichkeit 

Der Demokratiebegrifft stammt etymologisch vom griechischen Wort de-
mokratia (δημοκρατία), das aus den beiden Wörtern demos (δñμος, Volk) 
und kratos (κρατός, Macht) gebildet wurde. Demokratie bedeutet also 
Macht, die vom Volk ausgeht. Demokratiemodelle und Demokratiethe-
orien unterscheiden sich danach, wer als Teil des Volkes gilt und was 
unter Macht verstanden wird. Daher gibt es auch nicht ein Verständnis 
der Demokratie, sondern viele verschiedene Demokratiemodelle. 

David Held (2006) unterscheidet in seinem Buch Models of Democracy, 
bei dem es sich um eines der meistgelesenen Einführungen in die De-
mokratietheorie handelt, zwischen zwei Grundmodellen der Demokra-
tie, nämlich der direkten Demokratie und der liberalen Repräsentativ-
demokratie. Unter Direktdemokratie ist ein System zu verstehen, in dem 
„Entscheidungen über öffentliche Angelegenheit unter direkter Einbe-
ziehung der Bürger und Bürgerinnen“ getroffen werden (Held 2006, 4). 
Die liberale Repräsentativdemokratie ist ein „Machtsystem, das gewählte 
‚Amtsträger’ umfasst, die ihm Rahmen der ‚Rechtsstaatlichkeit’ die Rol-
le übernehmen, das Interesse und/oder die Meinungen der Bürgerinnen 
und Bürger zu ‚repräsentieren’“ (Held 2006, 4). In der Demokratietheorie 
wird auch zwischen parlamentarischer und präsidentieller Demokratie, 
Konkurrenz- und Konkordanzdemokratie sowie zwischen Mehrheits- und 
Konsensusdemokratie unterschieden (Schmidt 1997, Waschkuhn 1998) 

Held (2006) unterscheidet neun Modelle der Demokratie:
1.  Die klassische athenische Demokratie: direkte Bürgerbeteiligung in 

der Agora;
2.  Die liberale Demokratie: politische Freiheit als liberale Bürgerrechte, 

Wahl von Repräsentant/inn/en, Rechtsstaatlichkeit, Verfassung, Ge-
waltenteilung;

3.  Die Direktdemokratie oder plebiszitäre Demokratie: direkte Beteili-
gung der Bürger und Bürgerinnen am politischen Entscheidungs-
prozess durch Abstimmungen oder durch rotierende, von der Basis 
gewählte und jederzeit abwählbare Räte; 

4.  Die Konkurrenz- und Elitendemokratie: parlamentarische Regierung 
mit starker Exekutive und weitgehender Entscheidungsmacht von 
Führungspersonen, Konkurrenz zwischen rivalisierenden politischen 
Eliten und Parteien um die Vorherrschaft im Staat;

5.  Die pluralistische Demokratie: Bürgerrechte, Gewaltenteilung, die Re-
gierung vermittelt zwischen einer Pluralität konkurrierender Interes-
sen und versucht, einen Interessensausgleich zu schaffen, Minder-
heiten schutz;
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6.  Die libertäre Demokratie: Mehrheitsprinzip gepaart mit dem Verfas-
sungsstaat und Rechtsstaatlichkeit; Minimierung der Interventionen 
des Staates in die Wirtschaft, die Zivilgesellschaft und das Privatle-
ben; Maximierung der Ausdehnung marktwirtschaftlicher Prinzipien 
auf die Gesellschaft, Minimalstaat, Betonung individueller Freiheit; 

7.  Die partizipative Demokratie: Basisdemokratie, Ausweitung der De-
mokratie vom politischen System auf den Arbeitsplatz und lokale 
Gemeinschaften, Schaffung einer Ressourcenbasis sowie von Raum, 
Zeit und Bildungsmöglichkeiten als Grundlage der Basisdemokratie, 
technologische Minimierung der gesellschaftlichen notwendigen Ar-
beit gepaart mit Arbeitszeitverkürzung als materielle Grundlage der 
Basisdemokratie;

8.  Die deliberative Demokratie: der Fokus liegt auf der politischen Ausei-
nandersetzung und Kommunikation der Bürger/innen untereinander, 
der Auseinandersetzung mit politischen Fragen und Diskussionen 
zwischen Bürger/innen und den politischen Repräsentant/inn/en; 
Bürger/innen/foren, beratende Versammlungen, deliberative Umfra-
gen zur Meinungsbegutachtung;

9.  Die demokratische Autonomie: Grundrechtsgarantien durch die Ver-
fassung, parlamentarische Wahl von Repräsentant/inn/en kombiniert 
mit direktdemokratischen Elementen, Bürger/innen/foren und ande-
ren deliberativen Mechanismen, Ausweitung der Demokratie auf kom-
munale Dienstleistungen und selbstverwaltete Unternehmen, trans-
nationale demokratische Institutionen (kosmopolitische Demokratie).

Bei den Modellen 1, 2 und 3 handelt es sich um klassische Demokratiean-
sätze, während die Modelle 4-9 neuere Ansätze sind. In Bezug auf Helds 
zwei Grundmodelle der Demokratie kann gesagt werden, dass die Mo-
delle 2, 4, 5, 6 Manifestationen der liberalen Repräsentativdemokratie 
darstellen, während es sich bei den Modellen 1, 3, 7, 8 um Formen der 
direkten Demokratie handelt. Modell 9 stellt eine Kombination der bei-
den Grundmodelle dar.

Kommunikation ist in allen Modellen der Demokratie ein wichtiger und 
unerlässlicher Aspekt des politischen Systems: In der athenischen De-
mokratie fand direkte politische Kommunikation der Bürger von An-
gesicht zu Angesicht am Marktplatz statt. In der liberalen Demokratie 
müssen Parteiprogramme an die Bürgerinnen und Bürger kommuniziert 
werden. In der Elitendemokratie kommunizieren Führer ihre Programme 
und Entscheidungen an das Volk. Ebenso werden konkurrierende Posi-
tionen ans Volk kommuniziert. In der pluralistischen Demokratie kom-
munizieren Vertreter unterschiedlicher Interessen vermittelt über den 
Staat, um einen Ausgleich zu erzielen oder zu verhandeln. In der libertä-
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ren Demokratie gilt der Markt als wichtiges Kommunikationsinstrument 
zwischen Konsument/innen/en und Bürger/inne/n. In der partizipativen 
Demokratie gibt es genug Raum und Zeit für die basisdemokratische po-
litische Kommunikation der Bürger und Bürgerinnen, über die Entschei-
dungen herbeigeführt werden. In der deliberativen Demokratie finden 
Beratungsprozesse statt, um ständige Kommunikation über politische 
Fragestellungen zu organisieren. Bei der demokratischen Autonomie 
werden basisdemokratische und deliberative Kommunikationsformen 
(z.B. Bürger/innen/foren oder Versammlungen) mit repräsentativdemo-
kratischen Kommunikationsformen (z.B. Wahlwerbung oder Medienbe-
richterstattung über die Programme der wahlwerbenden Parteien) kom-
biniert. 

Verallgemeinert kann gesagt werden, dass die Öffentlichkeit einen zen-
tralen Mechanismus jedes politischen Systems darstellt. Unter „öffent-
lich“ verstehen wir allgemein Güter und Räume, die „allen zugänglich 
sind” (Habermas 1990, 54). Man spricht zum Beispiel von öffentlicher 
Bildung, öffentlichen Gebäuden, öffentlichen Parks, öffentlichen Plät-
zen, öffentlichen Versammlungen, öffentlichen Kundgebungen, der öf-
fentlichen Meinung, den öffentlich-rechtlichen Medien, usw. Öffentliche 
Güter und Einrichtungen sind nicht einer Clique oder einem Club der 
Privilegierten vorbehalten, sondern für die Allgemeinheit, also alle Mit-
glieder einer Gemeinschaft, bestimmt. Häufig, aber nicht ausschließlich, 
werden öffentliche Güter und Einrichtungen vom Staat organisiert und 
geregelt. Es kann bestimmte Zugangsvoraussetzungen geben, wie zum 
Beispiel die Bezahlung der Rundfunkgebühr als rechtliche Zugangsbe-
dingung zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Diese Zugangsbedingun-
gen sollen aber für die Allgemeinheit erschwinglich sein, also nicht nach 
Einkommen, Klassenstatus, Geschlecht, Herkunft, Fähigkeiten, Bil-
dungsstand, usw. diskriminieren. Die politische Dimension der Öffent-
lichkeit war bereits im antiken Griechenland gegeben, wo die Sphäre der 
Polis „den freien Bürgern gemeinsam ist“ (Habermas 1990, 56).

Bei der Öffentlichkeit handelt es sich um eine Sphäre der öffentlichen 
politischen Kommunikation, die zwischen den anderen Subsystemen 
der Gesellschaft, also der Wirtschaft, der Politik, der Kultur und dem Pri-
vatleben, vermittelt. Im Idealtypus der Öffentlichkeit handelt es sich um 
einen Bereich, der „kritische Publizität“ (Habermas 1990, 32) organisiert 
und die „kritische Diskussion in der Öffentlichkeit“ (168) unterstützt. 
Die Öffentlichkeit mediatisiert die politische Kommunikation. Sie ist ein 
mediatisierender Raum der politischen Interaktion, in der Bürger und 
Bürgerinnen aufeinandertreffen, die sich politisch informieren und po-
litisch kommunizieren, und in der sich politische Meinungen formieren. 
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Öffentliche Kommunikation ist ein wichtiger Aspekt der Existenz des 
Menschen als sozialem Wesen und der Gesellschaft. In der modernen 
Gesellschaft ist das Mediensystem die wichtigste organisierte Form öf-
fentlicher Kommunikation (Fuchs 2016). Im Mediensystem produzieren 
Medienakteure öffentliche Information. Nachrichten informieren Bürger 
und Bürgerinnen über politische Ereignisse und sind ein Anlass für po-
litische Kommunikation. In einer komplexen Gesellschaft gibt es eine 
Systemdifferenzierung sowie eine Differenzierung gesellschaftlicher 
Rollen. In einer Klassengesellschaft nehmen solche Differenzierungen 
die Form der Arbeitsteilung und der Machtteilung an. Verschiedene 
Organisationen und Interessensgruppen in Wirtschaft, Politik, Kultur 
und Zivilgesellschaft (Unternehmen, Unternehmensverbände, Gewerk-
schaften, Arbeitnehmerverbände, Vereine, Bürgerinitiativen, Lobbyis-
ten, Glaubensgemeinschaften, Parteien, Politiker, soziale Bewegungen, 
Nichtregierungsorganisationen, usw.) versuchen, Form und Inhalt der 
öffentlichen politischen Information zu beeinflussen. Dies geschieht 
zum Beispiel durch Medienpräsenz, Public Relations, Werbung, Orga-
nisationsverflechtungen, usw. Das Mediensystem interagiert mit Wirt-
schaft, Politik, Kultur und Privatleben. Medienorganisationen sind nicht 
nicht nur Kulturorganisationen, die Inhalte produzieren und öffentlich 
verbreiten, sondern auch Wirtschaftsorganisationen, die Ressourcen zu 
ihrer Existenz benötigen. Medienorganisationen werden durch gesetzli-
che Bestimmungen einerseits und durch Steuerleistungen (z.B. Steuer-
abgaben, öffentliche Förderungen) andererseits auch politisch geprägt. 
Abbildung 1 präsentiert ein Modell der Rolle des Mediensystems in der 
Öffentlichkeit. 

Abbildung 1:  Das Mediensystem als Kommunikationssystem der Öffent-
lichkeit (Quelle: Fuchs 2016)
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Medien haben (a) eine politisch-ökonomische und (b) eine kulturelle Di-
mension. Sie benötigen einerseits Ressourcen wie Geld, rechtliche Rah-
menbedingungen, Mitarbeiter/innen und Organisationsstrukturen, um 
existieren zu können. In dieser Hinsicht sind sie Wirtschaftsorganisati-
onen. Es handelt sich aber um spezielle Wirtschaftsorganisationen, die 
auch Kulturorganisationen sind, da sie Bedeutungen der Gesellschaft 
produzieren, die der öffentlichen Information, der Kommunikation und 
der Meinungsbildung dienen. Da Meinungsbildung und Kommunikati-
on auch die politische Meinungsbildung und politische Kommunikati-
on umfassen, haben Medienorganisationen Implikationen für die De-
mokratie und das politische System. Als Kulturorganisationen sind alle 
Medienorganisationen öffentlich, da sie Information veröffentlichen. 
Als Wirtschaftsorganisationen sind hingegen nur bestimmte Medienor-
ganisationen öffentlich, während andere einen privatwirtschaftlichen 
Charakter annehmen, also Organisationen sind, die private Eigentümer 
haben und profitorientiert agieren. Öffentlich-rechtliche Medien und zi-
vilgesellschaftliche Medien agieren hingegen nicht profitorientiert und 
stehen im Kollektivbesitz des Staates oder einer Gemeinschaft. Tabelle 1 
verdeutlicht diese Unterscheidungen. Öffentlich-rechtliche Medien sind 
öffentlich im Sinne der kulturellen Öffentlichkeit und der politisch-öko-
nomischen Öffentlichkeit. Sie veröffentlichen Information und stehen 
im Besitz der Öffentlichkeit. 

Kapitalistische 
Medien

Öffentlich-rechtliche 
Medien

Zivilgesellschaft-
liche Medien

Politische Ökono-
mie (Eigentums-, 
Produktions- und 
Rechtsverhältnisse)

Unternehmen, die 
im Privateigentum 
stehen und profito-
rientiert organisiert 
sind

Staatlich Institutionen 
oder staatlich befug-
te Organisationen, 
die nicht profitori-
entiert agieren und 
öffentliche Zwecke 
verfolgen. 

Zivilgesellschaftliche 
Organisationen, die 
nicht profitorientiert 
agieren

Kultur (öffentliche 
Zirkulation von 
Bedeutungen und 
Ideen)

Produktion und 
Veröffentlichung 
von Informationen, 
die Mitglieder der 
Öffentlichkeit bei 
der Produktion von 
Bedeutungen, zwi-
schenmenschlicher 
Kommunikation und 
der Meinungsbildung 
unterstützen

Produktion und 
Veröffentlichung 
von Informationen, 
die Mitglieder der 
Öffentlichkeit bei der 
Produktion von Be-
deutungen, der zwi-
schenmenschlichen 
Kommunikation und 
der Meinungsbildung 
unterstützen

Produktion und 
Veröffentlichung 
von Informationen, 
die Mitglieder der 
Öffentlichkeit bei der 
Produktion von Be-
deutungen, der zwi-
schenmenschlichen 
Kommunikation und 
der Meinungsbildung 
unterstützen

Tabelle 1: Zwei Ebenen und drei Typen der Medienorganisation
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Da öffentlich-rechtliche Medien öffentliche Organisatoren und Mediato-
ren der politischen Information, Kommunikation und Meinungsbildung 
sind, wird der demokratische Auftrag in der Regel auch als Teil des öf-
fentlich-rechtlichen Auftrages festgeschrieben. 

Die BBC Charter ist das rechtliche Rahmenwerk, das die Aktivitäten und 
Organisation der BBC für eine gewisse Zeitperiode regelt. Die derzeitig 
gültige BBC Charter trat am 1. Jänner 2017 in Kraft und gilt bis Ende 2027. 
In ihr heißt es, dass es zum öffentlich-rechtlichen Auftrag gehört, dass 
die BBC „unparteiische Nachrichten und Information bereitstellt, um 
Menschen dabei zu helfen, die Welt zu verstehen und sich mit ihr ausein-
anderzusetzen [...] [sodass sie] auf allen Ebenen des demokratischen Pro-
zesses als aktive und informierte Bürgerinnen und Bürger partizipieren 
können“1 (BBC Charter §6 [1]). Das ORF-Gesetz regelt die Einrichtung, den 
Auftrag, die Grundsätze, die Organisation und die Kontrolle des Österrei-
chischen Rundfunks. Laut dem ORF-Gesetz gehört zum öffentlich-recht-
lichen Kernauftrag des ORF u.a. „die Förderung des Verständnisses für 
alle Fragen des demokratischen Zusammenlebens“2 (ORF-Gesetz, §4 [1]). 

Beide Gesetzestexte definieren also einen Demokratieauftrag öffentlich-
rechtlicher Medien: Öffentlich-rechtliche Medien müssen Sorge tragen, 
dass ihre Dienste und Angebote dabei behilflich sind, zur Formierung 
aktiver und informierter Bürgerinnen und Bürger beizutragen, die im de-
mokratischen Prozess partizipieren können und Verständnis für demo-
kratische Fragen aufbringen. Der Demokratieauftrag ist ein besonderes 
Qualitätsmerkmal der öffentlich-rechtlichen Medien. Die Demokratie ist 
ein öffentliches Allgemeingut, das die Rechte aller schützen soll und das 
nur durch das kollektive politische Verhalten aller Bürgerinnen und Bür-
ger produziert und reproduziert wird. Zu diesem kollektiven politischen 
Verhalten gehört nicht nur das Wahlverhalten. Dazu zählen auch die Bil-
dung der öffentlichen und individuellen politischen Meinung sowie die 
politische Kommunikation. Öffentlich-rechtliche Medien als öffentliche 
Kommunikationssysteme mit öffentlichem Kultur- und Wirtschaftscha-
rakter spielen eine besondere kommunikative und informationelle Rolle 
in der Demokratie. Der Demokratieauftrag soll daher garantieren, dass 
öffentlich-rechtliche Medien einen Beitrag zur demokratischen Kommu-
nikation leisten.

Bei digitalen Medien wie dem Internet, sozialen Medien und dem World 
Wide Web handelt es sich im Vergleich zu Printmedien und dem Rund-
funk um einen relativ neuen Medientypus, der im letzten Fünftel des 20. 
Jahrhunderts populär wurde. Fragen der Demokratie und der Öffentlich-
keit müssen daher im Kontext digitaler Medien neu gedacht werden.
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3. Digitale Demokratie und digitale Öffentlichkeit

Kenneth L. Hacker und Jan van Dijk (2000) definieren digitale Demokra-
tie in der Einleitung des Sammelbandes Digital Democracy folgender-
maßen: „Digitale Demokratie ist die Verwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT) und computervermittelter Kom-
munikation (CVK) in allen Arten der Medien (z.B. dem Internet, dem 
interaktiven Rundfunk und der digitalen Telefonie), um die politische 
Demokratie oder die Partizipation der Bürger und Bürgerinnen in der de-
mokratischen Kommunikation zu erweitern [...] Wir definieren digitale 
Demokratie als eine Ansammlung von Versuchen, Demokratie ohne die 
Beschränkungen von Zeit, Raum und anderen physischen Bedingungen 
unter Verwendung von IKT oder KVK als Zusatz und nicht als Ersatz tra-
ditioneller ‚analoger’ politischer Praktiken zu betreiben“3 (Hacker & van 
Dijk 2000, 1).

Zu dieser Definition sollten mehrere Anmerkungen gemacht werden:
•  Der Begriff der digitalen Demokratie ist heute relativ weit verbreitet. Es 

werden aber äquivalent dazu auch Begriffe wie elektronische Demo-
kratie, Teledemokratie, Cyberdemokratie, Internetdemokratie, virtuel-
le Demokratie oder elektronische Partizipation verwendet.

•  Seit dem Jahr 2000, als Hacker und van Dijk diese Definition gaben, hat 
sich die Medienlandschaft weiterentwickelt. Der Begriff „digitale Tele-
fonie“ wird heute kaum verwendet. Vielmehr wird meist vom „Mobil-
funk“ und dem „Mobiltelefon“ gesprochen. Außerdem sollten zu den 
Beispieltechnologien sicherlich zumindest die sozialen Medien hinzu-
gefügt werden (Blogs, Micro-Blogs, soziale Netzwerke, Wikis, etc.).

•  Der Begriff der Informations- und Kommunikationstechnologien wird 
oft synonym mit den Begriffen der Computertechnologie und der di-
gitalen Technologie/Medien verwendet. Unter die Informations- und 
Kommunikationstechnologien fallen aber auch klassische Medien 
wie das Gemälde, das Theater, die Musik, das Konzert, das Buch, die 
Zeitung, das Kino, das Telefon und der Rundfunk. Informations- und 
Kommunikationstechnologien sind Informations- und Kommunikati-
onssysteme, die mit sozialen und gesellschaftlichen Praktiken vermit-
telt sind. Beim Computer und dem Internet handelt es sich um digitale 
Informations- und Kommunikationstechnologien. 

•  Digitale Demokratie ist nicht an ein bestimmtes Demokratiemodell 
geknüpft. Es gibt also sicherlich unterschiedliche Formen der digita-
len Demokratie, die mit bestimmten Demokratiemodellen (wie direkte 
Demokratie, liberale und repräsentative Demokratie oder partizipative 
Demokratie) verknüpft sind. Bei digitaler Demokratie handelt es sich 
also nicht um bestimmte technologische Applikationen, sondern um 
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technisch vermittelte Praktiken, in denen sich bestimmte demokrati-
sche Modelle und Vorstellungen realisieren. Digitale Demokratie be-
ruht auf einer Dialektik von Technologie und Politik. 

Jan van Dijk (2000, 40) unterscheidet vier demokratische Informations-
prozesse: Informationsverteilung, Informationsregistrierung, Konsul-
tation und Konversation. Beruhend auf diesen Informationsprozessen 
unterscheidet er drei Modelle der digitalen Demokratie, die sich in be-
stimmten Kommunikationsformen und Kommunikationstechnologien 
manifestieren. Abbildung 2 veranschaulicht diese drei Modelle.

Abbildung 2: Drei Modelle digitaler Demokratie (basierend auf van Dijk 
2000, 49)

Im Marktmodell digitaler Demokratie wird politische Information von 
zentralen Akteuren wie Regierungen, Ministerien, Parteien, Parlamen-
ten, Ämtern, usw. über Computernetzwerke verteilt. Das Modell ist ein 
Ausdruck der liberalen und der Elitendemokratie, wenn dabei die Beto-
nung auf politischen Institutionen und Führern liegt, und der libertären 
Demokratie, wenn der privatwirtschaftliche Charakter der verwendeten 
digitalen Medienorganisationen betont wird. Im infokratischen Modell 
digitaler Demokratie geht es um die Registrierung von Information über 
Computernetzwerke. Dazu zählen z.B. das Ausfüllen von Online-For-
mularen, die Online-Antragsstellung, die Online-Dienstleistungen von 
Behörden (z.B. Online-Steuererklärung), Online-Umfragen, Online-Ab-
stimmungen oder der Ausdruck von Zustimmung durch das Drücken von 
„Gefällt-Mir“- oder Folge-Knöpfen auf sozialen Medien. van Dijk (2000, 
51) argumentiert, dass dieses Modell ein Ausdruck des plebiszitären 
und des libertären Demokratiemodells ist. Im Netzwerkmodell werden 
politische Fragen von Bürgerinnen und Bürgern über Computernetzwer-
ke diskutiert und es besteht die Möglichkeit für Online-Konsultationen 
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politischer Institutionen mit Bürgerinnen und Bürgern. Für van Dijk ist 
dieses Modell ein Ausdruck des plebiszitären, des libertären, des plura-
listischen und des partizipativen Demokratiemodells.

van Dijk bezieht sich bei der Verkopplung von Kommunikationsformen 
und Demokratie auf David Helds (2006) Unterscheidung verschiedener 
Demokratiemodelle. Er berücksichtigt aber nicht alle von Held disku-
tierten Modelle. So werden zum Beispiel partizipative Demokratie und 
deliberative Demokratie nicht unterschieden, sondern gleichgesetzt. 
van Dijk reduziert partizipative Demokratie auf Deliberation und Kom-
munikation. Die „elektronische Diskussion“ gilt van Dijk (2000, 44) als 
Inbegriff digitaler partizipativer Demokratie. Während deliberative De-
mokratie vorwiegend auf Kommunikation zwischen Bürgerinnen und 
Bürgern, die unterschiedliche Interessen und Lebenswelten haben, ba-
siert, geht es bei der partizipativen Demokratie aber vor allem um die 
Ausweitung der Basisdemokratie jenseits der Politik im engeren Sinn 
auf verschiedene Gesellschaftsbereiche sowie um die kollektive Kontrol-
le ökonomischer, politischer und kultureller Macht (Fuchs 2017, 67-68, 
95-96). Basisdemokratie hat auch mit neuen sozialen Protestbewegun-
gen zu tun, die oft eine basisdemokratische Organisationsform haben, 
und für Aspekte eines Gesellschaftsmodells partizipativer Demokratie 
kämpfen (Fuchs 2008, Kapitel 8). Jan van Dijk lässt unberücksichtigt, 
dass die Nutzung von Computertechnologien durch basisdemokratische 
soziale Bewegungen für politische Mobilisierung und die Organisation 
von Protest („Cyber-Protest“) einen Aspekt der partizipativen digitalen 
Demokratie darstellt (Fuchs 2014, 2018).

Macht ist ein komplexer Theoriebegriff (Fuchs 2008, 225-247): In objekti-
ven Machtbegriffen ist die Macht in Institutionen lokalisiert. In subjekti-
ven Machtbegriffen geht sie von den Individuen und deren menschlichen 
und sozialen Fertigkeiten und Praktiken aus. Dialektische Machtbegriffe 
sprechen von einer Dialektik von politischen Praktiken individueller und 
gesellschaftlicher Subjekte und objektiven Machtstrukturen. Basierend 
auf diesen Machtbegriffen können vier allgemeine Modelle der Demokra-
tie unterschieden werden: In repräsentativdemokratischen Modellen wird 
hervorgehoben, dass Institutionen und institutionalisierte Rollen (Parla-
mentarier/innen, Kanzler/in, Präsident/in, Minister/in, etc.) die Macht der 
Wähler und des Volkes repräsentieren. In direktdemokratischen/plebiszi-
tären Modellen wird betont, dass die Macht von den Wählern als politische 
Subjekte ausgeht und kollektive politische Entscheidungen durch Volks-
abstimmungen und Volksbefragungen und nicht durch repräsentative 
Institutionen getroffen werden sollten. Bei der deliberativen Demokratie 
steht im Vordergrund, dass politische Subjekte umfassend über politische 
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Fragen kommunizieren und diskutieren. Im Modell der Basisdemokratie 
(auch als partizipative Demokratie bezeichnet) geht es darum, dass politi-
sche und ökonomische Strukturen geschaffen werden, die den Menschen 
Raum, Zeit, Entwicklungs- und Bildungsmöglichkeiten zur Verfügung stel-
len, die demokratische Praxis und politische Kommunikation fördern, so-
dass gesellschaftliche Institutionen basisdemokratisch kontrolliert, orga-
nisiert und verwaltet werden und politische Partizipation gefördert wird. 

Die Modelle der liberalen Demokratie, der Elitendemokratie und der plu-
ralistischen Demokratie sind primär Formen der Repräsentativdemokra-
tie, die athenische Demokratie und die plebiszitäre Demokratie primär 
Formen der direkten Demokratie. Die Basisdemokratie entspricht dem 
Modell partizipativer Demokratie. Die deliberative Demokratie stellt eine 
eigene, auf kommunikativen Konsultationsprozessen zwischen Bürger/
inne/n, Politiker/inne/n und Politiker(inne)n/Bürger(inne)n beruhende 
Demokratieform dar. Partizipative Demokratie beruht auf Deliberation, 
betont aber vor allem die Notwendigkeit von Institutionen und Ressour-
cen, die Demokratie ermöglichen, und deren Mangel oder Schwäche 
Demokratiedefizite hervorruft. Die „Verwirklichung einer deliberativen 
Politik“ ist „von der Institutionalisierung entsprechender Verfahren“ 
(Habermas 1996, 81) abhängig. Das Modell der Deliberation ist sowohl 
mit repräsentativdemokratischen, direktdemokratischen und partizipa-
tiven Modellen verein- und kombinierbar. Deliberative Demokratie ist 
kommunikative Demokratie, da sie politische Kommunikation als zen-
tralen demokratischen Prozess erachtet. Die libertäre Demokratie kom-
biniert Formen der Direktdemokratie und der Repräsentativdemokratie. 
Die demokratische Autonomie kombiniert Repräsentativdemokratie, di-
rekte Demokratie und Basisdemokratie.

Informationsprozesse können als verkoppelte Prozesse der Kogniti-
on, Kommunikation und Kooperation verstanden werden (Hofkirchner 
2002): In gesellschaftlichen Verhältnissen informieren sich Menschen 
konstant über ihre Umwelt und verarbeiten Sinneseindrücke und Erfah-
rungen kognitiv. Kognition ist die Grundlage des Kommunikationspro-
zesses, in dem Teile der menschlichen Erfahrung eines Individuums mit 
anderen Menschen durch symbolische Interaktion geteilt werden, was 
zu reziproken Rückwirkungen durch symbolische Erfahrungsteilung 
führt. Bei der Kommunikation werden Erfahrungen symbolisch vermit-
telt, sodass die jeweilige Lebenswelt des Anderen bedeutet wird und 
neue Bedeutungen entstehen. Manche Kommunikationen führen zur 
Kooperation, also zur gemeinsamen Produktion neuer sozialer Systeme 
und sozialer Strukturen. Abbildung 3 verdeutlicht die Rolle von Informa-
tionsprozessen in der digitalen Demokratie.
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Abbildung 3: Die Informationsprozesse der digitalen Demokratie

Politische Informationsprozesse finden innerhalb der Öffentlichkeit 
statt, die eine Schnittstelle von Wirtschaft, Politik und Kultur darstellt 
und mit diesen gesellschaftlichen Teilsystemen interagiert. Digitale De-
mokratie ist eine Form der Öffentlichkeit, in der digitale Medien benutzt 
werden, um Demokratie zu praktizieren. Dies passiert durch demokrati-
sche Informierung, Kommunikation und Kooperation. Repräsentativde-
mokratische Modelle der digitalen Demokratie betonen, wie politische 
Institutionen digitale Medien benutzen, um Bürger und Bürgerinnen 
politisch zu informieren. Sie operieren primär auf der Ebene der poli-
tischen Information. Plebiszitäre Modelle der digitalen Demokratie be-
schäftigen sich primär damit, wie Bürger und Bürgerinnen mit der Hilfe 
von digitalen Medien Informationen und Meinungen beim Staat regist-
rieren können. Sie operieren wie die digitale Repräsentativdemokratie 
primär auf der Ebene der politischen Information, jedoch in umgekehr-
ter Richtung: Während der Informationsfluss bei der digitalen Reprä-
sentativdemokratie stärker von den Institutionen zu den Bürgern und 
Bürgerinnen verläuft, findet er in der plebiszitären digitalen Demokratie 
stärker in umgekehrter Richtung statt. Die deliberative digitale Demo-
kratie betont vor allem die Ebene der politischen Kommunikation, die 
vermittelt über digitale Medien stattfindet. Bei der partizipativen digita-
len Demokratie geht es vorwiegend um politische Kooperation, bei der 
vermittelt über digitale Medien gesellschaftliche Strukturen und soziale 
Systeme gemeinsam produziert, reproduziert und organisiert werden. 
Bei partizipativer Demokratie werden Ressourcen bereitgestellt, Raum 
und Zeit verfügbar gemacht und die Entwicklung von Fertigkeiten zu un-
terstützen, die es den Menschen erlauben, kritisch auf gesellschaftliche 
Prozesse einzuwirken. Der Demokratietheoretiker Crawford Macpher-
son (1973) spricht davon, dass partizipative Demokratie darauf abzielt, 
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die Entwicklungsmöglichkeiten der Menschen und der Gesellschaft zu 
maximieren und die extraktive Macht, die Menschen ausbeutet und die 
Gesellschaft zerstört, zu minimieren. Bei partizipativer digitaler Demo-
kratie geht es u.a. darum, Zeit, digitale Ressourcen und digitale Räume 
zur Verfügung zu stellen, die es den Menschen erlaubt, ihre Fertigkei-
ten zu entwickeln und zu realisieren. Dazu gehört auch, dass Menschen 
digitale Medien benutzen, um soziale Bewegungen unter Zuhilfenahme 
digitaler Medien als Makro-Öffentlichkeiten zu organisieren, die für die 
Schaffung partizipativer Demokratie eintreten. 

Die politischen Informationsprozesse und Modelle der digitalen Demo-
kratie können also durchwegs miteinander verkoppelt sein und schlie-
ßen sich nicht notwendigerweise aus. Politische Kommunikation setzt 
politische Kognition voraus. Politische Kooperation setzt politische 
Kommunikation voraus. Digitale Repräsentativdemokratie und digitale 
Plebiszite verharren primär auf der Stufe der politischen Information. 
Digitale Deliberation fügt die Ebene der politischen Kommunikation 
zu jener der politischen Informierung hinzu. Partizipative digitale De-
mokratie baut auf politischen Informations- und Kommunikationspro-
zessen auf, um politische Kooperationsformen zu praktizieren. Tabelle 
2 gibt einen Überblick über typische Aspekte der diskutierten digitalen 
Demokratiemodelle und ihrer Informationsprozesse. Prozesse der poli-
tischen Kommunikation wirken auf die Art der Organisation von Infor-
mationsprozessen ein. Prozesse der politischen Kooperation wirken auf 
die Art und Weise ein, wie Kommunikations- und Informationsprozesse 
organisiert werden. Obwohl also gewisse Elemente bestimmter digitale 
Demokratiemodelle auf anderen Ebenen benutzt werden können, neh-
men diese oft andere Formen an. 

Demokratiemodell Beispielanwendungen

Politische Information/Kognition im Modell 
der digitalen Repräsentativdemokratie

Webseiten von Parteien, Politikern, 
Parlamenten, Ministerien und Ämtern; 
Online-Informationskampagnen der Regie-
rung, Online-Anträge, Online-Formulare, 
Online-Behördengänge; Benutzung von 
Facebook, Twitter, YouTube und Blogs durch 
Politiker und Parteien im Wahlkampf und im 
politischen Alltag

Politische Information/Kognition im Modell 
der plebiszitären digitalen Demokratie

Online-Abstimmungen, elektronische 
Wahlen, elektronische Volksbefragungen, 
Online-Meinungsumfragen, Registrierung 
als Follower eines Politikers oder einer Partei 
auf sozialen Medien, Registrierung einer 
politischen Präferenz durch das Anklicken von 
Zustimmungsknöpfen auf sozialen Medien
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Politische Kommunikation im Modell der 
deliberativen digitalen Demokratie

Online-Diskussionsforen, politische eMail-
Diskussionslisten, politische Telekonferenzen, 
elektronisches Rathaus, elektronische 
Versammlungen

Politische Kooperation im Modell der 
 partizipativen digitalen Demokratie

Cyber-Protest, Online-Petitionen, compu-
tervermitteltes partizipatives Budgeting; 
Anwendung von computervermittelten 
Entscheidungssystemen in politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Zusam-
menhängen; Wiki-Politik: partizipative Ent-
wicklung von politischer Information sowie 
von politischen Prinzipien, Grundsätzen, 
Forderungen, Programmen und Gesetzen un-
ter der Zuhilfenahme von Wikis und anderen 
computergestützten Kollaborationssystemen

Tabelle 2: Formen der digitalen Demokratie 
 
Die Methoden der digitalen Repräsentativdemokratie sind die am wei-
teste verbreitete und meistpraktizierte For¬m der digitalen Demokratie. 
Fast jeder Politiker, fast jede Partei und fast jede politische Institution 
haben heute eine Webpräsenz, eine eMail-Adresse, über die sie öffent-
lich erreichbar sind, etc. Tabelle 3 gibt eine Übersicht über die Verbrei-
tung bestimmter politische Informationsprozesse in der EU im Jahr 2016.

Land Anteil der Personen im Al-
ter von 16 bis 74 Jahren, 
die innerhalb der letzten 12 
Monate Informationen von 
Regierungsseiten im WWW 
bezogen haben

Anteil der Personen im Al-
ter von 16 bis 74 Jahren, die 
innerhalb der letzten 12 Mo-
nate ausgefüllte Formulare 
online eingereicht haben

EU 28 42% 28%

Belgien 46% 35%

Bulgarien 15% 7%

Tschechien 33% 12%

Dänemark 85% 71%

Deutschland 53% 17%

Estland 66% 68%

Irland 40% 48%

Griechenland 44% 26%

Spanien 47% 32%

Frankreich 47% 49%

Kroatien 34% 17%

Italien 19% 12%
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Zypern 36% 22%

Lettland 67% 31%

Litauen 43% 33%

Luxemburg 55% 35%

Ungarn 46% 24%

Malta 40% 19%

Niederlande 72% 55%

Österreich 53% 33%

Polen 23% 19%

Portugal 42% 29%

Rumänien 8% 4%

Slowenien 41% 17%

Slowakei 44% 15%

Finnland 78% 60%

Schweden 74% 48%

Großbritannien 42% 34%

Tabelle 3: Praktiken der digitalen Repräsentativdemokratie in der EU im 
Jahr 2016, Datenquelle: Eurostat 

Im Jahr 2016 haben sich laut EU Statistiken 42% der EU-Bürger und Bür-
gerinnen Informationen auf Regierungswebseiten angesehen. Beson-
ders hoch war der Anteil in Dänemark, Finnland, Schweden, den Nie-
derlanden, Lettland und Estland. Besonders niedrig war er hingegen in 
Rumänien, Bulgarien, Italien und Polen. In Österreich lag der Wert mit 
53% im Mittelfeld. 28% der EU-Bürger und Bürgerinnen reichten laut die-
ser Statistik im Jahr 2016 online Formulare ein. Besonders weit verbreitet 
ist die Nutzung von Onlineformularen (z.B. die Online-Steuererklärung) 
in Dänemark, Estland, Finnland und den Niederlanden, während sie in 
Rumänien, Bulgarien, Tschechien, Italien und der Slowakei besonders 
gering ist. Österreich liegt mit 33 Prozent auch hier im Mittelfeld. Es zeigt 
sich, dass es bei Nutzung von Mechanismen der digitalen Repräsenta-
tivdemokratie eine digitale Spaltung zwischen Nord- und Mitteleuropa 
auf der einen Seite und Ost- und Südeuropa andererseits gibt. Dies hat 
sicherlich mit der ungleichen sozialen und ökonomischen Entwicklung 
in Europa zu tun. Insgesamt gesehen sind aber digitale Informationspro-
zesse bereits relativ etabliert in Europa. Auf der Ebene der politischen 
Information und Repräsentation sind daher in Zukunft nicht unbedingt 
große demokratische Innovationen zu erwarten. Tabelle 4 zeigt die Ver-
breitung von digitalen Plebisziten und Deliberationsmechanismen in 
Europa. 
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Land Prozentsatz der Individuen im Alter von 16 bis 74 Jahren, die 
in den letzten drei Monaten an Online-Konsultationen oder 
Online-Wahlen teilgenommen haben

EU 28 8%

Belgien 5%

Bulgarien 3%

Tschechien 5%

Dänemark 13%

Deutschland 13%

Estland 11%

Irland 3%

Griechenland 5%

Spanien 10%

Frankreich 6%

Kroatien 9%

Italien 6%

Zypern 2%

Lettland 3%

Litauen 5%

Luxemburg 18%

Ungarn 2%

Malta 12%

Niederlande 7%

Österreich 7%

Polen 2%

Portugal 10%

Rumänien 2%

Slowenien 5%

Slowakei 2%

Finnland 15%

Schweden 12%

Großbritannien 9%

Tabelle 4: Digitale Plebiszite und digitale Deliberation in der EU im Jahr 
2015, Datenquelle: Eurostat 

Der Nutzungsgrad digitaler Wahlen und digitaler Konsultationen ist mit 
8 Prozent der EU-Bevölkerung relativ gering. Mechanismen der plebiszi-
tären und deliberativen Politik sind also wenig verbreitet. 
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Plebiszite sind mit der Gefahr konfrontiert, dass charismatische, popu-
listische Führer die Fragen definieren, über die abgestimmt wird und 
dass Grundrechte verletzt oder eingeschränkt werden. Die Art und Wei-
se, wie Fragen in Referenden und Volksbefragungen gestellt werden, hat 
oft Einfluss auf das Ergebnis. Plebiszite unterliegen daher einer gewissen 
Manipulationsgefahr. Spricht sich die Mehrheit für die Einschränkung 
oder Abschaffung von Grundrechten bestimmter Gruppen aus, so kann 
es schwierig sein, dagegen zu argumentieren, da von plebiszitären Po-
pulisten dann häufig argumentiert wird, dass das Volk gesprochen habe, 
der Volkswille in der Demokratie gelte und alle Einwände undemokra-
tisch seien. Direkte Mehrheitsentscheidungen gelten aber nur in plebis-
zitären Systemen als das Wesen der Politik. Allgemeine demokratische 
Grundrechte, wie sie in Verfassungen festgeschrieben werden, dienen 
dem Schutz der Würde und der Freiheitsrechte aller Menschen unabhän-
gig vom Ausgang von Plebisziten. 

Wie problematisch Plebiszite sein können, hat sich in jüngster Zeit in Un-
garn gezeigt. Die Regierung Viktor Orbáns führte 2017 eine Volksbefra-
gung durch, bei der gefragt wurde (Bakos 2017): „Was soll Ungarn, wenn 
Brüssel das Land zwingen will, illegale Einwanderer ins Land zu lassen 
– trotz der jüngsten Serie von Terrorangriffen in Europa?“. Es gab zwei 
Antwortoptionen: 1. „Wir sollten illegalen Einwanderern erlauben, sich 
frei im Land zu bewegen“. 2. „Illegale Einwanderer müssen überwacht 
werden, bis die Behörden über ihren Fall entscheiden”. Später im selben 
Jahr verschickte die Fidesz-Regierung Fragebögen über George Soros an 
ungarische Wähler und Wählerinnen, die aus sieben Ja/Nein-Fragen be-
standen:

„Den Wahlberechtigten werden sieben Fragen vorgelegt: Ob sie Soros 
darin unterstützten, ‚Brüssel zu überzeugen, mindestens eine Million 
Migranten pro Jahr aus Afrika und dem Nahen Osten auf das Gebiet der 
Europäischen Union umzusiedeln’? Ob sie der Meinung seien, dass die 
EU-Mitgliedstaaten einschließlich Ungarns ihre Grenzzäune abbauen 
und ihre Grenzen für Migranten öffnen sollen? Wie sie über den Plan 
‚Brüssels’ dächten, eine verpflichtende Quote zur Umsiedlung von Mig-
ranten einzuführen? Ob sie das Ansinnen unterstützten, Migranten wäh-
rend der ersten Jahre ihres Aufenthalts mit jährlich umgerechnet 29000 
Euro zu finanzieren? Ob Migranten für kriminelle Vergehen milder be-
straft werden sollten? Ob europäische Sprachen und Kulturen verwäs-
sert werden sollten, damit die Integration illegaler Migranten erleichtert 
werde? Und ob die Wahlberechtigten dafür seien, dass Länder politisch 
attackiert und finanziell bestraft werden, wenn sie sich gegen Einwande-
rung stellten?“ (Löwenstein 2017)
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Der nationalsozialistische Staatstheoretiker Carl Schmitt (1933) argu-
mentierte, dass das politische System des deutschen Nazi-Faschismus 
auf dem „unbedingte[n] Vorrang der politischen Führung“ beruhte (10). 
Staat, Partei und Volk galten Schmitt als die drei Säulen der nationalso-
zialistischen Gesellschaft. Im politischen System des Nazi-Faschismus 
bestand die rechtliche Möglichkeit, dass die Regierung Gesetze erließ 
oder über deren Einführung eine Volksabstimmung durchführte. „Die 
Reichsregierung erkennt den Willen des Volkes, das sie befragt hat, als 
maßgebend an und betrachtet sich dadurch als gebunden“ (Schmitt 1933, 
11). Am 14. Juli 1933 wurde das Gesetz über Volksabstimmungen einge-
führt, in dem es hieß: „Die Reichsregierung kann das Volk befragen, ob 
es einer von der Reichsregierung beabsichtigten Maßnahme zustimmt 
oder nicht“4. Der politischen Führung oblag die Entscheidung, ob, wann 
und zu welcher Frage eine Volksbefragung durchgeführt wurde und wie 
die Frage und die Antworten formuliert wurden. Es wurden vier Volks-
abstimmungen im Deutschen Reich durchgeführt, nämlich über den 
Austritt aus dem Völkerbund (1933), die Zusammenlegung der Funktion 
des Präsidenten und des Kanzlers (1934), die Besetzung des Rheinlandes 
(1936) und den Anschluss Österreichs an Nazi-Deutschlands (1938). Die 
Zustimmungsrate lag bei 95.1%, 88.1%, 98.8%, 98.5% (99.7% in Öster-
reich)5. Das Beispiel zeigt, dass Plebiszite nicht automatisch demokrati-
schen Charakter haben, sondern auch mit faschistischen Systemen ver-
einbar sind, wo sie der Legitimation des Führerwillens dienen. 

Die auf sozialen Medien heute dominante Prinzip der Akkumulation von 
Zustimmung ist eine Anwendung des Plebiszits auf die digitale Tech-
nologie und die Online-Kultur. Soziale Medien leben dadurch, dass sie 
ständig Mikro-Plebiszite organisieren. Die heute dominanten sozialen 
Medien sind konstante Plebiszite. Sie erheben das Plebiszit zum Lebens-
stil digitaler Kultur. Jeder nutzergenerierte Inhalt auf Twitter, Facebook, 
YouTube und ähnlichen Plattformen verlangt nach Akklamation durch 
den Klick auf einen Zustimmungsknopf. Im Zeitalter sozialer Medien er-
leben wir das Plebiszit per Mausklick und Mobiltelefon. Da wir in Zeiten 
neuer Nationalismen und einer Verschiebung des politischen Spektrums 
nach Rechts leben, ist nicht auszuschließen, dass es in Zukunft gesell-
schaftsweite digitale Volksabstimmungen zu populistischen und natio-
nalistischen Fragestellungen geben wird. Über das Internet lassen sich 
diese besonders schnell organisieren. Gerät etwa ein Flüchtling unter 
Mordverdacht, so kann eine unmittelbar anberaumte Online-Volksab-
stimmung dazu führen, dass sich eine Mehrheit für die Abschiebung oder 
Internierung aller Flüchtlinge ausspricht. Sind Sie für die Einführung 
der Todesstrafe für Schwerverbrecher? Sollen die Menschenrechte für 
Moslems angesichts von islamistischem Terror außer Kraft gesetzt wer-

111



P U B L I C  V A L U E  S T U D I E

den? Soll es der Polizei erlaubt sein, Folter anzuwenden, um bei Gefahr 
im Verzug schnell und effektiv handeln zu können? Sollen Kriegsschiffe 
an der Seegrenze und Panzer an der Landgrenze eingesetzt werden, um 
die Heimat gegen den Flüchtlingsstrom zu schützen? Werden derartige 
Fragen zur Volksabstimmung gebracht, so können Plebiszite per Maus-
klick kombiniert mit politischer Angstmache und Sündenbockpolitik der 
Boulevardmedien und der Politik zur Durchsetzung von Gesetzesiniti-
ativen führen, die eine Mehrheit unter den Wählern und Wählerinnen 
erzielen und humanistische Grundprinzipien verletzen. Die Gefahren 
digitaler Plebiszite sollten daher in den heutigen Zeiten sehr ernst ge-
nommen werden. 

4.  Demokratische Defizite und demokratische  Möglichkeiten  
digitaler Medien

Die Öffentlichkeit ist für Jürgen Habermas (1990) ein Kritikbegriff, der es 
erlaubt, zu untersuchen, wie Machtverhältnisse die Möglichkeiten de-
mokratischer Kommunikation einschränken. In feudalistischen Gesell-
schaften waren das politische und das wirtschaftliche System identisch. 
Die herrschenden Kaiser, Könige und Aristokraten waren auch die Be-
sitzer des Landes, das sie an Bauern verpachteten, wodurch sie Rente 
bezogen. Die Öffentlichkeit war eine nichtdemokratische, repräsentative 
Öffentlichkeit, in der die Aristokratie und die Kirche ihre Macht vor dem 
Volk öffentlich repräsentierten und darstellten (Habermas 1990, 58-67). 
Mit der Entstehung des Kapitalismus differenzierte sich die Gesellschaft 
in die drei relativ autonomen Sphären der Wirtschaft, der Politik und 
des Privatlebens aus. Die moderne Öffentlichkeit entstand als eine me-
diatisierende Sphäre, die eine Schnittstelle von Wirtschaft, Politik und 
Privatleben darstellt und Verbindungen zwischen diesen drei Bereichen 
herstellt (siehe Abbildung 1). Der Kapitalismus verwirklichte die Befrei-
ung aus dem feudalen Joch der Leibeigenschaft und versprach die Ver-
wirklichung neuer Freiheiten wie der Meinungsfreiheit, der Pressefrei-
heit und der demokratischen Wahl von Repräsentanten.

Habermas zeigt, wie die Logik des Kapitals und der Bürokratie diese 
Versprechen unterminiert hat und in neue Unfreiheiten umgeschlagen 
hat. Die bürgerliche Öffentlichkeit „widerspricht ihrem eigenen Prin-
zip allgemeiner Zugänglichkeit“ (Habermas 1990, 203). Geld und Macht 
strukturieren auf komplexe Weisen den Zugang zur und die Kommuni-
kation der Öffentlichkeit. Die Meinungsfreiheit und die Möglichkeiten, 
sich frei eine Meinung zu bilden, werden dadurch eingeschränkt, dass 
nicht jeder den Bildungsstand und die materiellen Ressourcen hat, um 
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effektiv an der Öffentlichkeit teilzunehmen. Die Versammlungs- und Ver-
einsfreiheit wird dadurch eingeschränkt, dass große wirtschaftliche und 
bürokratische Organisationen ein „Oligopol der publizistisch effektiven 
und politisch relevanten Versammlungs- und Vereinsbildung” (Haber-
mas 1990, 333) bilden. Die Konsequenz ist laut Habermas, dass es zur 
Refeudalisierung der Öffentlichkeit kommt: Konzerne, Parteien und pro-
fitorientierte Medienorganisationen, die oft durch Werbeorientierung 
finanzielle Macht und durch ihre Monopol- oder Oligopolstellung im 
Markt publizistische Macht ausüben, werden zu modernen Feudalher-
ren, die die Meinungsmacht und damit die Öffentlichkeit kontrollieren. 
„Und hier stellt sich eine andere Frage […]: ob und in welchem Umfang 
eine von Massenmedien beherrschte Öffentlichkeit den Trägern der Zi-
vilgesellschaft Chancen einräumt, mit der Medienmacht der politischen 
und wirtschaftlichen Invasoren aussichtsreich zu konkurrieren, also das 
Spektrum der durch Einflußnahme von außen kanalisierten Werte, The-
men und Gründe zu verändern, innovativ zu entschränken und kritisch 
zu filtern“ (Habermas 1990, 47-48).

In seiner Theorie des kommunikativen Handelns entwickelte Habermas 
(1987) das Konzept der Refeudalisierung der Öffentlichkeit weiter zum 
Begriff der Kolonialisierung der Lebenswelt. Machen die Steuerungsme-
dien Geld und Macht Einfluss geltend, so kommt es zur Monetarisierung 
bzw. zur Bürokratisierung der Kommunikation und der darauf basieren-
den gesellschaftlichen Verhältnisse. „Die kommunikative Alltagspraxis 
wird zugunsten eines spezialistisch-utilitaristischen Lebensstils einsei-
tig rationalisiert“, sodass „Konsumismus und Besitzindividualismus, 
Leistungs- und Wettbewerbsmotive“ (Habermas 1987, 480) zentral wer-
den. „Die bürokratische Vermachtung und Austrocknung spontaner 
Meinungs- und Willensbildungsprozesse“ führt zur „Abkoppelung der 
politischen Entscheidungen von [...] konkreten Lebenszusammenhän-
gen“ und zur „Legitimation durch Verfahren“ (Habermas 1987, 481).

Die Kolonialisierung und Refeudalisierung der Öffentlichkeit hat dazu 
geführt, dass Markt-, Werbungs- und PR-Logik die Politik dominieren, 
sodass Politik zu einem unpolitischen Markt wird, auf dem Personen 
und Ideologie vermarktet werden (Habermas 1990, 319). Bürger und Bür-
gerinnen werden als „politische Konsumenten“ (319-320) behandelt. Die 
Öffentlichkeit wird dadurch von einer debattierenden zu einer konsu-
mierenden Öffentlichkeit (248-266). Sie wird zu einer Schein- und Pseu-
doöffentlichkeit (248). „Die Öffentlichkeit übernimmt Funktionen der 
Werbung“ (267). Das Streben nach Profitmaximierung der Medien geht 
mit einer Verflachung, Boulevardisierung und „Entpolitisierung des In-
halts“ (259) einher.
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Die digitale Öffentlichkeit ist heute eine kolonialisierte und feudalisierte 
Öffentlichkeit, die von der Logik der Akkumulation und der Beschleuni-
gung dominiert und geprägt wird. Die zehn meistbesuchten Webplattfor-
men der Welt sind Google, YouTube, Facebook, Baidu, Wikipedia, Yahoo, 
Reddit, QQ, Amazon und Taobao. Darunter befinden sich also zwei Such-
maschinen, zwei Online-Shops, eine Videoplattform, eine Wiki-Plattform, 
ein Webportal, ein Aggregator sozialer Nachrichten und ein Instant-Mes-
saging-Dienst. Neun dieser Plattformen sind kommerziell ausgerichtet. 
Wikipedia ist die einzig dominante Webplattform, die nicht profitorientiert 
und nicht kommerziell agiert. Zwei der neun gewinnorientierten Plattfor-
men verkaufen Waren über ihre Plattformen, sieben benutzen personali-
sierte Werbung in Kombination mit Gratisdiensten, um Profit zu erzielen. 

Im World Wide Web findet zugleich öffentliche, halböffentliche und pri-
vate Kommunikation statt. Die Grenze zwischen der Öffentlichkeit und 
der Privatsphäre verschwimmt also in der Online-Welt. Zugleich spielt 
das Private online nicht nur eine Rolle in der Form privater Kommuni-
kation, sondern auch als Privateigentum: Die große Mehrheit der In-
ternetunternehmen befindet sich im Privateigentum und agiert profito-
rientiert, indem Aufmerksamkeit, Daten oder digitale Inhalte als Ware 
verkauft werden. Die Kolonialisierung und Feudalisierung der digitalen 
Öffentlichkeit nimmt zum Beispiel folgende Formen an (vgl. Fuchs 2017; 
Fuchs 2018, Kapitel VII):

•  Digitale Arbeit: Das Kapitalakkumulationsmodell der personalisierten 
Werbung kombiniert die Überwachung aller Onlinetätigkeiten mit der 
Ausbeutung der Nutzertätigkeiten, die Daten produzieren, die als Ware 
verkauft werden, um Online-Werbung zu ermöglichen und zu persona-
lisieren; 

•  Digitale Überwachung: Im überwachungsindustriellen Internet-Kom-
plex wird die Überwachung durch Internetkonzerne mit der politi-
schen Überwachung der Bürgerinnen und Bürger kombiniert. Die seit 
9/11 sich stark ausbreitende staatliche Überlegung, dass durch Online-
Überwachung Terrorismus gestoppt werden kann, hat sich als nichtzu-
treffend erwiesen. Die Gefahr des überwachungsindustriellen Komple-
xes ist, dass die Unschuldsvermutung abgeschafft wird und eine Kultur 
der ständigen Verdächtigung geschaffen wird. 

•  Digitale Monopole: Google hat ein Monopol im Bereich der Suchma-
schinen, Facebook im Bereich der sozialen Netzwerke, YouTube bei 
den Videoplattformen, Amazon beim Online-Einkauf. Facebook und 
Google bilden gemeinsam ein Oligopol der Online-Werbung.

•  Digitale Aufmerksamkeitsökonomie: Obwohl im Internet jede/r ein-
fach nutzergenerierte Inhalte produzieren und bereitstellen kann, ist 
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die Online-Aufmerksamkeit ungleich verteilt: Konzerne, große politi-
sche Organisationen und Prominente erzielen sehr hohe Aufmerksam-
keit, die sich in der Form von „Likes“, „Follows“, „Re-Tweets“, usw. 
manifestiert. 

•  Digitale Kommerzkultur: Soziale Medien werden von seichter Unter-
haltung und Werbung dominiert, während politische Inhalte und Bil-
dungsinhalte in der Minderheit sind.

•  Digitale Beschleunigung: Informationsflüsse und Kommunikation auf 
sozialen Medien haben eine sehr hohe Geschwindigkeit. Daher bleibt 
für komplexe und tiefergreifende Analyse und Diskussionen meist kei-
ne Zeit. Auf Grund der hohen Geschwindigkeit der Online-Informati-
onsflüsse ist die Aufmerksamkeitsspanne in der Regel sehr kurz.

•  Mangel an Raum und Zeit: Information wir in der Form von sehr kurzen 
Informationshappen auf Twitter und anderen sozialen Medien präsen-
tiert. Der begrenzte Informationsraum (z.B. 140 Zeichen auf Twitter) 
bietet keine Möglichkeit zur Diskussion und die Komplexität und Wi-
dersprüchlichkeit der Gesellschaft darzustellen. Politik nimmt daher 
auf sozialen Medien oft sehr eindimensionale, oberflächliche, verkürz-
te, polarisierende, spektakelhafte und personalisierte Formen an.

•  Unsoziale soziale Medien und Individualismus: Bei vielen sozialen Me-
dien geht es um die Akkumulation von Aufmerksamkeit und Zustim-
mung für individuelle Profile. Eine Online-Kultur des Individualismus 
ist die Folge. Auf sozialen Medien geht es primär um das Ego („Ich“) 
und nicht das Gemeinsame („Wir“). Twitter, Facebook und YouTube 
sind eigentlich gar keine „sozialen“ Medien, sondern individualisti-
sche Medien.

•  Postfaktische Online-Politik und Fake-Nachrichten: Im Zeitalter neuer 
Nationalismen und des Aufstiegs des autoritären Kapitalismus hat sich 
im Internet eine politische Kultur ausgebreitet, die von rechter Ideolo-
gie und Falschmeldungen, die sich schnell verbreiten, dominiert wird. 

•  Automatisierte algorithmische Politik: Zu einem bestimmten Grad 
bestimmen Algorithmen die Online-Sichtbarkeit und automatisierte 
Computerprogramme („Bots“) ersetzen menschliche Aktivitäten. Es 
wird als Folge davon schwieriger, zu unterscheiden, welche Online-In-
formationen und welche Zustimmung von Menschen und welche von 
Maschinen produziert wird.

•  Fragmentierte Öffentlichkeiten: Im Internet bilden sich Mikro-Öffent-
lichkeit, wodurch die Gesellschaft sich in immer kleinere Gemein-
schaften fragmentiert, die oft in sich geschlossen sind, keinen Kontakt 
miteinander haben und keine Möglichkeit, politische Konflikte und 
Interessensgegensätze konstruktiv auszutragen. Die Folge davon sind 
Filterblasen, Online-Hass und Cyber-Mobbing. 
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Diese elf Tendenzen führen insgesamt zu einer digitalen Öffentlichkeit, 
die von wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Machtasymmetri-
en gekennzeichnet und gespalten ist. Die digitale Öffentlichkeit nimmt 
durch die Logik der Akkumulation, der Werbung, der Monopolisierung, 
der Kommerzialisierung, der Kommodifizierung, der Beschleunigung, 
des Individualismus, der Fragmentierung, der Automatisierung der 
menschlichen Tätigkeit, der Überwachung und der Ideologisierung die 
Form der kolonialisierten und feudalisierten Öffentlichkeit an. Das In-
ternet und soziale Medien werden von kommerzieller Kultur dominiert. 
Plattformen stehen zum Großteil im Besitz großer profitorientierter Kon-
zerne. Öffentlich-rechtliche Medien operieren auf Basis einer anderen 
Logik. Die Idee eines öffentlich-rechtlichen Internets hat sich bisher aber 
nicht durchsetzen können und klingt fremd in den meisten Ohren, da es 
heute kaum Alternativen zum kommerziellen Internet gibt. 

Der Kommunikationswissenschaftler Slavko Splichal (2007, 255) gibt 
eine präzise Definition öffentlich-rechtlicher Medien: „Normativ müssen 
öffentlich-rechtliche Medien Dienste der Öffentlichkeit, durch die Öffent-
lichkeit und für die Öffentlichkeit sein. Es handelt sich um einen Dienst 
der Öffentlichkeit, da er durch sie finanziert wird und in ihrem Besitz 
stehen sollte. Es sollte ein Dienst sein, der durch die Öffentlichkeit orga-
nisiert wird – der also nicht nur von dieser finanziert und kontrolliert, 
sondern auch produziert wird. Und es muss ein Dienst für die Öffent-
lichkeit sein – aber auch für die Regierung und andere Kräfte, die in der 
Öffentlichkeit agieren. Zusammenfassend sollten öffentlich-rechtliche 
Medien ‚ein Grundpfeiler der Demokratie’ sein“6. Die Produktionsmit-
tel der öffentlich-rechtlichen Medien stehen im öffentlichen Eigentum. 
Die Produktion und Zirkulation von Inhalten beruht auf einer nichtpro-
fitorientierten Logik. Der Zugang ist universell, da allen Bürgerinnen 
und Bürgern ein einfacher Zugang zu den Inhalten und Technologien 
öffentlich-rechtlicher Medien gegeben wird. In politischer Hinsicht bie-
ten öffentlich-rechtliche Medien vielfältige und inklusive Inhalte an, die 
politisches Verständnis und politischen Diskurs fördern. In kultureller 
Hinsicht bieten sie Bildungsinhalte an, die zur kulturellen Entwicklung 
der Individuen und der Gesellschaft beitragen. 

Auf Grund der besonderen Qualitäten öffentlich-rechtlicher Medien 
können diese auch einen besonders wertvollen demokratischen und bil-
dungsorientierten Beitrag zu einer demokratischen Online-Öffentlichkeit 
und der digitalen Demokratie leisten, wenn ihnen die dazu notwendigen 
materiellen und rechtlichen Möglichkeiten gegeben werden. Drei Ideen, 
um digitale Demokratie auszubauen, sind das öffentlich-rechtliche You-
Tube, der Club 2.0 und die Online-Werbeabgabe.
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4.1. ORFTube: Das öffentlich-rechtliche YouTube

Digitale Medien verändern das traditionelle Verhältnis von Medienpro-
duktion und Medienkonsum. Während im klassischen Rundfunk die-
se beiden Aspekte getrennt sind, können im Internet Konsumenten zu 
Produzenten von Information werden (sogenannte Prosumenten, also 
produzierende Konsumenten). Nutzergenerierte Inhalte bieten die Mög-
lichkeit, dass das Publikum zu einem produzierenden Publikum wird. 
Dadurch kann der Bildungs- und Demokratieauftrag des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks in der Form eines Partizipationsauftrags erweitert wer-
den. Partizipation bedeutet dabei das Angebot einer Online-Plattform, 
mit Hilfe derer Bürger und Bürgerinnen nutzergenerierte audio-visuelle 
Inhalte öffentlich verfügbar machen können.

YouTube hält de-facto ein Monopol bei den Plattformen zur Verbreitung 
nutzergenerierter Videos. Öffentlich-rechtliche Medien haben die not-
wendige Erfahrung und die notwendigen Ressourcen, um Online-Video- 
und Online-Audio-Plattformen zu entwickeln, anzubieten und diese zu 
operieren. Dadurch könnte eine reale Konkurrenz zur Dominanz von 
YouTube geschaffen werden. YouTube wird häufig dafür kritisiert, dass 
Fake-Nachrichten, hasserfüllte, terroristische und rechtsextreme In-
halte verbreitet wird und relativ wenig dagegen unternommen wird, da 
Videoinhalte beim Hinaufladen nicht von Menschen überprüft werden. 
YouTube funktioniert nach der Logik „Je mehr nutzergenerierte Inhalte, 
desto besser, desto mehr Werbemöglichkeiten, desto mehr Profit“. Die 
Werbe- und Profitorientierung YouTubes führt zur Blindheit gegenüber 
der Qualität der Inhalte. Ein öffentlich-rechtliches YouTube könnte hin-
gegen dem öffentlich-rechtlichen Demokratieauftrag nachkommen, in-
dem nicht einfach Videos zu allen Themen („anything goes“) hochge-
laden werden können, sondern bestimmte politisch und demokratisch 
relevante Themen (z.B. als Begleitung zu bestimmten Fernseh- oder 
Radiosendungen) zu bestimmten Zeitpunkten und für einen limitierten 
Zeitraum zum Hochladen geöffnet werden. 

Dabei sollte durchwegs dem Prinzip gefolgt werden, dass alle einge-
reichten Beiträge veröffentlicht und archiviert werden und so der Öffent-
lichkeit ohne Zeitbegrenzung zugänglich gemacht werden, sodass eine 
nutzergenerierte demokratische Online-Öffentlichkeit entsteht. Die ein-
gereichten Videos sollten aber vor der Freigabe von geschulten Modera-
toren und Moderatorinnen darauf überprüft werden, ob sie rassistische, 
faschistische, sexistische oder in anderer Weise diskriminierende Inhal-
te enthalten. Derartige Inhalte sollten nicht freigegeben werden.
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Der Individualismus der heutigen sozialen Medien könnte dadurch 
durchbrochen werden, dass soziale, kulturelle und zivilgesellschaftliche 
Zusammenhänge wie Schulklassen, Universitätsseminare, Volkshoch-
schulkurse, betriebliche Gemeinschaften, zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, usw. ganz bewusst angesprochen und gefördert werden, kol-
lektiv produzierte Videos einzureichen.

Öffentlich-rechtliche Medien haben große Archive mit Unmengen an ei-
genproduzierten Inhalten. Diese könnten digitalisiert und auf einer öf-
fentlich-rechtlichen Video- und Audio-Plattform zur Verfügung gestellt 
werden. Bei der Creative Commons (CC)-Lizenz handelt es sich um eine 
Lizenz, die es erlaubt, Inhalte wiederzuverwenden. Die CC-BY-NC-Lizenz 
erlaubt es, dass Inhalte vervielfältigt, weiterverbreitet, remixt, verändert, 
weiterverarbeitet und für nichtkommerzielle Zwecke genutzt werden, in-
sofern die Originalquelle genannt wird.7 Die CC-BY-NC-Lizenz eignet sich 
sehr gut für digitalisierte Inhalte aus den Archiven öffentlich-rechtlicher 
Medien, die öffentlich zur Verfügung gestellt werden. Auf diese Weise 
kann die Kreativität der Nutzer einer öffentlich-rechtlichen Audio- und 
Video-Plattform gefördert werden, da ihnen erlaubt wird, neue Inhalte 
unter Zuhilfenahme von Archivmaterial zu generieren und zu verbrei-
ten. Der öffentlich-rechtliche Bildungsauftrag könnte auf diese Weise 
die Form eines digitalen Kreativitätsauftrags annehmen. Es besteht auch 
die Möglichkeit, dass zu bestimmten Zeitpunkten Themenvorgaben ge-
macht werden und Nutzer/innen die Möglichkeit bekommen, bestimm-
tes Archivmaterial weiterzubearbeiten und ihre Neukreationen unter 
Zuhilfenahme dieses Materials hochzuladen. Eine Auswahl der derart 
eingereichten Inhalte könnten regelmäßig oder zu bestimmten Anlässen 
im Fernsehen bzw. im Radio ausgestrahlt werden. Alle eingereichten Bei-
träge könnten auf der Plattform zur Verfügung gestellt werden.

Öffentlich-rechtliche Video- und Audio-Plattformen können in einzel-
nen Ländern angeboten werden (als ORFTube, BBCTube, ARDTube, 
ZDFTube, SRGTube, etc.). Es bietet sich aber auch an, dass öffentlich-
rechtliche Medienanstalten zusammenarbeiten und gemeinsam derarti-
ge Plattformen anbieten oder ihre individuellen Plattformen technisch 
standardisieren und miteinander vernetzen. Dass im Bereich des Fern-
sehens Kooperationen zum Beispiel von ORF, ZDF und SRG bei 3sat 
oder von ARD, ZDF und France Télévisions bei Arte existieren, verdeut-
licht, dass es sinnvoll ist, ähnliche Kooperationen auch im Bereich der 
Online-Plattformen zu schaffen. Ein europaweites öffentlich-rechtliches 
YouTube könnte es in Bezug auf Popularität und Interesse mit dem kom-
merziellen YouTube aufnehmen und eine reale Konkurrenz zu dem ka-
lifornischen Internetgiganten Google/Alphabet, dem YouTube gehört, 

118



D E R  A U F T R A G :  D E M O K R A T I E

aufbauen. Häufig wird aber das Argument, man sei selbst zu klein und 
man müsse auf europäischer Ebene beginnen, verwendet, um konkrete 
Vorhaben aufzuschieben oder gar nicht erst zu beginnen. Sind die recht-
lichen Bedingungen gegeben, so mag es einfacher sein, auf national-
staatlicher Ebene zu beginnen, um dann internationale Vorbildwirkung 
zu erlangen und in einem weiteren Schritt die europäische Kooperation 
in Angriff zu nehmen. 

Dörr, Holznagel und Picot (2016) haben für das ZDF ein Gutachten über 
die Rolle der öffentlich-rechtlichen Medien im Kontext des Internets, 
sozialer Medien, von Big Data und Cloud Computing angefertigt. Die 
Autoren stellen fest, dass eine strikte Verweildauer im nicht zeitgemäß 
sei und bei Gebührenzahler(innen) unpopulär sei: „Die gegenwärtigen 
Rahmenbedingungen für sendungsbezogene Telemedien müssen den 
aktuellen Nutzungserwartungen angepasst werden. Die Vorgaben für 
die Verweildauer im Netz müssen daher flexibilisiert werden. […] Im Hin-
blick auf die Präsenz linearer Inhalte auf der eigenen Plattform sollte die 
Verweildauer des audiovisuellen Angebots nicht mehr starr festgelegt 
werden. Eine solche Regelung ist europarechtlich nicht gefordert und 
angesichts des Bedeutungsgewinns von Onlineangeboten nicht mehr 
zeitgemäß. […] Es ist den Zahlern des Rundfunkbeitrags nicht zu vermit-
teln, warum die mit den Rundfunkbeiträgen produzierten Sendungen 
nicht unabhängig von dem Sendetermin der Öffentlichkeit zur Verfü-
gung stehen sollen und weshalb der ÖRR seine Archive nicht – ähnliche 
wie öffentliche Bibliotheken – öffentlich zugänglich und nutzbar macht” 
(Dörr, Holznagel & Picot 2016, 91).

Im Rahmen des Konzeptes eines „Public Open Space“ sprechen sich 
Dörr, Holznagel und Picot (2016) dafür aus, dass sich öffentlich-rechtli-
che Medien mit anderen öffentlichen Einrichtungen vernetzen, um poli-
tisch und kulturell relevante Inhalte online zur Verfügung zu stellen: „Es 
wird immer wieder vorgetragen, dass die Angebote des ÖRR mit anderen, 
für den politischen und kulturellen Diskurs wichtigen Angeboten wie die 
von Museen oder Wissenschafts- und Kultureinrichtungen zusammen-
geführt werden sollten. Stichwort für diese Debatte ist der Wunsch, ei-
nen nationalen öffentlichen Kommunikationsraum, einen Public Open 
Space, herzustellen. […] Die kulturelle Verantwortung des ÖRR […] legt 
so etwas in der veränderten Medienwelt durchaus nahe. Darüber hinaus 
lassen sich mit einem solchen Vorgehen wertvolle Integrationseffekte er-
zielen. […] In diesem Rahmen ist es aber auch möglich, eine verstärkte 
Zusammenführung der Inhalte des ÖRR mit denen anderer Kultur- und 
Wissenschaftsträger zu betreiben. […] Ergänzend ist darauf hinzuwei-
sen, dass ein solches Vorgehen auch die kulturelle Archivfunktion sowie 
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den Open Access öffentlicher Inhalte wesentlich stärken würde” (Dörr, 
Holznagel und Picot 2016, 95-96). 

45 Vertreter(innen) aus Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Politik haben 
ein Thesenpapier zur Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks un-
terzeichnet. Eine Forderung darin ist, dass öffentlich-rechtliche Sender 
zu Plattformen werden müssen. „Im Interesse der Allgemeinheit muss 
es starke Plattformen geben, die dem Publikum eine leicht erkennbare 
Anlaufstelle für öffentlich-rechtliche Angebote bieten [...] Denkbar wäre 
eine gemeinsame, offene und nicht kommerzielle Plattform aller öffent-
lich-rechtlichen Anbieter als ‚Public Open Space’. Auf dieser Plattform 
sollten nicht nur öffentlich-rechtlich produzierte Inhalte verfügbar sein, 
sondern beispielsweise auch solche von Museen, der Bundeszentrale für 
politische Bildung, der Wikipedia, etc.“8. 

Volker Grassmuck (2017) spricht sich dafür aus, den Public Open Space 
als eine nichtkommerzielle Plattform des öffentlichen Wissens zu ver-
stehen, die eine „eigene starke öffentlich-rechtliche Plattform ist”, die 
„zusammen mit anderen öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Wis-
sens- und Kultureinrichtungen, gemeinsam mit den Nutzern“ gestaltet 
wird „und idealerweise gleich pan-europäisch“ ist (213). Der Public Open 
Space sei eine Kooperation von öffentlich-rechtlichen Medien, eine „Ko-
operation mit öffentlichen Wissenschaftsinstitutionen“ (215), eine „Ko-
operation mit zivilgesellschaftlichen Initiativen“ wie Wikipedia (216), 
eine „Kooperation mit Nutzern“ (217) und ein „Raum der deliberativen 
Demokratie“ (218). 

Das Konzept des Public Open Space spricht sich für eine Online-Plattform 
aus, auf der verschiedene öffentlich-rechtliche Medien, andere öffentli-
che und zivilgesellschaftliche Institutionen sowie Nutzer(innen) Inhalte 
als Gemeingut und öffentliches Wissen zur Verfügung stellen. Ein öffent-
lich-rechtliches YouTube ist ein spezifischer Ausdruck und Teilaspekt 
des Public Open Space und könnte Teil einer umfassenden offenen öf-
fentlichen Plattform sein. Während sich das öffentlich-rechtliche YouTu-
be auf öffentlich produzierte und nutzergenerierte Videoinhalte bezieht, 
geht es beim Public Open Space um alle möglichen Formen der offenen, 
gemeingutorientierten Inhalte, also nicht ausschließlich um Videos, die 
auf einer Plattform veröffentlicht werden. Öffentlich-rechtliche Medien 
könnten mit gemeinnützigen zivilgesellschaftlichen und kulturellen In-
stitutionen, die nicht gewinnorientiert sind, zusammenarbeiten, indem 
solche Institutionen eingeladen werden, spezielle Projekte auf dem öf-
fentlich-rechtlichen YouTube durchzuführen.
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Manches Mal wird die Ansicht geäußert, dass öffentlich-rechtliche Me-
dien mit den Internetgiganten wie YouTube/Google, Facebook, usw. ko-
operieren sollten und ihre Inhalte auf diesen Plattformen anbieten soll-
ten. Dies wäre aber ein Missbrauch von Gebühren, die benutzt würden, 
um die Monopolmacht von profitorientierten Internetkonzerne, deren 
Praktiken häufig öffentlicher Kritik ausgesetzt sind, auszuweiten.

ORFTube ist eine konkrete Utopie partizipativer Demokratie. Eine konkre-
te Utopie ist ein realistisches und verwirklichbares Projekt, das über den 
heutigen Gesellschaftszustand hinausgeht und demokratische Innovatio-
nen verwirklicht. Ein öffentlich-rechtliches YouTube, das auf die nutzer-
generierte Produktion demokratischer Inhalte abzielt, fördert die politi-
sche Partizipation und Kooperation der Bürgerinnen und Bürger sowie die 
konkrete, aktive und kreative Auseinandersetzung mit demokratischen 
Inhalten durch digitale Produktion und kooperative Produktion. Partizi-
pative Demokratie bedeutet Infrastruktur, Raum und Zeit für demokra-
tische Prozesse. Das öffentlich-rechtliche YouTube bietet eine materielle 
Möglichkeit und Infrastruktur für die Praktizierung digitaler Demokratie.

4.2. Der Club 2.09

Die vorherrschenden Medien sind Hochgeschwindigkeits-Spektakel, die 
oberflächlich sind und von Zeitmangel geprägt sind. Sie erodieren die 
Öffentlichkeit und die politische Diskussionskultur. Sie lassen keine Zeit 
und keinen Raum, um die Komplexität der Gesellschaft zu erfassen und 
Argumente zu entwickeln. Wir benötigen heute die De-Kommodifizie-
rung und die Entschleunigung der Medien. Wir brauchen Slow Media.

Slow Media und langsame politische Kommunikation sind nicht neu. 
Club 2 in Österreich und After Dark in Großbritannien sind prototypische 
Beispiele. Die Journalisten Kuno Knöbl and Franz Kreuzer entwarfen das 
Konzept des Club 2 für den Österreichischen Rundfunk (ORF). Es han-
delte sich um ein Diskussionsprogramm, das üblicherweise am Diens-
tag und am Donnerstag ausgestrahlt wurde. Die erste Sendung wurde 5. 
Oktober 1976 gesendet, die letzte am 28. Februar. Es wurden etwa 1,400 
Sendungen im ORF ausgestrahlt (Der Standard 2001). Der Club 2 hatte 
von 2007 bis 2012 eine Neuauflage im ORF. Dabei wurde aber ein etwas 
anderes Konzept verwendet.

In Großbritannien schuf das Medienproduktionsunternehmen Open Me-
dia basierend auf Club 2 ein ähnliches Format unter dem After Dark. Af-
ter Dark wurde zwischen 1987 und 1991 einmal wöchentlich auf Channel 
4 ausgestrahlt und danach gelegentlich. Im Jahr 2003 war After Dark für 
kurze Zeit auf BBC zu sehen.
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Der Produzent von After Dark Sebastian Cody beschreibt das Club 2/After 
Dark-Konzept folgendermaßen: 

„An diesen intimen Debatten (die immer in einen angenehmen Umge-
bung und ohne Publikum stattfinden) nehmen niemals weniger als vier 
und nie mehr als acht Diskutanten teil (wie in einer Gruppentherapie); 
die Diskussion sollte als Gastgeber einen Nichtexperten haben; diese 
Rolle rotiert, damit der Persönlichkeitskult, den Moderatoren haben, 
eliminiert wird; die Teilnehmer sollten eine breitgefächerte Zusammen-
setzung haben, wobei jeder Teilnehmer direkt in dem Thema involviert 
ist, das in dieser Woche diskutiert wird; und der wichtigste Punkt ist, 
dass die Sendung live übertragen wird und ein offenes Ende hat. Das 
Gespräch endet, wenn die Gäste dies entscheiden und nicht dann, wenn 
die Fernsehleute sie stoppen“ (Cody 2008).

Das Konzept des Club 2 hört sich für viele Menschen heute eher unge-
wöhnlich an, da wir so sehr an Formate mit kurzer Dauer, hoher Ge-
schwindigkeit und den Zeitmangel in den Medien und unserem Alltags-
leben gewöhnt sind. Offene, unzensierte, kontroverse, den Zuseher und 
die Zuseherin ansprechende Live-Diskussionen unterscheiden sich von 
beschleunigten Medien in Bezug auf Raum und Zeit: Der Club 2 war ein 
öffentlicher Raum, in dem sich Gäste trafen und miteinander in einer 
Atmosphäre diskutierten, die unlimitierte Zeit bot, die öffentlich erlebt 
wurde und während der ein gesellschaftlich wichtiges Thema diskutiert 
wurde. Der Club 2 war demokratische Öffentlichkeit im öffentlich-recht-
lichen Rundfunk.

Raum und Zeit sind zwei wichtige Dimensionen der politischen Öko-
nomie der Öffentlichkeit. Ein sozialer Raum, der genug Diskussionszeit 
bietet, ist aber noch keine Garantie für eine engagierte, kritische und di-
alektische Diskussion, die Eindimensionalität transzendiert, in die Tie-
fe eines Themas eindringt und die Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
verschiedener Positionen verdeutlicht. Raum und Zeit der Öffentlichkeit 
müssen auf intelligente Weise organisiert und gehandhabt werden, so-
dass passende Leute teilnehmen, die Atmosphäre angemessen ist, die 
richtigen Diskussionsfragen gestellt werden und sichergestellt wird, 
dass alle Gäste zu Wort kommen, einander zuhören und dass die Dis-
kussion ungestört vor sich gehen kann, usw. Unbeschränkter Raum, ein 
dialektisch-kontroverser und intellektuell herausfordernder Raum und 
intelligente Organisation sind drei wichtige Aspekte der Öffentlichkeit. 
Es handelt sich dabei um Vorbedingungen von Slow Media, nichtkom-
merziellen Medien, dekolonialisierten Medien und Medien des öffentli-
chen Interesses.
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Wir brauchen langsame Medien (Slow Media). Offline und online. Eine 
Entschleunigung der Medien. Und Slow Media 2.0. Ist eine neue Version 
des Club 2 heute möglich? Wie könnte ein Club 2.0 aussehen und gestal-
tet werden? Spricht man von einer zweiten Version („2.0“), so ist damit 
einerseits gemeint, dass der Club 2 in neuer Form revitalisiert werden 
sollte, um die Öffentlichkeit in Zeiten des autoritären Kapitalismus zu 
stärken. Andererseits bedeutet dies auch, dass man berücksichtigen 
muss, dass die Gesellschaft nicht stillsteht, sich dynamisch entwickelt 
hat und daher neue öffentliche Kommunikationsrealitäten wie das In-
ternet entstanden sind. Ein Club 2.0 braucht daher auch ein etwas ak-
tualisiertes Konzept des Club 2, das die Grundregeln unverändert lässt, 
aber das Konzept erweitert. Ob sich der Club 2.0 von einer Möglichkeit 
in Wirklichkeit verwandelt, ist nicht einfach eine technische Frage, son-
dern auch eine der politischen Ökonomie. Es handelt sich um eine poli-
tische Frage, da die Umsetzung die Entscheidung voraussetzt, dass mit 
der Logik des kommerziellen, unterhaltungsorientierten Fernsehens, 
das von Reality TV dominiert wird, gebrochen wird. Club 2.0 ist also 
auch eine politische Entscheidung für öffentlich-rechtliche Medienfor-
mate. Die Umsetzung ist auch eine wirtschaftliche Frage, da sie einen 
Bruch mit den Prinzipien kolonialisierter Medien, wie hohe Geschwin-
digkeit, Oberflächlichkeit, Knappheit, Algorithmisierung und Automati-
on menschlicher Kommunikation, Postfaktizität, Spektakel, usw., benö-
tigt. Die Umsetzung des Club 2.0 ist eine Frage von Ressourcen und der 
Veränderung der Machtverhältnisse im Mediensystem.
 

Abbildung 4: Konzept des Club 2.0
Abbildung 4 verdeutlicht ein mögliches Konzept für den Club 2.0. Es 
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handelt sich dabei um eine grundsätzliche Idee, die sicherlich variiert 
werden kann. Die wesentlichen Aspekte sind die folgenden: 

•  Club 2-Grundregeln: Club 2.0 verwendet und erweitert die traditionellen 
Prinzipien des Club 2. Die Fernseh-Übertragung beruht auf den erprob-
ten Club 2-Regeln, die entscheidend für die Qualität des Formats sind. 
Die Übertragungen des Club 2.0 sind zeitlich offen, live und unzensiert. 

•  Cross-Medium: Club 2.0 ist ein Cross-Medium, das Live-Fernsehen und 
das Internet kombiniert und dadurch die Grenze zwischen diesen bei-
den Kommunikationsmitteln transzendiert 

•  Online-Video: Club 2.0 wird online über eine Videoplattform live ge-
sendet

•  Autonome soziale Medien, keine traditionellen sozialen Medien: Beste-
hende kommerzielle soziale Medien (YouTube, Twitter, Facebook, etc.) 
sind nicht geeignet, da sie nicht auf den Prinzipien von Slow Media 
und Medien des öffentlichen Interesses basieren. Die Benutzung von 
YouTube würde in Werbeunterbrechungen resultieren, die die Diskus-
sion unterbrechen und zerstören würden.

•  Autonome Videoplattform C2-Tube: Club 2.0 braucht eine eigene On-
line-Videoplattform (C2-Tube). C2-Tube ermöglicht es den Zusehern 
und Zuseherinnen, die Debatte online und über eine Reihe technischer 
Geräte zu empfangen. 

•  Interaktivität: C2-Tube hat auch interaktive Möglichkeiten, die zu ei-
nem bestimmten Grad genutzt werden können. 

•  Nutzergenerierte Diskussionsinputs: Es besteht die Möglichkeit, dass 
Nutzer/innen Diskussionsinputs generieren und diese aktiv in die Sen-
dung eingehen. Dieses Charakteristikum ist verbunden mit einer nicht-
anonymen Registrierung der Nutzer/innen auf der Plattform. Anony-
mität ermuntert Godwins Gesetz, das besagt: „Mit zunehmender Länge 
einer anonymen Online-Diskussion nähert sich die Wahrscheinlichkeit 
für einen Vergleich mit Hitler oder den Nazis dem Wert Eins an”. Die 
Anzahl der registrierten und aktiven Nutzer kann beschränkt werden. 
Die Auswahl der aktiven Nutzer/innen kann zum Beispiel nach dem 
Zufallsprinzip erfolgen. Oder man kann auch alle registrierten Nutzer/
innen an der Diskussion teilnehmen lassen. Nutzergenerierte Diskus-
sionsinputs sollten am besten ein Videoformat haben. Die Anzahl der 
nutzergenerierten Diskussionsinputs, die auf die Plattform geladen 
werden können, sollte am besten limitiert werden (im Idealfall auf ei-
nen Upload pro aktivem Nutzer/aktiver Nutzerin). Da Informationsflut 
Diskussion schwierig macht, sind gewisse Limitierungen sinnvoll, um 
eine entschleunigte Debattenkultur zu ermöglichen. Die aktiven Nut-
zer/innen können auf der Plattform Diskussionsbeiträge machen.

•  Schnittstelle zwischen der Studiodiskussion und der Videoplattform: 
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Zu bestimmten Zeitpunkten der Liveübertragung wird ein nutzergene-
riertes Video ausgewählt und als Input für die Studiodiskussion gezeigt. 
Nutzer/innen formulieren in solchen Videos ihre Meinung zum Thema 
und können auch eine Diskussionsfrage einbringen. In einer zwei- bis 
dreistündigen Diskussion könnten etwa zwei derartige nutzergenerierte 
Inputs benutzt werden. Es ist dabei unvermeidlich, dass ein Auswahlme-
chanismus benutzt wird, um zu entscheiden, welche nutzergenerierten 
Videos in der Livesendung gezeigt werden. Es gibt dazu mehrere Mög-
lichkeiten, wie zum Beispiel eine Zufallsauswahl, die Auswahl durch 
das Produktionsteam, die Auswahl durch einen registrierten Benutzer, 
der zufällig bestimmt wird, die Auswahl durch einen Spezialgast, usw.

•  Diskussion unter Nutzer(inne)n: Club 2.0 ermöglicht, dass Nutzer/
innen miteinander über das Sendungsthema diskutieren. Die Diskus-
sion kann während und/oder nach der Livesendung stattfinden. Die 
ausgewählten Videos, die als Diskussionsinputs fungieren, können 
zur Diskussion auf C2-Tube freigeschalten werden. Kommentare soll-
ten in Video-Form und geschriebener Form möglich sein. Es sollte eine 
Mindestlänge für geschriebene Kommentare und eventuell eine Maxi-
mallänge für Videokommentare geben. Um die Slow Media-Prinzipien 
umzusetzen und den Twitter-Effekt des beschleunigten Stillstandes zu 
vermeiden, sollte die Anzahl der pro Nutzer/in pro Diskussion mögli-
chen Kommentare beschränkt werden. 

•  Das Vergessen der Daten: Videodaten sind sehr speicherintensiv. Daher 
stellt sich die Frage, was mit all jenen Videos passieren soll, die auf die 
Plattform geladen werden, die aber nicht gesendet und nicht zur Dis-
kussion geöffnet werden. Da sie praktisch weniger Bedeutung für die 
öffentliche Diskussion haben, könnten sie nach einer bestimmten Zeit 
gelöscht werden. Dazu müssen die Nutzer/innen darauf aufmerksam 
gemacht werden, dass das Hochladen eines Videos in vielen Fällen mit 
dem Vergessen der Daten verbunden ist. Zeitgenössische soziale Medi-
en speichern alle Daten und Meta-Daten für immer. Das Vergessen von 
Daten ist daher auch ein Gegenprinzip. Die Online-Diskussionen, die 
aus geschriebenen und Video-Kommentaren bestehen, können entwe-
der archiviert und aufbewahrt oder nach einer bestimmten Zeitperiode 
gelöscht werden.

•  Datenschutzfreundlichkeit: Die meisten sozialen Medien überwachen 
die Nutzer für wirtschaftliche und politische Zwecke, um monetäre 
Profite durch den Verkauf personalisierter Werbung zu erreichen und 
um eine Überwachungsgesellschaft zu etablieren, die mehr Sicherheit 
verspricht, aber die Privatsphäre unterminiert und ein Regime der ka-
tegorischen Verdächtigung aller Bürger und Bürgerinnen installiert. 
Club 2.0 sollte sehr datenschutzfreundlich sein und nur ein Minimum 
von Daten und Meta-Daten speichern, die notwendig sind, um die 
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Plattform zu betreiben. Dazu gehört, dass Nutzer(innen)daten nicht 
verkauft werden und beispielhafte Routinen des Datenschutzes ver-
wendet werden. Datenschutz sollte also eines der Gestaltungsprinzipi-
en des Club 2.0 sein. Dies bedeutet aber nicht, dass der Schutz der Pri-
vatsphäre dabei die Form der anonymen Diskussion annehmen sollte, 
da Anonymität vor allem bei politisch kontroversen Themen Online-
Rowdytum fördern kann. Es geht beim Datenschutz also vielmehr um 
die Speicherung und Nutzung von Daten.

•  Soziale Produktion: Die heute dominanten sozialen Medien sind hoch-
gradig individualistisch. Die Produktion von nutzergenerierten Videos 
für Club 2.0 könnten im Gegensatz dazu die Form der kooperativen, 
sozialen Produktion annehmen, die den Individualismus transzendiert 
und wahrhaft soziale Medien schafft, sodass der Club 2.0 in Bildungsin-
stitutionen integriert wird, in denen Menschen gemeinsam lernen und 
Wissen erzeugen, indem sie Diskussionsinputs und kollektive Positio-
nen erarbeiten und in Videoform produzieren. Dazu ist es notwendig, 
dass die Themen bestimmter Club 2.0-Sendungen etwas im Vorhinein 
bekannt sind. Dies kann durch die Veröffentlichung eines Themenpro-
grammes erreicht werden. Gruppen von Nutzer(inne)n können zusam-
men Videos vorbereiten, die sie am Abend der relevanten Club 2.0-Sen-
dung auf die Plattform laden können, sobald die Upload-Möglichkeit 
aktiviert wird.

ORF III ist ein öffentlich-rechtlicher Kultur- und Informationssender, der 
2011 in Betrieb genommen wurde. ORF III spielt eine wichtige Rolle bei 
der Realisierung des Demokratie- und Bildungsauftrages des ORF. Dies 
wird heute durch einen Fokus auf u.a. Zeitgeschichte, aktuelles Zeitge-
schehen, Europa, Nationalratsdebatte, politische Diskussion erreicht. 
ORF III eignet sich hervorragend als Fernsehplattform für den Club 2.0. 
ORF III könnte dabei Bildungs- und Politikfernsehen mit der Interaktivi-
tät und den Partizipationsmöglichkeiten des Internets verkoppeln und 
eine demokratische Innovation schaffen, die auf dem ORF-Konzept des 
Club 2 aufbaut und diesen für das Zeitalter der digitalen Medien aktua-
lisiert. 

Der Club 2.0 ist ein Ausdruck der demokratischen digitalen Öffentlich-
keit. In ihm manifestiert sich eine Kombination von Elementen delibe-
rativer und partizipativer Demokratie. Der Club 2.0 bietet Raum und Zeit 
für kontroverse politische Kommunikation und ermöglicht es Bürgern 
und Bürgerinnen, sich kollektiv und individuell durch Videos und Kom-
mentare an der Diskussion zu beteiligen. Der kommunikative Aspekt der 
deliberativen Demokratie und der Partizipationsgedanke der Basisde-
mokratie werden im Modell des Club 2.0 verbunden. 
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4.3. Die Online-Werbeabgabe
Die Öffentlichkeit ist nicht nur ein kultureller Raum der politischen In-
formation und Kommunikation, sondern hat auch eine politische Öko-
nomie. Demokratische Innovationen wie der Club 2.0 und ein öffentlich-
rechtliches YouTube müssen finanziert werden. Eine Möglichkeit besteht 
darin, diese Angebote vollständig oder teilweise durch die Rundfunkge-
bühr zu finanzieren. Die Einführung einer Online-Werbeabgabe zur Fi-
nanzierung öffentlich-rechtlicher Internetangebote ist eine weitere Mög-
lichkeit.

Google und Facebook bilden im Bereich der Onlinewerbung ein Duopol: 
Laut Schätzungen kontrollierte Google im Jahr 2016 55.2% des globalen 
Onlinewerbeumsatzes und Facebook 12.3%10. Werbung verlagert sich 
heute zunehmend vom Print- in den Onlinebereich, also vorwiegend zu 
Google und Facebook. Beide Unternehmen sind aber Meister der Steu-
ervermeidung, was dazu führt, dass sie in Europa sehr geringe Steuern 
bezahlen, was wiederum zu scharfer öffentlicher Kritik geführt hat. Das 
Problem, wie man derartige Onlineunternehmen effektiv besteuern 
kann, ist aber bisher ungelöst geblieben. 

Der Verkauf der von Google und Facebook ermöglichten personalisierten 
Online-Werbung als Ware findet zum Zeitpunkt des Ansehens bzw. des 
Anklickens der Werbung statt. Der Werbekunde bezahlt für die perso-
nalisierte Aufmerksamkeit des Nutzers/der Nutzerin, was nur durch die 
Sammlung und Analyse persönlicher Daten möglich ist. Es wird also die 
der Werbung gegebene Aufmerksamkeit des Nutzers/der Nutzerin ver-
kauft. Das Onlineverhalten der Nutzer/in generiert die Daten und Meta-
Daten, die notwendig sind, um die Onlinewerbung zu ermöglichen und 
zu personalisieren. Die Nutzer/innen von Facebook und Google sind 
nicht nur Prosumenten (produzierende Konsumenten, die Daten produ-
zieren), sondern auch digitale Arbeiter/innen, die Wert schöpfen (Fuchs 
2017). Die digitale Arbeit, die in der Aufmerksamkeit für Onlinewerbung 
bzw. dem Anklicken von Online-Werbungen besteht, führt schließlich 
zur Geldtransaktion zwischen der Werbeplattform (Google, Facebook, 
Twitter, etc.) und Werbekunden.

Geht man davon aus, dass monetäre Transaktionen am Ort der Produkti-
on ihres Wertes versteuert werden sollen, so bedeutet dies, dass Online-
Werbung in dem Land versteuert werden sollte, in dem sie angeboten 
und angeklickt wird. Über die IP-Adresse der Nutzer/innen von Facebook 
und Google ist bekannt, in welchem Land sie sich zu bestimmten Nut-
zungszeitpunkten befinden. Jedes Land, das Google und Facebook als 
Personalisierungsoption für Online-Werbung anbieten, stellt eine digi-
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tale Betriebsstätte dar. Werden diese Unternehmen gesetzlich zur Aus-
wertung und Veröffentlichung der jährlichen Werbeimpressionen pro 
Land verpflichtet, so kann daraus ein Umsatz- und Profitanteil für ein 
bestimmtes Land berechnet werden. Führt dieses Land eine Abgabe auf 
Online-Werbung ein, so kann dadurch eine Bemessungsgrundlage der 
Online-Werbeabgabe festgelegt werden. Verweigern Online-Unterneh-
men die Kooperation, so können die Steuerbehörden alternativ den na-
tionalen Anteil am globalen Gesamt- und Profitanteil des Unternehmens 
schätzen und zur Bemessungsgrundlage evtl. eine Pönale für die Nicht-
kooperation hinzufügen. 

Laut Angaben des World Advertising Research Centers11 betrug der Um-
satz der Internetwerbung in Österreich im Jahr 2016 553 Millionen Euro. 
Eine hypothetische zwanzigprozentige Onlinewerbeabgabe würde also 
in Einnahmen von ca. 110 Millionen Euro resultieren, was verdeutlicht, 
dass die Onlinewerbeabgabe in Österreich ein signifikantes ökonomi-
sches Potential hat. Bei einer zehnprozentigen Onlinewerbeabgabe wä-
ren die Einnahmen derzeit ca. 55 Millionen Euro. 

Die partizipative Demokratietheorie betont, dass Demokratie nicht nur 
eine Frage der Kommunikation und des Entscheidungsfindungsprozes-
ses ist, sondern auch Ressourcen benötigt, die demokratische Institu-
tionen ermöglichen. Die Besteuerung von Online-Werbung bietet eine 
Basis für die Finanzierung demokratischer Innovationen im Bereich 
öffentlich-rechtlicher Medien. 

5. Rechtliche Aspekte der digitalen Demokratie im  Bereich der 
öffentlich-rechtlichen Medien

ORFTube und Club 2.0 sind demokratische Innovationen, die dabei 
helfen, die demokratische Öffentlichkeit auf den Bereich der digitalen 
Demokratie auszubauen Es ist aber nicht klar, ob dies auf Basis der der-
zeitigen Gesetzeslage realisiert werden können. Paragraph 4f (2) des 
ORF-Gesetzes verbietet es dem ORF, 28 Arten digitaler Plattformen anzu-
bieten. Es heißt u.a. im Gesetzestext:

„(2) Folgende Online-Angebote dürfen nicht im Rahmen des öffentlich-
rechtlichen Auftrags bereitgestellt werden: [...] 23. Foren, Chats und 
sonstige Angebote zur Veröffentlichung von Inhalten durch Nutzer; zu-
lässig sind jedoch redaktionell begleitete, nicht-ständige Angebote zur 
Übermittlung oder Veröffentlichung von Inhalten durch Nutzer in in-
haltlichem Zusammenhang mit österreichweit gesendeten Fernseh- oder 
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Hörfunkprogrammen. Voraussetzung für die Veröffentlichung von Nut-
zerinhalten in solchen Angeboten ist die Registrierung des Nutzers unter 
Angabe von Vorname und Familienname und der Wohnadresse. Die Re-
gistrierung ist nur zulässig, wenn der Nutzer ohne Zwang und in Kennt-
nis der Sachlage für den konkreten Fall in die Verwendung seiner Daten 
ausdrücklich eingewilligt hat. Der Österreichische Rundfunk hat Nutzer 
bei begründetem Verdacht auf unrichtige Registrierungsangaben zum 
Nachweis der Richtigkeit der Angaben binnen angemessener Frist bei 
sonstiger Löschung des Registrierungsprofils aufzufordern und Nutzer 
mit offenkundig unrichtigen Angaben von vornherein von der Registrie-
rung auszuschließen. Die bei der Registrierung übermittelten Daten dür-
fen zu keinem über die Registrierung hinausgehenden Zweck verwendet 
werden. Auf Verlangen des Nutzers sind sämtliche Daten, einschließlich 
des Registrierungsprofils, zu löschen“ (ORF-Gesetz, § 4[f])12.

ORFTube und Club 2.0 sind „Angebote zur Veröffentlichung von Inhal-
ten durch Nutzer“, fallen also rechtlich unter die angegebene Gesetzes-
passage. Eine Ausnahme besteht aber dann, wenn die nutzergenerierten 
Inhalte „in inhaltlichem Zusammenhang mit österreichweit gesendeten 
Fernseh- oder Hörfunkprogrammen“ stehen. Wird eine Club 2.0-Platt-
form in Zusammenhang mit Fernsehdiskussionen auf ORF III verwendet, 
so stellt sie also eine Ausnahme vom öffentlich-rechtlichen Digitalver-
bot dar. Onlinedienste, die nicht unter die 28 verbotenen öffentlich-
rechtlichen Digitaldienste fallen und die „einen wirksamen Beitrag zur 
Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Kernauftrags (§ 4) leisten“, „dürfen 
nur nach Erstellung eines Angebotskonzepts (§ 5a) erbracht werden“ 
(ORF-Gesetz, § 4f [1]). Der Club 2.0 ist eine Umsetzung von Aspekten 
des öffentlich-rechtlichen Kernauftrags, nämlich der „Förderung des 
Verständnisses für alle Fragen des demokratischen Zusammenlebens“ 
sowie der umfassenden „Information der Allgemeinheit über alle wichti-
gen politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und sportlichen 
Fragen” (ORF-Gesetz, § 4[1]). 

Da es sich um ein neues Format handelt, müsste vor Einführung eine 
Auftragsvorprüfung laut ORF-Gesetz §6 stattfinden. Dazu gehört u.a. ein 
Markttest, bei dem festgestellt wird, ob „das neue Angebot negative Aus-
wirkungen auf die Wettbewerbssituation auf dem jeweils für das Ange-
bot relevanten Markt und auf die Angebotsvielfalt für Seher, Hörer und 
Nutzer haben wird, die im Vergleich zu dem durch das neue Angebot 
bewirkten Beitrag zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Kernauftrags 
unverhältnismäßig sind“ (ORF-Gesetz §6b [1]). Da es kein vergleichbares 
Angebot zum Club 2.0 gibt, ist zu erwarten, dass dieser Test bestanden 
werden würde, sodass der Club 2.0 realisiert werden könnte.
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Wie sieht die rechtliche Situation für ein öffentlich-rechtliches YouTube 
aus? Da es sich um eine Plattform zur Veröffentlichung nutzergenerierter 
Inhalte handelt, trifft auch hier Punkt 23 der digitalen Verbotsliste zu, 
die im § 4f des ORF-Gesetzes spezifiziert und rechtswirksam kodiert ist. 
Ein öffentlich-rechtliches YouTube ist aber nur sinnvoll, wenn es sich um 
ein ständiges Angebot handelt, das nicht unbedingt oder nur teil- und 
zeitweise im Zusammenhang mit österreichweit gesendeten Fernseh- 
oder Radioprogrammen steht. Auf Basis der derzeitigen Gesetzeslage ist 
es daher wahrscheinlich, dass ein ORFTube durch § 4f von der Einfüh-
rung ausgeschlossen ist. Zusätzlich hätte die Einführung von ORFTube 
möglicherwiese tatsächlich Auswirkungen auf die „Wettbewerbssituati-
on auf dem jeweils für das Angebot relevanten Markt“ laut § 6: Die Markt-
dominanz von YouTube/Google würde herausgefordert. Bei einer Auf-
tragsvorprüfung ist aber auch zu berücksichtigen, ob „allfällige positive 
Wettbewerbsauswirkungen des neuen Angebots insbesondere aufgrund 
seiner im Vergleich zu existierenden Medienangeboten innovativen jour-
nalistischen oder technischen Ausgestaltung“ (ORF-Gesetz, § 6b[3]) exis-
tieren. Baut ORFTube auf dem digitalisierten ORF-Programmarchiv auf, 
so stellt dies eine innovative journalistische und technische Ausgestal-
tung einer nutzergenerierten Videoplattform dar. Abzuwägen ist dabei 
auch, ob ORFTube zur „Erfüllung der sozialen, demokratischen und kul-
turellen Bedürfnisse der österreichischen Bevölkerung“ beiträgt und die 
Konkurrenz zu YouTube „im Vergleich zu dem durch das neue Angebot 
bewirkten Beitrag zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Kernauftrags 
unverhältnismäßig” (ORF-Gesetz, § 6b [1]) ist.

Für ORFTube sind zum Beispiel die Bereitstellung von vergangenen Nach-
richten, Dokumentationen und Bildungsinhalte auf der Basis einer CC-BY-
NC Creative Commons-Lizenz von Bedeutung. Dadurch wird die Ausein-
andersetzung der Bevölkerung mit politisch und demokratisch relevanten 
Inhalten laut § 4 (1)(2) des ORF-Gesetzes („Förderung des Verständnisses 
für alle Fragen des demokratischen Zusammenlebens“) gefördert. Durch 
die Ermöglichung der Wiederverwendung von Inhalten kann diese Aus-
einandersetzung besonders aktive und kreative Formen annehmen, wo-
durch der Bildungs- und Demokratieauftrag der öffentlich-rechtlichen 
Medien neue Formen annimmt. Rechtlich gesehen steht der Veröffentli-
chung bildungs- und demokratierelevanter Archivmaterialien § 4e (2) des 
ORF-Gesetzes entgegen, der ein Nachrichtenarchiv explizit verbietet. Die 
Berichterstattung ergänzende audiovisuelle Inhalte dürfen laut § 4e (2) 
maximal sieben Tage online zur Verfügung gestellt werden. 
Soll die demokratische Bildung, Information und Kommunikation durch 
kreative und aktive Auseinandersetzung der Bürger und Bürgerinnen im 
Sinn des Demokratieauftrags des ORF gestärkt werden, so ist diese Rege-
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lung kontraproduktiv und verhindert, dass die Potentiale der digitalen 
Medien für den Demokratieauftrag ausgeschöpft werden. Durch rechtlich 
festgesetzte zeitliche und geographische Beschränkung (Verweildauer 
von audio-visuellen öffentlich-rechtlichen Online-Inhalten => Löschung 
nach einer bestimmten Anzahl von Tagen; Geoblocking) des Online-
Zugangs auf demokratiepolitisch und bildungsrelevantes Material, das 
zur demokratischen Information, Bildung und Kommunikation beiträgt, 
wird der Bildungs- und Demokratieauftrag öffentlich-rechtlicher audio-
visueller Medien stark eingeschränkt. Die Möglichkeiten der digitalen 
Medien zur Speicherung und kreativen Veränderung und Wiederverwen-
dung von audiovisuellen Inhalten werden dadurch limitiert und nicht 
ausgeschöpft. In Deutschland gab es 2017 Diskussionen der Länderchefs 
darüber, die 7-Tage-Verweildauer für audiovisuelle Onlineinhalte auf 
ARD und ZDF zu streichen, da diese nicht zeitgemäß sei (Reichert 2017).

Insgesamt sieht es danach aus, dass ORFTube auf Basis der derzeitigen 
Gesetzeslage auf Grund von § 4f des ORF-Gesetzes nur als „nicht-stän-
diges“ Angebot mit Bezug auf „österreichweit gesendete Fernseh- oder 
Hörfunkprogramme“ eingeführt werden könnte. Es wäre also möglich, 
konkrete Fernseh- und Radiosendungen interaktiv und partizipativ 
durch den ORFTube zu begleiten. Wird Archivmaterial zum Remixen zur 
Verfügung gestellt und werden die resultierenden nutzergenerierten In-
halte auf der Plattform veröffentlicht, so stellt sich die rechtliche Frage, 
ob es sich bei ORF-Archivmaterial um „österreichweit gesendete Fern-
seh- oder Hörfunkprogramme“ laut dem ORF-Gesetz handelt.

Die 2009 von der EU-Kommission erlassene Rundfunkmitteilung besagt 
u.a., dass eine Ausnahme vom Beihilfeverbot des Staates bei der Einfüh-
rung neuer Dienste der öffentlich-rechtlichen Medien nur unter bestimm-
ten Kriterien zulässig ist. Dazu gehört, dass diese Dienste den demokra-
tischen, sozialen und kulturellen Bedürfnissen der Bevölkerung dienen 
und es keine und es keine unverhältnismäßigen Marktauswirkungen 
gibt. Es heißt in der Mitteilung: „Damit die fundamentale Bedeutung der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in dem neuen, digitalen Um-
feld gesichert wird, dürfen die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
staatliche Beihilfen einsetzen, um über neue Verbreitungsplattformen 
audiovisuelle Dienste bereitzustellen, die sich an die allgemeine Öf-
fentlichkeit oder an Gruppen mit besonderen Interessen richten, sofern 
diese Dienste den demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnis-
sen der jeweiligen Gesellschaft dienen und keine unverhältnismäßigen 
und bei der Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags vermeidbaren 
Auswirkungen auf den Markt haben“13 (§81). Die Einführung von Public 
Value-Tests und deren Markttest resultierte aus dieser Regelung. 
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Der Verband Österreichischer Zeitungen und der Verband Österreichi-
scher Privatsender reichten in den Jahren 2004 und 2005 Beschwerden 
gegen das Online-Angebot des ORFs ein. 2009 kam es zu einer Einigung 
zwischen EU-Kommission und der österreichischen Regierung, die die 
Novelle des ORF-Gesetzes im Jahr 2010 zur Folge hatte. Darin heißt es: 
„Österreich schlägt vor klarzustellen, dass bestimme Online-Angebote, 
die seiner Auffassung nach eindeutig nicht der Deckung der sozialen, 
demokratischen und kulturellen Bedürfnisse der österreichischen Ge-
sellschaft dienen, nicht zum öffentlich-rechtlichen Auftrag gehören und 
folglich nicht mit Programmentgelten finanziert werden dürfen” (Euro-
päische Kommission 2009). Durch die geplante Novelle des ORF-Geset-
zes im Jahr 2010, im Zuge dessen der § 4f und die Auftragsvorprüfung 
eingeführt wurden, wurden die Bedenken der EU-Kommission, dass der 
ORF den Wettbewerb im Bereich der Online-Dienste negativ beeinflusse, 
ausgeräumt. Die Gesetzesnovelle führte u.a. dazu, dass die ORF Futu-
rezone an den Kurier verkauft wurde, der Ö3- und FM4-Chat eingestellt 
wurden und die Kommentarfunktion unter ORF-Online-Artikeln einge-
schränkt wurde. 

Die EU formulierte im Jahr 2000 die Lissabon-Strategie, als deren Teil 
sie bis 2010 zum „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum der Welt” (Europäischer Rat 2000) werden woll-
te. In Bezug auf die Internetökonomie wurde dieses Ziel nicht erreicht: 
Amerikanische Konzerne, die primär aus Kalifornien stammen, domi-
nieren das Internet. Man hat verkannt, dass es nicht funktioniert, dass 
man das kalifornische Modell in Europa einfach imitiert und adaptiert, 
da die europäische Medienlandschaft eine andere Struktur hat als die 
nordamerikanische. Öffentlich-rechtliche Medien wie der ORF und alter-
native Medien (wie die freien Radios) sind in Europa von Bedeutung. In 
Bezug auf öffentlich-rechtliche Medien bedeutet dies, dass es ein sehr 
großes, bisher wenig genutztes Potenzial zur Schaffung öffentlich-recht-
licher Internetplattformen gibt, um die Dominanz von Google, Facebook 
und ähnlicher Unternehmen im Internet in Europa zurückzudrängen.

Markt- und Wettbewerbstests im Rahmen von Public Value Test, wie ge-
setzlich etwa in Österreich im Abschnitt §6 des ORF-Gesetzes (Auftrags-
vorprüfung) oder in Großbritannien als „Public Interest Test“ im BBC 
Agreement definiert, sollen verhindern, dass die Angebote öffentlich-
rechtlicher Medien konkurrierende Angebote kommerzieller, profitori-
entierter Anbieter schädigen. Im Bereich der Online-Medien gibt es aber 
keine reale europäische Konkurrenz zu Google, YouTube, Facebook und 
Twitter. Öffentlich-rechtliche Internetplattformen sind eine Möglichkeit, 
die Monopolstellung dieser kalifornischen Unternehmen praktisch in 
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Frage zu stellen. Die Wettbewerbsregelungen für öffentlich-rechtliche 
Medien in der EU, die die Form des Markttestes im Zuge von Public Value 
Tests annehmen, haben den Effekt, dass die Internetmonopole rechtlich 
legitimiert, abgesichert und vertieft werden. Öffentlich-rechtliche Inter-
netplattformen wie zum Beispiel ein öffentlich-rechtliches YouTube ha-
ben große demokratische Potentiale und könnten außerdem ein europä-
isches Internetangebot vorantreiben. Dazu bedarf es einem Umdenken 
und Veränderungen auf der Ebene der Gesetzgebung. Der Wettbewerbs- 
und Markttest der Public Value Tests stützt die Profitinteressen der gro-
ßen amerikanischen Internetkonzerne, die den Markt dominieren. Es ist 
an der Zeit, diese Regelungen, die sich zum Beispiel im ORF-Gesetz in 
den Paragraphen 4f und 6 finden, nicht nur in Österreich, sondern euro-
paweit abzuschaffen.

6. Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen

Diese Teilstudie befasste sich mit dem Zusammenhang von digitaler De-
mokratie und öffentlich-rechtlichen Medien. Sie ging dabei auf drei Fra-
gen ein: 

Frage 1:  Wobei handelt es sich bei digitaler Demokratie und digitaler Öf-
fentlichkeit?

Frage 2:  Was sind die heutigen Haupttendenzen der Entwicklung digita-
ler Medien, welche demokratischen Möglichkeiten und Defizite 
gibt es dabei und welche Rolle können öffentlich-rechtlichen 
Medien bei der Stärkung digitaler Demokratie und digitaler Öf-
fentlichkeit spielen?

Frage 3:  Welche rechtlichen Rahmenbedingungen werden benötigt, da-
mit öffentlich-rechtliche Medien die digitale Demokratie stär-
ken können?

Die Ergebnisse können zusammenfassend folgendermaßen dargestellt 
werden:

Frage 1:  Wobei handelt es sich bei digitaler Demokratie und digitaler Öf-
fentlichkeit?

•  Kommunikation ist ein wichtiger Aspekt aller Demokratiemodelle. 
Man kann zwischen liberal-repräsentativdemokratischen, plebiszitär-
direktdemokratischen, deliberativen und partizipativen Demokratiety-
pen unterscheiden.

•  Bei der Öffentlichkeit handelt es sich um eine Sphäre der öffentlichen poli-
tischen Kommunikation, die zwischen den anderen Subsystemen der Ge-
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sellschaft, also der Wirtschaft, der Politik, der Kultur und dem Privatleben, 
vermittelt. Die Öffentlichkeit mediatisiert die politische Kommunikation.

•  Öffentlich-rechtliche Medien als öffentliche Kommunikationssysteme 
mit öffentlichem Kultur- und Wirtschaftscharakter spielen eine beson-
dere kommunikative und informationelle Rolle in der Demokratie. Der 
Demokratieauftrag soll daher garantieren, dass öffentlich-rechtliche 
Medien einen Beitrag zur demokratischen Kommunikation leisten.

•  Digitale Demokratie bedeutet, dass demokratische Praktiken sich auf di-
gitale Medien stützen. Politische Informations-, Kommunikations- und 
Kooperationsprozesse der Demokratie werden dabei durch Computer-
vermittlung unterstützt. Man kann zwischen liberal-repräsentativdemo-
kratischen, plebiszitären, deliberativen und partizipativen/basisdemo-
kratischen Elementen der digitalen Demokratie unterscheiden.

•  Methoden der digitalen Repräsentativdemokratie sind die am weites-
ten praktizierte Form der digitalen Demokratie. 

•  Plebiszitäre Politikmodelle sind mit der Gefahr konfrontiert, dass sie 
die Ausbildung eines autoritären, charismatischen Führerstaates be-
gleiten, in dem populistische Maßnahmen per Mausklick durch das 
Volk legitimiert werden. Die Rolle der Volksabstimmungen im Nazi-
Faschismus verdeutlicht die Gefahren der Plebiszite. Die Gefahren von 
(digitalen) Plebisziten bleiben im Zeitalter digitaler Medien aktuell. 

•  Demokratische Innovationen sind am ehesten vom Modell der partizi-
pativen (digitalen) Demokratie und vom Modell der deliberativen (digi-
talen) Demokratie zu erwarten. 

Frage 2:  Was sind die heutigen Haupttendenzen der Entwicklung digita-
ler Medien, welche demokratischen Möglichkeiten und Defizite 
gibt es dabei und welche Rolle können öffentlich-rechtlichen 
Medien bei der Stärkung digitaler Demokratie und digitaler Öf-
fentlichkeit spielen?

•  Die Logik des Kommerzes und der Macht schränken den demokrati-
schen Charakter der Öffentlichkeit ein. Das Internet und soziale Medi-
en sind heute kein Ausdruck einer demokratischen Öffentlichkeit und 
der digitalen Demokratie, sondern werden von transnationalen Kon-
zernen wie Google, Facebook, Baidu, Yahoo, Tencent, Amazon und der 
Alibaba Group dominiert. 

•  Die Prozesse, die Jürgen Habermas als Feudalisierung der Öffentlich-
keit und Kolonialisierung der Lebenswelt bezeichnet und als antide-
mokratische Tendenzen kritisiert, manifestieren sich im Internet als 
digitale Arbeit, digitale Überwachung, digitale Monopole, eine durch 
asymmetrische Macht gekennzeichnete digitale Aufmerksamkeitsöko-
nomie, digitale Kommerzkultur, digitale Beschleunigung, Mangel an 
Raum und Zeit für Diskussion und Komplexität, unsoziale soziale Me-

134



D E R  A U F T R A G :  D E M O K R A T I E

dien, postfaktische Online-Politik, Fake-Nachrichten, automatisierte 
algorithmische Politik und fragmentierte Öffentlichkeiten. 

•  Diese Tendenzen führen insgesamt zu einer digitalen Öffentlichkeit, die 
von wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Machtasymmetrien 
gekennzeichnet ist. Sie sind der digitalen Demokratie entgegengesetzt. 

•  Ein öffentlich-rechtliches YouTube würde den Demokratieauftrag- und 
den Bildungsauftrag öffentlich-rechtlicher Medien in der Form eines 
Partizipationsauftrags erweitern und für das digitale Zeitalter aktua-
lisieren. Es handelt sich beim öffentlich-rechtlichen YouTube um eine 
eigenständige, nicht gewinnorientierte Videoplattform, die Archivma-
terial öffentlich-rechtlicher Medien auf Basis einer Creative Commons 
CC-BY-NC-Lizenz anbietet und es Nutzer/innen ermöglicht diese Inhal-
te weiterzuverwenden und zu remixen. Partizipation kann dadurch 
stattfinden, dass Nutzer/innen eingeladen werden, begleitend zu Fern-
seh- und Radiosendungen zu bestimmten Themen nutzergenerierte Vi-
deos hochzuladen. 

•  Die europaweite Kooperation öffentlich-rechtlicher Medien sowie die 
Kooperation zwischen öffentlich-rechtlichen Medien und gemeinnüt-
zigen zivilgesellschaftlichen und kulturellen Organisationen bietet 
sich im Kontext eines öffentlich-rechtlichen YouTubes an.

•  Das öffentlich-rechtliche YouTube ist eine spezifische audiovisuelle 
Manifestation des Konzeptes des Public Open Space und ein Ausdruck 
von Elementen der partizipativen Demokratie. 

•  Beim Club 2.0 handelt es sich um eine Aktualisierung des ORF-Kon-
zepts des Club 2 im Zeitalter digitaler Medien. Club 2.0 kombiniert un-
zensierte Studiodiskussion, die ohne Zeitlimit im Fernsehen und auf 
einer eigenen Videoplattform übertragen wird, mit Online-Nutzerdis-
kussionen und nutzergenerierten Videos zum Diskussionsthema. Ein-
zelne nutzergenerierte Videos werden zu bestimmten Zeitpunkten in 
der Live-Sendung als nutzergenerierte Diskussionsinputs verwendet 
und als Teil der Liveübertragung im Fernsehen ausgestrahlt. 

•  Der kommunikative Aspekt der deliberativen Demokratie und der Parti-
zipationsgedanke der Basisdemokratie werden im Modell des Club 2.0 
verbunden. Der Club 2 und seine digitaldemokratische Aktualisierung 
in der Form des Club 2.0 sind mediatisierte Praktiken der deliberativen 
und partizipativen demokratischen Öffentlichkeit.

•  Werbung verlagert sich heute zunehmend vom Print- in den Onlinebe-
reich und dabei vorwiegend zur personalisierten Werbung von Google 
und Facebook, die ein Duopol der Online-Werbung bilden, aber gleich-
zeitig Meister der Steuervermeidung sind, wodurch die Öffentlichkeit 
geschädigt wird. Die Einführung einer Online-Werbeabgabe drängt 
Monopolisierungstendenzen zurück und schafft eine Finanzbasis für 
öffentlich-rechtliche digitale Demokratieprojekte. 
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Frage 3:  Welche rechtlichen Rahmenbedingungen werden benötigt, da-
mit öffentlich-rechtliche Medien die digitale Demokratie stär-
ken können?

•  Durch die 2009 von der EU-Kommission erlassene Rundfunkmitteilung 
wurde die Entwicklung und Bereitstellung von öffentlich-rechtlichen 
Online-Diensten, die die digitale Demokratie stärken, erschwert. Ein 
Ausdruck dieser Tendenz ist der Markt- und Wettbewerbstest im Rah-
men der Public Value Tests.

•  Da das Internet von transnationalen Monopolkonzernen dominiert 
wird, stärken rechtliche Limitierungen und Verbote öffentlich-rechtli-
cher Internetplattformen, wie zum Beispiel der Paragraph 4f des ORF-
Gesetzes, die Monopolmacht dieser vorwiegend kalifornischen Unter-
nehmen.

•  Geoblocking, limitierte Verweildauer und rechtliche Löschvorgaben 
(z.B. die 7-Tages-Regel und die entsprechenden Regelungen im Para-
graph 4e des ORF-Gesetzes) für öffentlich-rechtliche Online-Inhalte 
unterminieren die Möglichkeiten des Internets und schaden der Reali-
sierung des Demokratieauftrags öffentlich-rechtlicher Medien. 

Auf Basis dieser Analyse werden die folgenden Handlungsempfehlun-
gen an den ORF gegeben:

•  Es wird empfohlen, dass der ORF Innovationen der digitalen Demokra-
tie entwickelt, die auf den Modellen der deliberativen und der partizi-
pativen Demokratie beruhen.

•  Es wird empfohlen, dass der ORF und andere öffentlich-rechtliche Me-
dien aktive Schritte dazu setzen und sich bemühen, öffentlich-rechtli-
che Online-Plattformen aufzubauen, um dem heutigen Mangel an digi-
taler Demokratie im Internet entgegenzuwirken. 

•  Es wird empfohlen, dass der ORF den Club 2 in der Form des Club 2.0 
neu belebt, dazu den Club 2 in seinem Originalformat auf ORF III rea-
lisiert und mit einer Online-Video-Plattform (C2-Tube) kombiniert. Der 
Club 2.0 würde es dem ORF und ORF III ermöglichen, den Demokratie-
auftrag öffentlich-rechtlicher Medien an das Zeitalter digitaler Medien 
anzupassen und dabei Elemente deliberativer und partizipativer De-
mokratiemodelle zu verwenden.

•  Es wird empfohlen, dass der ORF ein Detailkonzept des Club 2.0 erstellt 
und eine Begleitstudie zur Einführung des Club 2.0 in Auftrag gibt. 

•  Es wird empfohlen, dass der ORF sich um die Einführung eines öf-
fentlich-rechtlichen YouTube (ORFTube) bemüht, um den Demokra-
tieauftrag öffentlich-rechtlicher Medien im Zeitalter digitaler Medien 
zu aktualisieren und zum Ausbau der digitalen Demokratie und der 
demokratischen digitalen Öffentlichkeit beizutragen.
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•  Es wird empfohlen, dass öffentlich-rechtliche Medien sich für die For-
derung aussprechen, dass eine Online-Werbeabgabe eingeführt wird 
und die dadurch erzielten Erlöse verwendet werden, um öffentliche 
und öffentlich-rechtliche Projekte der digitalen Demokratie zu finan-
zieren.

•  Es wird empfohlen, dass als Grundlagenmaßnahme zur Stärkung di-
gitaler Demokratie und zur Adaptierung des Demokratieauftrages 
öffentlich-rechtlicher Medien an das Zeitalter digitaler Medien, die 
nationalen und EU-rechtlichen Grundlagen so geändert werden, dass 
Wettbewerbstests und Markttests im Rahmen von Public Value Tests in 
Zukunft entfallen.

•  Es wird empfohlen, dass als Grundlagenmaßnahme zur Stärkung di-
gitaler Demokratie und zur Adaptierung des Demokratieauftrages 
öffentlich-rechtlicher Medien an das Zeitalter digitaler Medien, die 
nationalen und EU-rechtlichen Grundlagen so geändert werden, dass 
das Geoblocking und die zeitlich beschränkte Verweildauer öffentlich-
rechtlicher audiovisueller Inhalte abgeschafft werden und öffentlich-
rechtliche Inhalte global und zeitlich unbeschränkt zugänglich ge-
macht werden. 

•  Es wird empfohlen, zur Stärkung des Demokratieauftrages öffentlich-
rechtlicher Medien das ORF-Gesetz derart zu ändern, dass der ORF On-
linedienste und Onlineplattformen ohne rechtliche Beschränkungen 
und Verbote und Inhalte darauf ohne zeitlich beschränkte Verweildau-
er anbieten kann, sofern diese einem dem Wesen der digitalen Medien 
angepassten Bildungs- und Demokratieauftrag entsprechen. Es geht 
dabei vor allem um eine Änderung der Paragraphen 4e und 4f des ORF-
Gesetzes.•
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The four horsemen of the post-broadcast era
Univ.-Prof. Dr.Marko Ala-Fossi, Texte 13

Transnational television
Dr.in Kati Förster, Texte 14

We are all Greeks
Univ.-Prof.in Dr.in Katharine Sarikakis, Texte 9

Auf dem Weg zum Publikum
Dr. Florian Oberhuber, Texte 8

Die Zukunft des Fernsehens
Dr. Alexander Wrabetz, Texte 8

Gesetze und Regulative




